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Geltendes Recht Regierungsentwurf 

Synopse Synopse 

 Entwurf eines Gesetzes zur För-
derung des Einsatzes von Video-
konferenztechnik in der Zivilge-
richtsbarkeit und den Fachge-

richtsbarkeiten 

Gerichtsverfassungsgesetz Gerichtsverfassungsgesetz 

( - GVG) 
vom: 09.05.1975 - zuletzt geän-

dert durch Art. 5 G v. 
19.12.2022 I 2606 

( - GVG) 
vom: 09.05.1975 - zuletzt geän-

dert durch Art. 5 G v. 
19.12.2022 I 2606 

E r s t e r  T i t e l  E r s t e r  T i t e l  

G e r i c h t s b a r k e i t  G e r i c h t s b a r k e i t  

§ 185 § 185 

(1) Wird unter Beteiligung von Perso-
nen verhandelt, die der deutschen Sprache 
nicht mächtig sind, so ist ein Dolmetscher 
zuzuziehen. Ein Nebenprotokoll in der 
fremden Sprache wird nicht geführt; jedoch 
sollen Aussagen und Erklärungen in frem-
der Sprache, wenn und soweit der Richter 
dies mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der 
Sache für erforderlich erachtet, auch in der 
fremden Sprache in das Protokoll oder in 
eine Anlage niedergeschrieben werden. In 
den dazu geeigneten Fällen soll dem Pro-
tokoll eine durch den Dolmetscher zu be-
glaubigende Übersetzung beigefügt wer-
den. 

(1) u n v e r ä n d e r t  



 - 2 -  

Geltendes Recht Regierungsentwurf 

(1a) Das Gericht kann gestatten, dass 
sich der Dolmetscher während der Ver-
handlung, Anhörung oder Vernehmung an 
einem anderen Ort aufhält. Die Verhand-
lung, Anhörung oder Vernehmung wird 
zeitgleich in Bild und Ton an diesen Ort 
und in das Sitzungszimmer übertragen. 

(1a) Der Vorsitzende kann gestatten 
oder anordnen, dass der Dolmetscher per 
Bild- und Tonübertragung an der Ver-
handlung, Anhörung oder Vernehmung 
teilnimmt. Der Vorsitzende kann zusätz-
lich anordnen, dass sich der Dolmet-
scher an demselben Ort aufhält, wie die 
Person, die der deutschen Sprache 
nicht mächtig ist. 

(2) Die Zuziehung eines Dolmet-
schers kann unterbleiben, wenn die betei-
ligten Personen sämtlich der fremden Spra-
che mächtig sind. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) In Familiensachen und in Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
bedarf es der Zuziehung eines Dolmet-
schers nicht, wenn der Richter der Spra-
che, in der sich die beteiligten Personen er-
klären, mächtig ist. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 191a § 191a 

(1) Eine blinde oder sehbehinderte 
Person kann Schriftsätze und andere Do-
kumente in einer für sie wahrnehmbaren 
Form bei Gericht einreichen. Sie kann nach 
Maßgabe der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 2 verlangen, dass ihr Schriftsätze und 
andere Dokumente eines gerichtlichen Ver-
fahrens barrierefrei zugänglich gemacht 
werden. Ist der blinden oder sehbehinder-
ten Person Akteneinsicht zu gewähren, 
kann sie verlangen, dass ihr die Aktenein-
sicht nach Maßgabe der Rechtsverordnung 
nach Absatz 2 barrierefrei gewährt wird. 
Ein Anspruch im Sinne der Sätze 1 bis 3 
steht auch einer blinden oder sehbehinder-
ten Person zu, die von einer anderen Per-
son mit der Wahrnehmung ihrer Rechte be-
auftragt oder hierfür bestellt worden ist. 
Auslagen für die barrierefreie Zugänglich-
machung nach diesen Vorschriften werden 
nicht erhoben. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Das Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz bestimmt durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, unter welchen Vo-
raussetzungen und in welcher Weise die in 
Absatz 1 genannten Dokumente und Doku-
mente, die von den Parteien zur Akte ge-
reicht werden, einer blinden oder sehbehin-
derten Person zugänglich gemacht werden, 
sowie ob und wie diese Person bei der 
Wahrnehmung ihrer Rechte mitzuwirken 
hat. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Elektronische Dokumente sind für 
blinde oder sehbehinderte Personen barrie-
refrei zu gestalten, soweit sie in Schriftzei-
chen wiedergegeben werden. Erfolgt die 
Übermittlung eines elektronischen Doku-
ments auf einem sicheren Übermittlungs-
weg, ist dieser barrierefrei auszugestalten. 
Sind elektronische Formulare eingeführt (§ 
130c der Zivilprozessordnung, § 14a des 
Gesetzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, § 46f des Ar-
beitsgerichtsgesetzes, § 65c des Sozialge-
richtsgesetzes, § 55c der Verwaltungsge-
richtsordnung, § 52c der Finanzgerichts-
ordnung), sind diese blinden oder sehbe-
hinderten Personen barrierefrei zugänglich 
zu machen. Dabei sind die Standards von 
§ 3 der Barrierefreie-Informationstechnik-
Verordnung vom 12. September 2011 
(BGBl. I S. 1843) in der jeweils geltenden 
Fassung maßgebend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

 (4) In gerichtlichen Verfahren ein-
gesetzte Videokonferenztechnik ist für 
die Verständigung mit einer blinden o-
der sehbehinderten Person auf deren 
Verlangen barrierefrei zugänglich zu 
machen. Absatz 3 Satz 4 gilt entspre-
chend. 
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§ 193 § 193 

 (1) Die Beratung und die Abstim-
mung können mit Einverständnis aller 
zur Entscheidung berufenen Richter 
ganz oder teilweise per Bild- und Ton-
übertragung durchgeführt werden. In 
diesem Fall ist durch organisatorische 
und technische Maßnahmen die Wah-
rung des Beratungsgeheimnisses si-
cherzustellen. 

(1) Bei der Beratung und Abstimmung 
dürfen außer den zur Entscheidung berufe-
nen Richtern nur die bei demselben Gericht 
zu ihrer juristischen Ausbildung beschäftig-
ten Personen und die dort beschäftigten 
wissenschaftlichen Hilfskräfte zugegen 
sein, soweit der Vorsitzende deren Anwe-
senheit gestattet. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(2) Ausländische Berufsrichter, 
Staatsanwälte und Anwälte, die einem Ge-
richt zur Ableistung eines Studienaufenthal-
tes zugewiesen worden sind, können bei 
demselben Gericht bei der Beratung und 
Abstimmung zugegen sein, soweit der Vor-
sitzende deren Anwesenheit gestattet und 
sie gemäß den Absätzen 3 und 4 verpflich-
tet sind. Satz 1 gilt entsprechend für aus-
ländische Juristen, die im Entsendestaat in 
einem Ausbildungsverhältnis stehen. 

(3) Ausländische Berufsrichter, 
Staatsanwälte und Anwälte, die einem Ge-
richt zur Ableistung eines Studienaufenthal-
tes zugewiesen worden sind, können bei 
demselben Gericht bei der Beratung und 
Abstimmung zugegen sein, soweit der Vor-
sitzende deren Anwesenheit gestattet und 
sie gemäß den Absätzen 4 und 5 verpflich-
tet sind. Satz 1 gilt entsprechend für aus-
ländische Juristen, die im Entsendestaat in 
einem Ausbildungsverhältnis stehen. 
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(3) Die in Absatz 2 genannten Perso-
nen sind auf ihren Antrag zur Geheimhal-
tung besonders zu verpflichten. § 1 Abs. 2 
und 3 des Verpflichtungsgesetzes vom 2. 
März 1974 (BGBl. I S. 469, 547 - Artikel 42) 
gilt entsprechend. Personen, die nach Satz 
1 besonders verpflichtet worden sind, ste-
hen für die Anwendung der Vorschriften 
des Strafgesetzbuches über die Verletzung 
von Privatgeheimnissen (§ 203 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2, Satz 2, Absatz 5 und 6, 
§ 205), Verwertung fremder Geheimnisse 
(§§ 204, 205), Verletzung des Dienstge-
heimnisses (§ 353b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, 
Satz 2, Abs. 3 und 4) sowie Verletzung des 
Steuergeheimnisses (§ 355) den für den öf-
fentlichen Dienst besonders Verpflichteten 
gleich. 

(4) Die in Absatz 3 genannten Perso-
nen sind auf ihren Antrag zur Geheimhal-
tung besonders zu verpflichten. § 1 Absatz 
2 und 3 des Verpflichtungsgesetzes vom 2. 
März 1974 (BGBl. I S. 469, 547), das 
durch § 1 Nummer 4 des Gesetzes vom 
15. August 1974 (BGB. I S. 1942) geän-
dert worden ist, gilt entsprechend. Perso-
nen, die nach Satz 1 besonders verpflichtet 
worden sind, stehen für die Anwendung der 
Vorschriften des Strafgesetzbuches über 
die Verletzung von Privatgeheimnissen (§ 
203 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, Satz 2, 
Absatz 5 und 6, § 205), Verwertung frem-
der Geheimnisse (§§ 204, 205), Verletzung 
des Dienstgeheimnisses (§ 353b Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, Satz 2, Abs. 3 und 4) sowie 
Verletzung des Steuergeheimnisses (§ 
355) den für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichteten gleich. 

(4) Die Verpflichtung wird vom Präsi-
denten oder vom aufsichtsführenden Rich-
ter des Gerichts vorgenommen. Er kann 
diese Befugnis auf den Vorsitzenden des 
Spruchkörpers oder auf den Richter über-
tragen, dem die in Absatz 2 genannten 
Personen zugewiesen sind. Einer erneuten 
Verpflichtung bedarf es während der Dauer 
des Studienaufenthaltes nicht. In den Fäl-
len des § 355 des Strafgesetzbuches ist 
der Richter, der die Verpflichtung vorge-
nommen hat, neben dem Verletzten an-
tragsberechtigt. 

(5) Die Verpflichtung wird vom Präsi-
denten oder vom aufsichtsführenden Rich-
ter des Gerichts vorgenommen. Er kann 
diese Befugnis auf den Vorsitzenden des 
Spruchkörpers oder auf den Richter über-
tragen, dem die in Absatz 3 genannten 
Personen zugewiesen sind. Einer erneuten 
Verpflichtung bedarf es während der Dauer 
des Studienaufenthaltes nicht. In den Fäl-
len des § 355 des Strafgesetzbuches ist 
der Richter, der die Verpflichtung vorge-
nommen hat, neben dem Verletzten an-
tragsberechtigt. 
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Gesetz über Rechtsberatung 
und Vertretung für Bürger mit 

geringem Einkommen 

Gesetz über Rechtsberatung 
und Vertretung für Bürger mit 

geringem Einkommen 

(Beratungshilfegesetz - BerHG) 
vom: 18.06.1980 - Zuletzt geän-

dert durch Art. 12 G v. 
25.6.2021 I 2154 

(Beratungshilfegesetz - BerHG) 
vom: 18.06.1980 - Zuletzt geän-

dert durch Art. 12 G v. 
25.6.2021 I 2154 

§ 4 § 4 

Verfahren Verfahren 

(1) Über den Antrag auf Beratungs-
hilfe entscheidet das Amtsgericht, in des-
sen Bezirk die Rechtsuchenden ihren allge-
meinen Gerichtsstand haben. Haben 
Rechtsuchende im Inland keinen allgemei-
nen Gerichtsstand, so ist das Amtsgericht 
zuständig, in dessen Bezirk ein Bedürfnis 
für Beratungshilfe auftritt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der Antrag kann mündlich oder 
schriftlich gestellt werden; § 130a der Zivil-
prozessordnung und auf dessen Grundlage 
erlassene Rechtsverordnungen gelten ent-
sprechend. Der Sachverhalt, für den Bera-
tungshilfe beantragt wird, ist anzugeben. 

(2) Der Antrag kann vor der Ge-
schäftsstelle zu Protokoll erklärt oder 
schriftlich gestellt werden; § 130a der Zivil-
prozessordnung und auf dessen Grundlage 
erlassene Rechtsverordnungen gelten ent-
sprechend. Der Sachverhalt, für den Bera-
tungshilfe beantragt wird, ist anzugeben. 

(3) Dem Antrag sind beizufügen:  (3) u n v e r ä n d e r t  

1. eine Erklärung der Rechtsuchenden 
über ihre persönlichen und wirtschaftli-
chen Verhältnisse, insbesondere An-
gaben zu Familienstand, Beruf, Vermö-
gen, Einkommen und Lasten, sowie 
entsprechende Belege und 

 

2. eine Versicherung der Rechtsuchen-
den, dass ihnen in derselben Angele-
genheit Beratungshilfe bisher weder 
gewährt noch durch das Gericht ver-
sagt worden ist, und dass in derselben 
Angelegenheit kein gerichtliches Ver-
fahren anhängig ist oder war. 

 



 - 7 -  

Geltendes Recht Regierungsentwurf 

 In geeigneten Fällen kann die Ge-
schäftsstelle Erklärungen und Versiche-
rungen nach Satz 1 auch zu Protokoll 
aufnehmen. 

(4) Das Gericht kann verlangen, dass 
Rechtsuchende ihre tatsächlichen Angaben 
glaubhaft machen, und kann insbesondere 
auch die Abgabe einer Versicherung an Ei-
des statt fordern. Es kann Erhebungen an-
stellen, insbesondere die Vorlegung von 
Urkunden anordnen und Auskünfte einho-
len. Zeugen und Sachverständige werden 
nicht vernommen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Haben Rechtsuchende innerhalb 
einer von dem Gericht gesetzten Frist An-
gaben über ihre persönlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse nicht glaubhaft 
gemacht oder bestimmte Fragen nicht oder 
ungenügend beantwortet, so lehnt das Ge-
richt die Bewilligung von Beratungshilfe ab. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) In den Fällen nachträglicher An-
tragstellung (§ 6 Absatz 2) können die Be-
ratungspersonen vor Beginn der Bera-
tungshilfe verlangen, dass die Rechtsu-
chenden ihre persönlichen und wirtschaftli-
chen Verhältnisse belegen und erklären, 
dass ihnen in derselben Angelegenheit Be-
ratungshilfe bisher weder gewährt noch 
durch das Gericht versagt worden ist, und 
dass in derselben Angelegenheit kein ge-
richtliches Verfahren anhängig ist oder war. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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Verordnung zur Verwendung 
von Formularen im Bereich der 

Beratungshilfe 

Verordnung zur Verwendung 
von Formularen im Bereich der 

Beratungshilfe 

(Beratungshilfeformularverord-
nung - BerHFV) 

vom: 02.01.2014 - Geändert 
durch Art. 2 V v. 16.12.2022 I 

2368 

(Beratungshilfeformularverord-
nung - BerHFV) 

vom: 02.01.2014 - Geändert 
durch Art. 2 V v. 16.12.2022 I 

2368 

§ 1 § 1 

Formulare Formulare 

Im Bereich der Beratungshilfe sind zu 
verwenden:  

Im Bereich der Beratungshilfe sind zu 
verwenden:  

1. vom Rechtsuchenden für den Antrag 
auf Gewährung von Beratungshilfe das 
in Anlage 1 bestimmte Formular mit 
Hinweisblatt, falls der Rechtsuchende 
eine natürliche Person ist und den An-
trag nicht mündlich stellt, 

1. vom Rechtsuchenden für den Antrag 
auf Gewährung von Beratungshilfe das 
in Anlage 1 bestimmte Formular mit 
Hinweisblatt, falls der Rechtsuchende 
eine natürliche Person ist und den An-
trag nicht vor der Geschäftsstelle zu 
Protokoll erklärt, 

2. von der Beratungsperson für ihren An-
trag auf Zahlung einer Vergütung das 
in Anlage 2 bestimmte Formular. 

2. u n v e r ä n d e r t  
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Gesetz, betreffend die Einfüh-
rung der Zivilprozeßordnung 

Gesetz, betreffend die Einfüh-
rung der Zivilprozeßordnung 

( - ZPOEG) 
vom: 30.01.1877 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 6 G v. 10.9.2021 

I 4147 

( - ZPOEG) 
vom: 30.01.1877 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 6 G v. 10.9.2021 

I 4147 

 § 16 

(aufgehoben) entfällt 

 (1) Die Bundesregierung und die 
Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung für ihre jeweili-
gen Zuständigkeitsbereiche vollvirtuelle 
Videoverhandlungen zum Zwecke ihrer 
Erprobung zuzulassen. Eine Videover-
handlung (§ 128a der Zivilprozessord-
nung) findet als vollvirtuelle Videover-
handlung statt, wenn alle Verfahrensbe-
teiligten und alle Mitglieder des Gerichts 
an der mündlichen Verhandlung per 
Bild- und Ton-übertragung teilnehmen 
und der Vorsitzende die Videoverhand-
lung von einem anderen Ort als der Ge-
richtsstelle aus leitet. Die Landesregie-
rungen können die in Satz 1 genannte 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung 
auf die Landesjustizverwaltungen über-
tragen. 

 (2) Die Zulassung vollvirtueller Vi-
deoverhandlungen kann auf einzelne 
Gerichte oder Verfahren beschränkt 
werden. In der Rechtsverordnung ist 
Folgendes zu bestimmen: 

 1. die technischen und organisatori-
schen Rahmenbedingungen für die 
Herstellung der Öffentlichkeit nach 
Absatz 4 sowie 

 2. Art und Umfang der nach § 17 zu er-
hebenden Daten. 
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 Die Geltungsdauer der Rechtsverord-
nung ist längstens bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2033 zu befristen. Die 
Rechtsverordnung der Bundesregierung 
bedarf nicht der Zustimmung des Bun-
desrates. 

 (3) Ist durch Rechtsverordnung 
nach den Absätzen 1 und 2 eine vollvir-
tuelle Video-verhandlung zugelassen, 
so ist deren Durchführung nur zulässig, 
wenn 

 1. alle Mitglieder des Gerichts gegen-
über dem Vorsitzenden erklärt ha-
ben, an der mündlichen Verhand-
lung per Bild- und Tonübertragung 
teilzunehmen,  

 2. gegenüber allen Verfahrensbeteilig-
ten eine Videoverhandlung nach § 
128a Absatz 2 der Zivilprozessord-
nung angeordnet wurde und 

 3. kein Verfahrensbeteiligter fristge-
recht Einspruch nach § 128a Absatz 
5 Satz 1 der Zivilprozessordnung 
eingelegt hat. 

 Über die Durchführung einer vollvirtuel-
len Videoverhandlung entscheidet der 
Vorsitzende. 

 (4) In öffentlichen Verhandlungen 
ist die Öffentlichkeit herzustellen, indem 
die vollvirtuelle Videoverhandlung in 
Bild- und Ton an einen öffentlich zu-
gänglichen Raum im zuständigen Ge-
richt übertragen wird. 
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 § 17 

(aufgehoben) entfällt 

 (1) Das Bundesministerium der 
Justiz evaluiert unter Beteiligung der an 
der Erprobung teilnehmenden Länder 
vier Jahre und acht Jahre nach dem … 
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
nach Artikel 19 Absatz 1 dieses Geset-
zes] die mit der vollvirtuellen Videover-
handlung gemachten Erfahrungen und 
die daraus gewonnenen Erkenntnisse.  

 (2) Die an der Erprobung teilneh-
menden Gerichte berichten dem Bun-
desministerium der Justiz zum Zweck 
der Evaluierung nach Absatz 1 am Ende 
eines jeden Kalenderjahres über die in 
ihrem Zuständigkeitsbereich durchge-
führten vollvirtuellen Videoverhandlun-
gen. Der Bericht soll bezogen auf den 
Berichtszeitraum folgende Angaben ent-
halten: 

 1. Anzahl der an der Erprobung teil-
nehmenden Gerichte,  

 2. Anzahl der vollvirtuellen Videover-
handlungen,  

 3. eine Beschreibung der Verfahrens-
art und der Verfahrensbeteiligten,  

 4. Angaben über die technische Aus-
stattung des öffentlichen Übertra-
gungsraums nach § 16 Absatz 4 ein-
schließlich der hierfür entstandenen 
Kosten und Aufwendungen sowie 
der Inanspruchnahme dieses 
Raums durch die Öffentlichkeit und 

 5. Angaben über die Erfahrungen der 
Gerichte und Verfahrensbeteiligten 
mit der Durchführung vollvirtueller 
Videoverhandlungen.“ 
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Zivilprozessordnung Zivilprozessordnung 

( - ZPO) 
vom: 05.12.2005 - zuletzt geän-

dert durch Art. 19 G v. 
22.2.2023 I Nr. 51 

( - ZPO) 
vom: 05.12.2005 - zuletzt geän-

dert durch Art. 19 G v. 
22.2.2023 I Nr. 51 
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§ 117 § 117 

Antrag Antrag; Verordnungsermächtigung 

(1) Der Antrag auf Bewilligung der 
Prozesskostenhilfe ist bei dem Prozessge-
richt zu stellen; er kann vor der Geschäfts-
stelle zu Protokoll erklärt werden. In dem 
Antrag ist das Streitverhältnis unter Angabe 
der Beweismittel darzustellen. Der Antrag 
auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für 
die Zwangsvollstreckung ist bei dem für die 
Zwangsvollstreckung zuständigen Gericht 
zu stellen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Dem Antrag sind eine Erklärung 
der Partei über ihre persönlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse (Familienverhält-
nisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und 
Lasten) sowie entsprechende Belege bei-
zufügen. Die Erklärung und die Belege dür-
fen dem Gegner nur mit Zustimmung der 
Partei zugänglich gemacht werden; es sei 
denn, der Gegner hat gegen den Antrag-
steller nach den Vorschriften des bürgerli-
chen Rechts einen Anspruch auf Auskunft 
über Einkünfte und Vermögen des Antrag-
stellers. Dem Antragsteller ist vor der Über-
mittlung seiner Erklärung an den Gegner 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Er ist über die Übermittlung seiner Erklä-
rung zu unterrichten. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Das Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz wird ermächtigt, 
zur Vereinfachung und Vereinheitlichung 
des Verfahrens durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Formu-
lare für die Erklärung einzuführen. Die For-
mulare enthalten die nach § 120a Absatz 2 
Satz 4 erforderliche Belehrung. 

(3) Das Bundesministerium der Justiz 
wird ermächtigt, zur Vereinfachung und 
Vereinheitlichung des Verfahrens durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Formulare für die Erklärung 
einzuführen. Die Formulare enthalten die 
nach § 120a Absatz 2 Satz 4 erforderliche 
Belehrung. 

(4) Soweit Formulare für die Erklärung 
eingeführt sind, muss sich die Partei ihrer 
bedienen. 

(4) Soweit Formulare für die Erklärung 
nach Absatz 2 eingeführt sind, muss sich 
die Partei ihrer bedienen. In geeigneten 
Fällen kann die Geschäftsstelle die Er-
klärung auch zu Protokoll aufnehmen. 
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§ 118 § 118 

Bewilligungsverfahren Bewilligungsverfahren 

(1) Dem Gegner ist Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben, ob er die Voraus-
setzungen für die Bewilligung von Prozess-
kostenhilfe für gegeben hält, soweit dies 
aus besonderen Gründen nicht unzweck-
mäßig erscheint. Die Stellungnahme kann 
vor der Geschäftsstelle zu Protokoll erklärt 
werden. Das Gericht kann die Parteien zur 
mündlichen Erörterung laden, wenn eine 
Einigung zu erwarten ist; ein Vergleich ist 
zu gerichtlichem Protokoll zu nehmen. Dem 
Gegner entstandene Kosten werden nicht 
erstattet. Die durch die Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen nach Ab-
satz 2 Satz 3 entstandenen Auslagen sind 
als Gerichtskosten von der Partei zu tra-
gen, der die Kosten des Rechtsstreits auf-
erlegt sind. 

(1) Dem Gegner ist Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben, ob er die Voraus-
setzungen für die Bewilligung von Prozess-
kostenhilfe für gegeben hält, soweit dies 
aus besonderen Gründen nicht unzweck-
mäßig erscheint. Die Stellungnahme kann 
vor der Geschäftsstelle zu Protokoll erklärt 
werden. Das Gericht kann die Parteien zur 
mündlichen Erörterung laden, wenn eine 
Einigung zu erwarten ist; ein Vergleich ist 
zu gerichtlichem Protokoll zu nehmen. Dem 
Gegner entstandene Kosten werden nicht 
erstattet. Die durch die Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen nach Ab-
satz 2 Satz 3 entstandenen Auslagen sind 
als Gerichtskosten von der Partei zu tra-
gen, der die Kosten des Rechtsstreits auf-
erlegt sind. § 128a gilt für den Erörte-
rungstermin nach Satz 3 entsprechend. 

(2) Das Gericht kann verlangen, dass 
der Antragsteller seine tatsächlichen Anga-
ben glaubhaft macht, es kann insbeson-
dere auch die Abgabe einer Versicherung 
an Eides statt fordern. Es kann Erhebun-
gen anstellen, insbesondere die Vorlegung 
von Urkunden anordnen und Auskünfte 
einholen. Zeugen und Sachverständige 
werden nicht vernommen, es sei denn, 
dass auf andere Weise nicht geklärt wer-
den kann, ob die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht 
auf Erfolg bietet und nicht mutwillig er-
scheint; eine Beeidigung findet nicht statt. 
Hat der Antragsteller innerhalb einer von 
dem Gericht gesetzten Frist Angaben über 
seine persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse nicht glaubhaft gemacht oder 
bestimmte Fragen nicht oder ungenügend 
beantwortet, so lehnt das Gericht die Bewil-
ligung von Prozesskostenhilfe insoweit ab. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die in Absatz 1, 2 bezeichneten 
Maßnahmen werden von dem Vorsitzen-
den oder einem von ihm beauftragten Mit-
glied des Gerichts durchgeführt. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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§ 120a § 120a 

Änderung der Bewilligung Änderung der Bewilligung 

(1) Das Gericht soll die Entscheidung 
über die zu leistenden Zahlungen ändern, 
wenn sich die für die Prozesskostenhilfe 
maßgebenden persönlichen oder wirt-
schaftlichen Verhältnisse wesentlich verän-
dert haben. Eine Änderung der nach § 115 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 Buchstabe b 
und Nummer 2 maßgebenden Beträge ist 
nur auf Antrag und nur dann zu berücksich-
tigen, wenn sie dazu führt, dass keine Mo-
natsrate zu zahlen ist. Auf Verlangen des 
Gerichts muss die Partei jederzeit erklären, 
ob eine Veränderung der Verhältnisse ein-
getreten ist. Eine Änderung zum Nachteil 
der Partei ist ausgeschlossen, wenn seit 
der rechtskräftigen Entscheidung oder der 
sonstigen Beendigung des Verfahrens vier 
Jahre vergangen sind. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Verbessern sich vor dem in Absatz 
1 Satz 4 genannten Zeitpunkt die wirt-
schaftlichen Verhältnisse der Partei we-
sentlich oder ändert sich ihre Anschrift, hat 
sie dies dem Gericht unverzüglich mitzutei-
len. Bezieht die Partei ein laufendes mo-
natliches Einkommen, ist eine Einkom-
mensverbesserung nur wesentlich, wenn 
die Differenz zu dem bisher zu Grunde ge-
legten Bruttoeinkommen nicht nur einmalig 
100 Euro übersteigt. Satz 2 gilt entspre-
chend, soweit abzugsfähige Belastungen 
entfallen. Hierüber und über die Folgen ei-
nes Verstoßes ist die Partei bei der Antrag-
stellung in dem gemäß § 117 Absatz 3 ein-
geführten Formular zu belehren. 

(2) Verbessern sich vor dem in Absatz 
1 Satz 4 genannten Zeitpunkt die wirt-
schaftlichen Verhältnisse der Partei we-
sentlich oder ändert sich ihre Anschrift, hat 
sie dies dem Gericht unverzüglich mitzutei-
len. Bezieht die Partei ein laufendes mo-
natliches Einkommen, ist eine Einkom-
mensverbesserung nur wesentlich, wenn 
die Differenz zu dem bisher zu Grunde ge-
legten Bruttoeinkommen nicht nur einmalig 
100 Euro übersteigt. Satz 2 gilt entspre-
chend, soweit abzugsfähige Belastungen 
entfallen. Hierüber und über die Folgen ei-
nes Verstoßes ist die Partei bei der Antrag-
stellung zu belehren. 
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(3) Eine wesentliche Verbesserung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse kann ins-
besondere dadurch eintreten, dass die Par-
tei durch die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung etwas erlangt. Das Ge-
richt soll nach der rechtskräftigen Entschei-
dung oder der sonstigen Beendigung des 
Verfahrens prüfen, ob eine Änderung der 
Entscheidung über die zu leistenden Zah-
lungen mit Rücksicht auf das durch die 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 
Erlangte geboten ist. Eine Änderung der 
Entscheidung ist ausgeschlossen, soweit 
die Partei bei rechtzeitiger Leistung des 
durch die Rechtsverfolgung oder Rechts-
verteidigung Erlangten ratenfreie Prozess-
kostenhilfe erhalten hätte. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Für die Erklärung über die Ände-
rung der persönlichen oder wirtschaftlichen 
Verhältnisse nach Absatz 1 Satz 3 muss 
die Partei das gemäß § 117 Absatz 3 ein-
geführte Formular benutzen. Für die Über-
prüfung der persönlichen und wirtschaftli-
chen Verhältnisse gilt § 118 Absatz 2 ent-
sprechend. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 128a § 128a 

Verhandlung im Wege der Bild- und 
Tonübertragung 

Videoverhandlung 

(1) Das Gericht kann den Parteien, ih-
ren Bevollmächtigten und Beiständen auf 
Antrag oder von Amts wegen gestatten, 
sich während einer mündlichen Verhand-
lung an einem anderen Ort aufzuhalten und 
dort Verfahrenshandlungen vorzunehmen. 
Die Verhandlung wird zeitgleich in Bild und 
Ton an diesen Ort und in das Sitzungszim-
mer übertragen. 

(1) Die mündliche Verhandlung 
kann als Videoverhandlung stattfinden. 
Eine mündliche Verhandlung findet als 
Videoverhandlung statt, wenn an ihr 
mindestens ein Verfahrensbeteiligter o-
der mindestens ein Mitglied des Ge-
richts per Bild- und Tonübertragung teil-
nimmt. Verfahrensbeteiligte nach dieser 
Vorschrift sind die Parteien und Neben-
intervenienten, ihre Bevollmächtigten 
sowie Vertreter und Beistände. 
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(2) Das Gericht kann auf Antrag gestat-
ten, dass sich ein Zeuge, ein Sachverstän-
diger oder eine Partei während einer Ver-
nehmung an einem anderen Ort aufhält. 
Die Vernehmung wird zeitgleich in Bild und 
Ton an diesen Ort und in das Sitzungszim-
mer übertragen. Ist Parteien, Bevollmäch-
tigten und Beiständen nach Absatz 1 Satz 
1 gestattet worden, sich an einem anderen 
Ort aufzuhalten, so wird die Vernehmung 
auch an diesen Ort übertragen. 

(2) Der Vorsitzende kann auf Antrag 
eines Verfahrensbeteiligten oder von 
Amts wegen die Teilnahme an der 
mündlichen Verhandlung per Bild- und 
Tonübertragung für einen Verfahrensbe-
teiligten, mehrere oder alle Verfahrens-
beteiligte gestatten oder anordnen. 
Wenn alle Prozessbevollmächtigten ihre 
Teilnahme per Bild- und Tonübertragung 
beantragen, soll der Vorsitzende diese 
anordnen. Die Ablehnung eines Antrags 
auf Teilnahme per Bild- und Tonübertra-
gung ist zu begründen. 

(3) Die Übertragung wird nicht aufge-
zeichnet. Entscheidungen nach Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 sind unanfecht-
bar. 

(3) Der Vorsitzende leitet die Video-
verhandlung von der Gerichtsstelle aus. 
Er kann anderen Mitgliedern des Ge-
richts bei Vorliegen erheblicher Gründe 
gestatten, an der mündlichen Verhand-
lung per Bild- und Tonübertragung teil-
zunehmen. 

 (4) Den Verfahrensbeteiligten und 
Dritten ist es untersagt, die Videover-
handlung aufzuzeichnen. Hierauf sind 
sie zu Beginn der Verhandlung hinzu-
weisen. Die Videoverhandlung kann für 
die Zwecke des § 160a ganz oder teil-
weise aufgezeichnet werden. Über Be-
ginn und Ende der Aufzeichnung sind 
die Verfahrensbeteiligten zu informie-
ren. 

 (5) Gegen eine Anordnung nach 
Absatz 2 kann der Adressat innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen Einspruch 
einlegen. Hierauf weist der Vorsitzende 
mit der Anordnung hin. Wird der Ein-
spruch fristgerecht eingelegt, so hebt 
der Vorsitzende die Anordnung für alle 
Verfahrensbeteiligten auf. Im Übrigen 
sind Entscheidungen nach dieser Vor-
schrift unanfechtbar. 
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§ 129a § 129a 

Anträge und Erklärungen zu Protokoll Anträge und Erklärungen zu Protokoll 

(1) Anträge und Erklärungen, deren 
Abgabe vor dem Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle zulässig ist, können vor der 
Geschäftsstelle eines jeden Amtsgerichts 
zu Protokoll abgegeben werden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

 (2) Der Urkundsbeamte der Ge-
schäftsstelle kann Anträge und Erklä-
rungen nach Absatz 1 auch per Bild- 
und Tonübertragung aufnehmen. In die-
sem Fall kann sich der Urkundsbeamte 
der Geschäftsstelle bei der Aufnahme 
der Anträge und Erklärungen an einem 
anderen Ort als der Geschäftsstelle auf-
halten. Die Bild- und Tonübertragung 
wird nicht aufgezeichnet. § 162 Absatz 1 
Satz 1 und 3 gilt entsprechend. 

(2) Die Geschäftsstelle hat das Proto-
koll unverzüglich an das Gericht zu über-
mitteln, an das der Antrag oder die Erklä-
rung gerichtet ist. Die Wirkung einer Pro-
zesshandlung tritt frühestens ein, wenn das 
Protokoll dort eingeht. Die Übermittlung 
des Protokolls kann demjenigen, der den 
Antrag oder die Erklärung zu Protokoll ab-
gegeben hat, mit seiner Zustimmung über-
lassen werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 141 § 141 

Anordnung des persönlichen Erschei-
nens 

Anordnung des persönlichen Erschei-
nens 

(1) Das Gericht soll das persönliche 
Erscheinen beider Parteien anordnen, 
wenn dies zur Aufklärung des Sachverhalts 
geboten erscheint. Ist einer Partei wegen 
großer Entfernung oder aus sonstigem 
wichtigen Grund die persönliche Wahrneh-
mung des Termins nicht zuzumuten, so 
sieht das Gericht von der Anordnung ihres 
Erscheinens ab. 

(1) Das Gericht soll das persönliche 
Erscheinen beider Parteien anordnen, 
wenn dies zur Aufklärung des Sachverhalts 
geboten erscheint. Das Gericht kann das 
persönliche Erscheinen auch als Teil-
nahme an einer Videoverhandlung nach 
§ 128a gestatten oder anordnen. Ist einer 
Partei aus wichtigem Grund das persönli-
che Erscheinen in dem Termin nicht zu-
zumuten, so sieht das Gericht von der An-
ordnung ihres persönlichen Erscheinens 
ab.  
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(2) Wird das Erscheinen angeordnet, 
so ist die Partei von Amts wegen zu laden. 
Die Ladung ist der Partei selbst mitzuteilen, 
auch wenn sie einen Prozessbevollmäch-
tigten bestellt hat; der Zustellung bedarf die 
Ladung nicht. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Bleibt die Partei im Termin aus, so 
kann gegen sie Ordnungsgeld wie gegen 
einen im Vernehmungstermin nicht erschie-
nenen Zeugen festgesetzt werden. Dies gilt 
nicht, wenn die Partei zur Verhandlung ei-
nen Vertreter entsendet, der zur Aufklärung 
des Tatbestandes in der Lage und zur Ab-
gabe der gebotenen Erklärungen, insbe-
sondere zu einem Vergleichsabschluss, er-
mächtigt ist. Die Partei ist auf die Folgen ih-
res Ausbleibens in der Ladung hinzuwei-
sen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 160 § 160 

Inhalt des Protokolls Inhalt des Protokolls 

(1) Das Protokoll enthält  (1) Das Protokoll enthält  

1. den Ort und den Tag der Verhandlung; 1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Namen der Richter, des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle und des 
etwa zugezogenen Dolmetschers; 

2. die Namen der Richter, des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle und des 
etwa zugezogenen Dolmetschers so-
wie im Fall des § 128a Absatz 3 Satz 
2 dieses Gesetzes und des § 185 
Absatz 1a des Gerichtsverfassungs-
gesetzes die Angabe, wer an der 
Verhandlung oder der Beweisauf-
nahme per Bild- und Tonübertra-
gung teilnimmt; 

3. die Bezeichnung des Rechtsstreits; 3. u n v e r ä n d e r t  
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4. die Namen der erschienenen Parteien, 
Nebenintervenienten, Vertreter, Bevoll-
mächtigten, Beistände, Zeugen und 
Sachverständigen und im Falle des § 
128a den Ort, von dem aus sie an der 
Verhandlung teilnehmen; 

4. die Namen der erschienenen Parteien, 
Nebenintervenienten, Vertreter, Bevoll-
mächtigten, Beistände, Zeugen und 
Sachverständigen sowie im Fall der 
§§ 128a und 284 Absatz 2 die An-
gabe, wer an der Verhandlung oder 
der Beweisaufnahme per Bild- und 
Tonübertragung teilnimmt, und im 
Fall des § 284 Absatz 3 die Gerichts-
stelle, von der aus die Parteien, Zeu-
gen und Sach-verständigen an der 
Beweisaufnahme teilnehmen; 

5. die Angabe, dass öffentlich verhandelt 
oder die Öffentlichkeit ausgeschlossen 
worden ist. 

5. u n v e r ä n d e r t  

(2) Die wesentlichen Vorgänge der 
Verhandlung sind aufzunehmen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Im Protokoll sind festzustellen  (3) u n v e r ä n d e r t  

1. Anerkenntnis, Anspruchsverzicht und 
Vergleich; 

 

2. die Anträge;  

3. Geständnis und Erklärung über einen 
Antrag auf Parteivernehmung sowie 
sonstige Erklärungen, wenn ihre Fest-
stellung vorgeschrieben ist; 

 

4. die Aussagen der Zeugen, Sachver-
ständigen und vernommenen Parteien; 
bei einer wiederholten Vernehmung 
braucht die Aussage nur insoweit in 
das Protokoll aufgenommen zu wer-
den, als sie von der früheren abweicht; 

 

5. das Ergebnis eines Augenscheins;  

6. die Entscheidungen (Urteile, Be-
schlüsse und Verfügungen) des Ge-
richts; 

 

7. die Verkündung der Entscheidungen;  

8. die Zurücknahme der Klage oder eines 
Rechtsmittels; 

 

9. der Verzicht auf Rechtsmittel;  

10. das Ergebnis der Güteverhandlung.  
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(4) Die Beteiligten können beantra-
gen, dass bestimmte Vorgänge oder Äuße-
rungen in das Protokoll aufgenommen wer-
den. Das Gericht kann von der Aufnahme 
absehen, wenn es auf die Feststellung des 
Vorgangs oder der Äußerung nicht an-
kommt. Dieser Beschluss ist unanfechtbar; 
er ist in das Protokoll aufzunehmen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Der Aufnahme in das Protokoll 
steht die Aufnahme in eine Schrift gleich, 
die dem Protokoll als Anlage beigefügt und 
in ihm als solche bezeichnet ist. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 160a § 160a 

Vorläufige Protokollaufzeichnung Vorläufige Protokollaufzeichnung 

(1) Der Inhalt des Protokolls kann in 
einer gebräuchlichen Kurzschrift, durch 
verständliche Abkürzungen oder auf einem 
Ton- oder Datenträger vorläufig aufge-
zeichnet werden. 

(1) Der Inhalt des Protokolls kann vor-
läufig aufgezeichnet werden. 

(2) Das Protokoll ist in diesem Fall un-
verzüglich nach der Sitzung herzustellen. 
Soweit Feststellungen nach § 160 Abs. 3 
Nr. 4 und 5 mit einem Tonaufnahmegerät 
vorläufig aufgezeichnet worden sind, 
braucht lediglich dies in dem Protokoll ver-
merkt zu werden. Das Protokoll ist um die 
Feststellungen zu ergänzen, wenn eine 
Partei dies bis zum rechtskräftigen Ab-
schluss des Verfahrens beantragt oder das 
Rechtsmittelgericht die Ergänzung anfor-
dert. Sind Feststellungen nach § 160 Abs. 
3 Nr. 4 unmittelbar aufgenommen und ist 
zugleich das wesentliche Ergebnis der 
Aussagen vorläufig aufgezeichnet worden, 
so kann eine Ergänzung des Protokolls nur 
um das wesentliche Ergebnis der Aussa-
gen verlangt werden. 

(2) Das Protokoll ist im Fall des Ab-
satzes 1 unverzüglich nach der Sitzung 
herzustellen. Wenn Aussagen nach § 160 
Absatz 3 Nummer 4 oder das Ergebnis 
eines Augenscheins nach § 160 Absatz 
3 Nummer 5 in Ton oder in Bild und Ton 
vorläufig aufgezeichnet worden sind, muss 
lediglich dies in dem Protokoll vermerkt 
werden. Das Protokoll ist um den Inhalt 
der vorläufigen Aufzeichnungen nach 
Satz 2 zu ergänzen, wenn eine Partei dies 
bis zum rechtskräftigen Abschluss des Ver-
fahrens beantragt oder das Rechtsmittelge-
richt die Ergänzung anfordert. Sind Aussa-
gen nach § 160 Absatz 3 Nummer 4 in 
Ton oder in Bild und Ton unmittelbar auf-
genommen und ist zugleich das wesentli-
che Ergebnis der Aussagen vorläufig auf-
gezeichnet worden, so kann eine Ergän-
zung des Protokolls nur um das wesentli-
che Ergebnis der Aussagen verlangt wer-
den. 
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(3) Die vorläufigen Aufzeichnungen 
sind zu den Prozessakten zu nehmen oder, 
wenn sie sich nicht dazu eignen, bei der 
Geschäftsstelle mit den Prozessakten auf-
zubewahren. Aufzeichnungen auf Ton- o-
der Datenträgern können gelöscht werden,  

(3) Die vorläufigen Aufzeichnungen 
sind  

1. soweit das Protokoll nach der Sitzung 
hergestellt oder um die vorläufig aufge-
zeichneten Feststellungen ergänzt ist, 
wenn die Parteien innerhalb eines Mo-
nats nach Mitteilung der Abschrift 
keine Einwendungen erhoben haben; 

1. zu den Prozessakten zu nehmen, 

2. nach rechtskräftigem Abschluss des 
Verfahrens. 

2. bei der Geschäftsstelle mit den Pro-
zessakten aufzubewahren oder 

 3. auf einer zentralen Datenspeiche-
rungseinrichtung der Justiz zu spei-
chern. 

 (4) Die vorläufigen Aufzeichnungen 
sind zu löschen, 

 1. sobald das Protokoll nach der Sit-
zung hergestellt oder um den Inhalt 
der vor-läufigen Aufzeichnungen er-
gänzt ist, wenn die Parteien inner-
halb eines Monats nach Mitteilung 
der Abschrift keine Einwendungen 
erhoben haben; 

 2. in nicht in Nummer 1 genannten Fäl-
len nach rechtskräftigem Abschluss 
des Verfahrens. 

Soweit das Gericht über eine zentrale Da-
tenspeichereinrichtung verfügt, können die 
vorläufigen Aufzeichnungen an Stelle der 
Aufbewahrung nach Satz 1 auf der zentra-
len Datenspeichereinrichtung gespeichert 
werden. 

 

(4) Die endgültige Herstellung durch 
Aufzeichnung auf Datenträger in der Form 
des § 130b ist möglich. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

 (6) Einsicht in die vorläufigen Auf-
zeichnungen in Ton oder in Bild und 
Ton wird durch den Vorsitzenden in ent-
sprechender Anwendung des § 299 Ab-
satz 3 und 4 gewährt, ohne dass es ei-
nes besonderen Antrags nach § 299 Ab-
satz 3 Satz 2 bedarf. 



 - 23 -  

Geltendes Recht Regierungsentwurf 

§ 162 § 162 

Genehmigung des Protokolls Genehmigung des Protokolls 

(1) Das Protokoll ist insoweit, als es 
Feststellungen nach § 160 Abs. 3 Nr. 1, 3, 
4, 5, 8, 9 oder zu Protokoll erklärte Anträge 
enthält, den Beteiligten vorzulesen oder zur 
Durchsicht vorzulegen. Ist der Inhalt des 
Protokolls nur vorläufig aufgezeichnet wor-
den, so genügt es, wenn die Aufzeichnun-
gen vorgelesen oder abgespielt werden. In 
dem Protokoll ist zu vermerken, dass dies 
geschehen und die Genehmigung erteilt ist 
oder welche Einwendungen erhoben wor-
den sind. 

(1) Das Protokoll ist insoweit, als es 
Feststellungen nach § 160 Abs. 3 Nr. 1, 3, 
4, 5, 8, 9 oder zu Protokoll erklärte Anträge 
enthält, den Beteiligten vorzulesen, zur 
Durchsicht vorzulegen oder zur Durch-
sicht auf einem Bildschirm anzuzeigen. 
Ist der Inhalt des Protokolls nur vorläufig 
aufgezeichnet worden, so genügt es, wenn 
die Aufzeichnungen vorgelesen oder abge-
spielt werden. In dem Protokoll ist zu ver-
merken, dass dies geschehen und die Ge-
nehmigung erteilt ist oder welche Einwen-
dungen erhoben worden sind. 

(2) Feststellungen nach § 160 Abs. 3 
Nr. 4 brauchen nicht abgespielt zu werden, 
wenn sie in Gegenwart der Beteiligten un-
mittelbar aufgezeichnet worden sind; der 
Beteiligte, dessen Aussage aufgezeichnet 
ist, kann das Abspielen verlangen. Soweit 
Feststellungen nach § 160 Abs. 3 Nr. 4 und 
5 in Gegenwart der Beteiligten diktiert wor-
den sind, kann das Abspielen, das Vorle-
sen oder die Vorlage zur Durchsicht unter-
bleiben, wenn die Beteiligten nach der Auf-
zeichnung darauf verzichten; in dem Proto-
koll ist zu vermerken, dass der Verzicht 
ausgesprochen worden ist. 

(2) Aussagen nach § 160 Abs. 3 Nr. 
4 brauchen nicht abgespielt zu werden, 
wenn sie in Gegenwart der Beteiligten un-
mittelbar aufgezeichnet worden sind; der 
Beteiligte, dessen Aussage aufgezeichnet 
ist, kann das Abspielen verlangen. Soweit 
Aussagen nach § 160 Absatz 3 Nummer 
4 oder das Ergebnis eines Augen-
scheins nach § 160 Absatz 3 Nummer 5 
in Gegenwart der Beteiligten und in Form 
einer Zusammenfassung der wesentli-
chen Ergebnisse aufgezeichnet worden 
sind, kann das Abspielen, das Vorlesen, 
die Vorlage zur Durchsicht oder die An-
zeige auf einem Bildschirm unterbleiben, 
wenn die Beteiligten nach der Aufzeich-
nung darauf verzichten; in dem Protokoll ist 
zu vermerken, dass der Verzicht ausge-
sprochen worden ist. 
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§ 163 § 163 

Unterschreiben des Protokolls Unterschreiben des Protokolls 

(1) Das Protokoll ist von dem Vorsit-
zenden und von dem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle zu unterschreiben. Ist der 
Inhalt des Protokolls ganz oder teilweise 
mit einem Tonaufnahmegerät vorläufig auf-
gezeichnet worden, so hat der Urkundsbe-
amte der Geschäftsstelle die Richtigkeit der 
Übertragung zu prüfen und durch seine Un-
terschrift zu bestätigen; dies gilt auch dann, 
wenn der Urkundsbeamte der Geschäfts-
stelle zur Sitzung nicht zugezogen war. 

(1) Das Protokoll ist von dem Vorsit-
zenden und von dem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle zu unterschreiben. Ist der 
Inhalt des Protokolls ganz oder teilweise in 
Ton oder in Bild und Ton vorläufig aufge-
zeichnet worden, so hat der Urkundsbe-
amte der Geschäftsstelle die Richtigkeit der 
Übertragung zu prüfen und durch seine Un-
terschrift zu bestätigen; dies gilt auch dann, 
wenn der Urkundsbeamte der Geschäfts-
stelle zur Sitzung nicht zugezogen war. 

(2) Ist der Vorsitzende verhindert, so 
unterschreibt für ihn der älteste beisitzende 
Richter; war nur ein Richter tätig und ist 
dieser verhindert, so genügt die Unter-
schrift des zur Protokollführung zugezoge-
nen Urkundsbeamten der Geschäftsstelle. 
Ist dieser verhindert, so genügt die Unter-
schrift des Richters. Der Grund der Verhin-
derung soll im Protokoll vermerkt werden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 227 § 227 

Terminsänderung Terminsänderung 

(1) Aus erheblichen Gründen kann ein 
Termin aufgehoben oder verlegt sowie eine 
Verhandlung vertagt werden. Erhebliche 
Gründe sind insbesondere nicht  

(1) Aus erheblichen Gründen kann ein 
Termin aufgehoben oder verlegt sowie eine 
Verhandlung vertagt werden. Erhebliche 
Gründe sind insbesondere nicht  

1. das Ausbleiben einer Partei oder die 
Ankündigung, nicht zu erscheinen, 
wenn nicht das Gericht dafür hält, dass 
die Partei ohne ihr Verschulden am Er-
scheinen verhindert ist; 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die mangelnde Vorbereitung einer Par-
tei, wenn nicht die Partei dies genü-
gend entschuldigt; 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. das Einvernehmen der Parteien allein. 3. u n v e r ä n d e r t  
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 Von einer Terminsänderung ist abzuse-
hen, wenn der Termin als Videoverhand-
lung nach § 128a oder als Beweisauf-
nahme nach § 284 Absatz 2 durchge-
führt werden kann und die erheblichen 
Gründe nach Satz 1 dadurch entfallen. 

(2) Die erheblichen Gründe sind auf 
Verlangen des Vorsitzenden, für eine Ver-
tagung auf Verlangen des Gerichts glaub-
haft zu machen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Ein für die Zeit vom 1. Juli bis 31. 
August bestimmter Termin, mit Ausnahme 
eines Termins zur Verkündung einer Ent-
scheidung, ist auf Antrag innerhalb einer 
Woche nach Zugang der Ladung oder Ter-
minsbestimmung zu verlegen. Dies gilt 
nicht für  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. Arrestsachen oder die eine einstweilige 
Verfügung oder einstweilige Anord-
nung betreffenden Sachen, 

 

2. Streitigkeiten wegen Überlassung, Be-
nutzung, Räumung oder Herausgabe 
von Räumen oder wegen Fortsetzung 
des Mietverhältnisses über Wohnraum 
auf Grund der §§ 574 bis 574b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

 

3. (weggefallen)  

4. Wechsel- oder Scheckprozesse,  

5. Bausachen, wenn über die Fortsetzung 
eines angefangenen Baues gestritten 
wird, 

 

6. Streitigkeiten wegen Überlassung oder 
Herausgabe einer Sache an eine Per-
son, bei der die Sache nicht der Pfän-
dung unterworfen ist, 

 

7. Zwangsvollstreckungsverfahren oder  

8. Verfahren der Vollstreckbarerklärung 
oder zur Vornahme richterlicher Hand-
lungen im Schiedsverfahren; 
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dabei genügt es, wenn nur einer von meh-
reren Ansprüchen die Voraussetzungen er-
füllt. Wenn das Verfahren besonderer Be-
schleunigung bedarf, ist dem Verlegungs-
antrag nicht zu entsprechen. 

 

 (4) Ein Antrag auf Terminsverle-
gung soll eine Äußerung dazu enthalten, 
ob gegen die Durchführung einer Video-
verhandlung (§ 128a) Bedenken beste-
hen. 

(4) Über die Aufhebung sowie Verle-
gung eines Termins entscheidet der Vorsit-
zende ohne mündliche Verhandlung; über 
die Vertagung einer Verhandlung entschei-
det das Gericht. Die Entscheidung ist kurz 
zu begründen. Sie ist unanfechtbar. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 253 § 253 

Klageschrift Klageschrift 

(1) Die Erhebung der Klage erfolgt 
durch Zustellung eines Schriftsatzes (Kla-
geschrift). 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Klageschrift muss enthalten:  (2) u n v e r ä n d e r t  

1. die Bezeichnung der Parteien und des 
Gerichts; 

 

2. die bestimmte Angabe des Gegenstan-
des und des Grundes des erhobenen 
Anspruchs, sowie einen bestimmten 
Antrag. 

 

(3) Die Klageschrift soll ferner enthal-
ten: 

(3) Die Klageschrift soll ferner enthal-
ten: 

1. die Angabe, ob der Klageerhebung der 
Versuch einer Mediation oder eines 
anderen Verfahrens der außergerichtli-
chen Konfliktbeilegung vorausgegan-
gen ist, sowie eine Äußerung dazu, ob 
einem solchen Verfahren Gründe ent-
gegenstehen; 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. die Angabe des Wertes des Streitge-
genstandes, wenn hiervon die Zustän-
digkeit des Gerichts abhängt und der 
Streitgegenstand nicht in einer be-
stimmten Geldsumme besteht; 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. eine Äußerung dazu, ob einer Ent-
scheidung der Sache durch den Ein-
zelrichter Gründe entgegenstehen. 

3. eine Äußerung dazu, ob einer Ent-
scheidung der Sache durch den Ein-
zelrichter Gründe entgegenstehen; 

 4. eine Äußerung dazu, ob gegen die 
Durchführung einer Videoverhand-
lung (§ 128a) Bedenken bestehen. 

(4) Außerdem sind die allgemeinen 
Vorschriften über die vorbereitenden 
Schriftsätze auch auf die Klageschrift anzu-
wenden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Klageschrift sowie sonstige 
Anträge und Erklärungen einer Partei, die 
zugestellt werden sollen, sind bei dem Ge-
richt schriftlich unter Beifügung der für ihre 
Zustellung oder Mitteilung erforderlichen 
Zahl von Abschriften einzureichen. Einer 
Beifügung von Abschriften bedarf es nicht, 
soweit die Klageschrift elektronisch einge-
reicht wird. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 277 § 277 

Klageerwiderung; Replik Klageerwiderung; Replik 

(1) In der Klageerwiderung hat der 
Beklagte seine Verteidigungsmittel vorzu-
bringen, soweit es nach der Prozesslage 
einer sorgfältigen und auf Förderung des 
Verfahrens bedachten Prozessführung ent-
spricht. Die Klageerwiderung soll ferner 
eine Äußerung dazu enthalten, ob einer 
Entscheidung der Sache durch den Einzel-
richter Gründe entgegenstehen. 

(1) In der Klageerwiderung hat der 
Beklagte seine Verteidigungsmittel vorzu-
bringen, soweit es nach der Prozesslage 
einer sorgfältigen und auf Förderung des 
Verfahrens bedachten Prozessführung ent-
spricht. Die Klageerwiderung soll ferner 
eine Äußerung dazu enthalten, 

 1. ob einer Entscheidung der Sache 
durch den Einzelrichter Gründe ent-
gegenstehen; 

 2. ob gegen eine Videoverhandlung (§ 
128a) Bedenken bestehen. 
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(2) Der Beklagte ist darüber, dass die 
Klageerwiderung durch den zu bestellen-
den Rechtsanwalt bei Gericht einzureichen 
ist, und über die Folgen einer Fristversäu-
mung zu belehren. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Frist zur schriftlichen Klage-
erwiderung nach § 275 Abs. 1 Satz 1, Abs. 
3 beträgt mindestens zwei Wochen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Für die schriftliche Stellungnahme 
auf die Klageerwiderung gelten Absatz 1 
Satz 1 und Absätze 2 und 3 entsprechend. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 278 § 278 

Gütliche Streitbeilegung, Güteverhand-
lung, Vergleich 

Gütliche Streitbeilegung, Güteverhand-
lung, Vergleich 

(1) Das Gericht soll in jeder Lage des 
Verfahrens auf eine gütliche Beilegung des 
Rechtsstreits oder einzelner Streitpunkte 
bedacht sein. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der mündlichen Verhandlung geht 
zum Zwecke der gütlichen Beilegung des 
Rechtsstreits eine Güteverhandlung vo-
raus, es sei denn, es hat bereits ein Eini-
gungsversuch vor einer außergerichtlichen 
Gütestelle stattgefunden oder die Gütever-
handlung erscheint erkennbar aussichtslos. 
Das Gericht hat in der Güteverhandlung 
den Sach- und Streitstand mit den Parteien 
unter freier Würdigung aller Umstände zu 
erörtern und, soweit erforderlich, Fragen zu 
stellen. Die erschienenen Parteien sollen 
hierzu persönlich gehört werden. § 128a 
Absatz 1 und 3 gilt entsprechend. 

(2) Der mündlichen Verhandlung geht 
zum Zwecke der gütlichen Beilegung des 
Rechtsstreits eine Güteverhandlung vo-
raus, es sei denn, es hat bereits ein Eini-
gungsversuch vor einer außergerichtlichen 
Gütestelle stattgefunden oder die Gütever-
handlung erscheint erkennbar aussichtslos. 
Das Gericht hat in der Güteverhandlung 
den Sach- und Streitstand mit den Parteien 
unter freier Würdigung aller Umstände zu 
erörtern und, soweit erforderlich, Fragen zu 
stellen. Die erschienenen Parteien sollen 
hierzu persönlich gehört werden. § 128a 
gilt entsprechend. 

(3) Für die Güteverhandlung sowie für 
weitere Güteversuche soll das persönliche 
Erscheinen der Parteien angeordnet wer-
den. § 141 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

(3) Für die Güteverhandlung sowie für 
weitere Güteversuche soll das persönliche 
Erscheinen der Parteien angeordnet wer-
den. § 141 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie 
Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(4) Erscheinen beide Parteien in der 
Güteverhandlung nicht, ist das Ruhen des 
Verfahrens anzuordnen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Das Gericht kann die Parteien für 
die Güteverhandlung sowie für weitere Gü-
teversuche vor einen hierfür bestimmten 
und nicht entscheidungsbefugten Richter 
(Güterichter) verweisen. Der Güterichter 
kann alle Methoden der Konfliktbeilegung 
einschließlich der Mediation einsetzen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Ein gerichtlicher Vergleich kann 
auch dadurch geschlossen werden, dass 
die Parteien dem Gericht einen schriftli-
chen Vergleichsvorschlag unterbreiten oder 
einen schriftlichen oder zu Protokoll der 
mündlichen Verhandlung erklärten Ver-
gleichsvorschlag des Gerichts durch 
Schriftsatz oder durch Erklärung zu Proto-
koll der mündlichen Verhandlung gegen-
über dem Gericht annehmen. Das Gericht 
stellt das Zustandekommen und den Inhalt 
eines nach Satz 1 geschlossenen Ver-
gleichs durch Beschluss fest. § 164 gilt ent-
sprechend. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

§ 284 § 284 

Beweisaufnahme Beweisaufnahme 

Die Beweisaufnahme und die Anord-
nung eines besonderen Beweisaufnahme-
verfahrens durch Beweisbeschluss wird 
durch die Vorschriften des fünften bis elften 
Titels bestimmt. Mit Einverständnis der 
Parteien kann das Gericht die Beweise in 
der ihm geeignet erscheinenden Art auf-
nehmen. Das Einverständnis kann auf ein-
zelne Beweiserhebungen beschränkt wer-
den. Es kann nur bei einer wesentlichen 
Änderung der Prozesslage vor Beginn der 
Beweiserhebung, auf die es sich bezieht, 
widerrufen werden. 

(1) Die Beweisaufnahme und die An-
ordnung eines besonderen Beweisaufnah-
meverfahrens durch Beweisbeschluss wer-
den durch die Vorschriften des fünften bis 
elften Titels bestimmt. Mit Einverständnis 
der Parteien kann das Gericht die Beweise 
in der ihm geeignet erscheinenden Art auf-
nehmen. Das Einverständnis kann auf ein-
zelne Beweiserhebungen beschränkt wer-
den. Es kann nur bei einer wesentlichen 
Änderung der Prozesslage vor Beginn der 
Beweiserhebung, auf die es sich bezieht, 
widerrufen werden. 

 (2) Das Gericht kann die Beweis-
aufnahme entsprechend § 128a per Bild- 
und Tonübertragung gestatten oder an-
ordnen. § 128a Absatz 2 Satz 2 findet 
keine Anwendung. Das Antragsrecht 
nach § 128a Absatz 2 Satz 1 steht auch 
Zeugen und Sachverständigen zu. Der 
Einspruch nach § 128a Absatz 5 Satz 1 
steht nur den zu vernehmenden Par-
teien und Zeugen zu. Satz 1 gilt nicht für 
den Beweis durch Urkunden. 
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 (3) Gegenüber zu vernehmenden 
Parteien, Zeugen und Sachverständigen 
kann im Fall einer Beweisaufnahme 
nach Absatz 2 zusätzlich angeordnet 
werden, dass sich diese während der 
Vernehmung an einer vom Gericht nä-
her zu bestimmenden Gerichtsstelle auf-
halten. 

§ 299 § 299 

Akteneinsicht; Abschriften Akteneinsicht; Abschriften 

(1) Die Parteien können die Prozess-
akten einsehen und sich aus ihnen durch 
die Geschäftsstelle Ausfertigungen, Aus-
züge und Abschriften erteilen lassen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Dritten Personen kann der Vor-
stand des Gerichts ohne Einwilligung der 
Parteien die Einsicht der Akten nur gestat-
ten, wenn ein rechtliches Interesse glaub-
haft gemacht wird. 

(2) Dritten kann der Vorstand des Ge-
richts ohne Einwilligung der Parteien die 
Einsicht der Akten nur gestatten, wenn ein 
rechtliches Interesse glaubhaft gemacht 
wird. 

(3) Werden die Prozessakten elektro-
nisch geführt, gewährt die Geschäftsstelle 
Akteneinsicht durch Bereitstellung des In-
halts der Akten zum Abruf oder durch 
Übermittlung des Inhalts der Akten auf ei-
nem sicheren Übermittlungsweg. Auf be-
sonderen Antrag wird Akteneinsicht durch 
Einsichtnahme in die Akten in Diensträu-
men gewährt. Ein Aktenausdruck oder ein 
Datenträger mit dem Inhalt der Akte wird 
auf besonders zu begründenden Antrag 
nur übermittelt, wenn der Antragsteller hie-
ran ein berechtigtes Interesse darlegt. Ste-
hen der Akteneinsicht in der nach Satz 1 
vorgesehenen Form wichtige Gründe ent-
gegen, kann die Akteneinsicht in der nach 
den Sätzen 2 und 3 vorgesehenen Form 
auch ohne Antrag gewährt werden. Eine 
Entscheidung über einen Antrag nach Satz 
3 ist nicht anfechtbar. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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 (4) Durch technische und organisa-
torische Maßnahmen ist zu gewährleis-
ten, dass im Rahmen der Akteneinsicht 
Dritte keine Kenntnis vom Akteninhalt 
nehmen können. Personen, denen Ak-
teneinsicht gewährt wird, dürfen die 
ihnen überlassenen Akten oder Aktenin-
halte weder ganz noch teilweise öffent-
lich verbreiten oder sie Dritten zu ver-
fahrensfremden Zwecken übermitteln o-
der zugänglich machen. 

(4) Die Entwürfe zu Urteilen, Be-
schlüssen und Verfügungen, die zu ihrer 
Vorbereitung gelieferten Arbeiten sowie die 
Dokumente, die Abstimmungen betreffen, 
werden weder vorgelegt noch abschriftlich 
mitgeteilt. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 375 § 375 

Beweisaufnahme durch beauftragten o-
der ersuchten Richter 

Beweisaufnahme durch beauftragten o-
der ersuchten Richter 

(1) Die Aufnahme des Zeugenbewei-
ses darf einem Mitglied des Prozessge-
richts oder einem anderen Gericht nur 
übertragen werden, wenn von vornherein 
anzunehmen ist, dass das Prozessgericht 
das Beweisergebnis auch ohne unmittelba-
ren Eindruck von dem Verlauf der Beweis-
aufnahme sachgemäß zu würdigen ver-
mag, und  

(1) Die Aufnahme des Zeugenbewei-
ses darf einem Mitglied des Prozessge-
richts oder einem anderen Gericht nur 
übertragen werden, wenn von vornherein 
anzunehmen ist, dass das Prozessgericht 
das Beweisergebnis auch ohne unmittelba-
ren Eindruck von dem Verlauf der Beweis-
aufnahme sachgemäß zu würdigen ver-
mag, und  

1. wenn zur Ausmittlung der Wahrheit die 
Vernehmung des Zeugen an Ort und 
Stelle dienlich erscheint oder nach ge-
setzlicher Vorschrift der Zeuge nicht an 
der Gerichtsstelle, sondern an einem 
anderen Ort zu vernehmen ist; 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. wenn der Zeuge verhindert ist, vor dem 
Prozessgericht zu erscheinen und eine 
Zeugenvernehmung nach § 128a Abs. 
2 nicht stattfindet; 

2. wenn der Zeuge verhindert ist, vor dem 
Prozessgericht zu erscheinen und eine 
Zeugenvernehmung nach § 284 Ab-
satz 2 und 3 nicht stattfindet; 
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3. wenn dem Zeugen das Erscheinen vor 
dem Prozessgericht wegen großer Ent-
fernung unter Berücksichtigung der Be-
deutung seiner Aussage nicht zugemu-
tet werden kann und eine Zeugenver-
nehmung nach § 128a Abs. 2 nicht 
stattfindet. 

3. wenn dem Zeugen das Erscheinen vor 
dem Prozessgericht wegen großer Ent-
fernung unter Berücksichtigung der Be-
deutung seiner Aussage nicht zugemu-
tet werden kann und eine Zeugenver-
nehmung nach § 284 Absatz 2 und 3 
nicht stattfindet. 

(1a) Einem Mitglied des Prozessge-
richts darf die Aufnahme des Zeugenbe-
weises auch dann übertragen werden, 
wenn dies zur Vereinfachung der Verhand-
lung vor dem Prozessgericht zweckmäßig 
erscheint und wenn von vornherein anzu-
nehmen ist, dass das Prozessgericht das 
Beweisergebnis auch ohne unmittelbaren 
Eindruck von dem Verlauf der Beweisauf-
nahme sachgemäß zu würdigen vermag. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Der Bundespräsident ist in seiner 
Wohnung zu vernehmen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 377 § 377 

Zeugenladung Zeugenladung 

(1) Die Ladung der Zeugen ist von der 
Geschäftsstelle unter Bezugnahme auf den 
Beweisbeschluss auszufertigen und von 
Amts wegen mitzuteilen. Sie wird, sofern 
nicht das Gericht die Zustellung anordnet, 
formlos übermittelt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Ladung muss enthalten:  (2) Die Ladung muss enthalten:  

1. die Bezeichnung der Parteien; 1. u n v e r ä n d e r t  

2. den Gegenstand der Vernehmung; 2. u n v e r ä n d e r t  

3. die Anweisung, zur Ablegung des 
Zeugnisses bei Vermeidung der durch 
das Gesetz angedrohten Ordnungsmit-
tel in dem nach Zeit und Ort zu be-
zeichnenden Termin zu erscheinen. 

3. die Anweisung, zur Ablegung des 
Zeugnisses bei Vermeidung der durch 
das Gesetz angedrohten Ordnungsmit-
tel in dem nach Zeit und Ort zu be-
zeichnenden Termin zu erscheinen; 

 4. im Fall des § 284 Absatz 2 die An-
weisung, zur Ablegung des Zeugnis-
ses die Bild- und Tonübertragung 
sicherzustellen; 
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 5. im Fall des § 284 Absatz 3 die An-
weisung, zur Ablegung des Zeugnis-
ses an der zu bezeichnenden Ge-
richtsstelle zu erscheinen. 

(3) Das Gericht kann eine schriftliche 
Beantwortung der Beweisfrage anordnen, 
wenn es dies im Hinblick auf den Inhalt der 
Beweisfrage und die Person des Zeugen 
für ausreichend erachtet. Der Zeuge ist da-
rauf hinzuweisen, dass er zur Vernehmung 
geladen werden kann. Das Gericht ordnet 
die Ladung des Zeugen an, wenn es dies 
zur weiteren Klärung der Beweisfrage für 
notwendig erachtet. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 411 § 411 

Schriftliches Gutachten Schriftliches Gutachten 

(1) Wird schriftliche Begutachtung an-
geordnet, setzt das Gericht dem Sachver-
ständigen eine Frist, innerhalb derer er das 
von ihm unterschriebene Gutachten zu 
übermitteln hat. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Versäumt ein zur Erstattung des 
Gutachtens verpflichteter Sachverständiger 
die Frist, so soll gegen ihn ein Ordnungs-
geld festgesetzt werden. Das Ordnungs-
geld muss vorher unter Setzung einer 
Nachfrist angedroht werden. Im Falle wie-
derholter Fristversäumnis kann das Ord-
nungsgeld in der gleichen Weise noch ein-
mal festgesetzt werden. Das einzelne Ord-
nungsgeld darf 3 000 Euro nicht überstei-
gen. § 409 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Das Gericht kann das Erscheinen 
des Sachverständigen anordnen, damit er 
das schriftliche Gutachten erläutere. Das 
Gericht kann auch eine schriftliche Erläute-
rung oder Ergänzung des Gutachtens an-
ordnen. 

(3) Das Gericht kann das Erscheinen 
des Sachverständigen zur Erläuterung 
des schriftlichen Gutachtens, eine 
schriftliche Erläuterung oder eine Ergän-
zung des Gutachtens anordnen. Das Er-
scheinen kann auch als Teilnahme per 
Bild- und Tonübertragung nach § 128a 
gestattet oder angeordnet werden. § 
128a Absatz 5 Satz 1 findet keine An-
wendung. 
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(4) Die Parteien haben dem Gericht 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums 
ihre Einwendungen gegen das Gutachten, 
die Begutachtung betreffende Anträge und 
Ergänzungsfragen zu dem schriftlichen 
Gutachten mitzuteilen. Das Gericht kann 
ihnen hierfür eine Frist setzen; § 296 Abs. 
1, 4 gilt entsprechend. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 479 § 479 

Eidesleistung vor beauftragtem oder er-
suchtem Richter 

Eidesleistung vor beauftragtem oder er-
suchtem Richter 

(1) Das Prozessgericht kann anord-
nen, dass der Eid vor einem seiner Mitglie-
der oder vor einem anderen Gericht geleis-
tet werde, wenn der Schwurpflichtige am 
Erscheinen vor dem Prozessgericht verhin-
dert ist oder sich in großer Entfernung von 
dessen Sitz aufhält und die Leistung des 
Eides nach § 128a Abs. 2 nicht stattfindet. 

(1) Das Prozessgericht kann anord-
nen, dass der Eid vor einem seiner Mitglie-
der oder vor einem anderen Gericht geleis-
tet werde, wenn der Schwurpflichtige am 
Erscheinen vor dem Prozessgericht verhin-
dert ist oder sich in großer Entfernung von 
dessen Sitz aufhält und die Leistung des 
Eides nach § 284 Absatz 2 und 3 nicht 
stattfindet. 

(2) Der Bundespräsident leistet den 
Eid in seiner Wohnung vor einem Mitglied 
des Prozessgerichts oder vor einem ande-
ren Gericht. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 492 § 492 

Beweisaufnahme Beweisaufnahme 

(1) Die Beweisaufnahme erfolgt nach 
den für die Aufnahme des betreffenden Be-
weismittels überhaupt geltenden Vorschrif-
ten. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Protokoll über die Beweisauf-
nahme ist bei dem Gericht, das sie ange-
ordnet hat, aufzubewahren. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Das Gericht kann die Parteien zur 
mündlichen Erörterung laden, wenn eine 
Einigung zu erwarten ist; ein Vergleich ist 
zu gerichtlichem Protokoll zu nehmen. 

(3) Das Gericht kann die Parteien zur 
mündlichen Erörterung laden, wenn eine 
Einigung zu erwarten ist; ein Vergleich ist 
zu gerichtlichem Protokoll zu nehmen. Für 
den Erörterungstermin gilt § 128a ent-
sprechend. 
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§ 762 § 762 

Protokoll über Vollstreckungshandlun-
gen 

Protokoll über Vollstreckungshandlun-
gen 

(1) Der Gerichtsvollzieher hat über 
jede Vollstreckungshandlung ein Protokoll 
aufzunehmen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Protokoll muss enthalten:  (2) Das Protokoll muss enthalten:  

1. Ort und Zeit der Aufnahme; 1. u n v e r ä n d e r t  

2. den Gegenstand der Vollstreckungs-
handlung unter kurzer Erwähnung der 
wesentlichen Vorgänge; 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. die Namen der Personen, mit denen 
verhandelt ist; 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. die Unterschrift dieser Personen und 
den Vermerk, dass die Unterzeichnung 
nach Vorlesung oder Vorlegung zur 
Durchsicht und nach Genehmigung er-
folgt sei; 

4. den Vermerk, dass diese Personen 
das Protokoll nach Vorlesung oder 
nach Vor-legung zur Durchsicht ge-
nehmigt haben; 

5. die Unterschrift des Gerichtsvollzie-
hers. 

5. u n v e r ä n d e r t  

(3) Hat einem der unter Nummer 4 
bezeichneten Erfordernisse nicht genügt 
werden können, so ist der Grund anzuge-
ben. 

(3) Hat einem der unter Absatz 2 
Nummer 4 bezeichneten Erfordernisse 
nicht genügt werden können, so ist der 
Grund anzugeben. 

§ 802c § 802c 

Vermögensauskunft des Schuldners Vermögensauskunft des Schuldners 

(1) Der Schuldner ist verpflichtet, zum 
Zwecke der Vollstreckung einer Geldforde-
rung auf Verlangen des Gerichtsvollziehers 
Auskunft über sein Vermögen nach Maß-
gabe der folgenden Vorschriften zu erteilen 
sowie seinen Geburtsnamen, sein Geburts-
datum und seinen Geburtsort anzugeben. 
Handelt es sich bei dem Vollstreckungs-
schuldner um eine juristische Person oder 
um eine Personenvereinigung, so hat er 
seine Firma, die Nummer des Registerb-
latts im Handelsregister und seinen Sitz an-
zugeben. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Zur Auskunftserteilung hat der 
Schuldner alle ihm gehörenden Vermö-
gensgegenstände anzugeben. Bei Forde-
rungen sind Grund und Beweismittel zu be-
zeichnen. Ferner sind anzugeben:  

(2) Zur Auskunftserteilung hat der 
Schuldner alle ihm gehörenden Vermö-
gensgegenstände anzugeben. Bei Forde-
rungen sind Grund und Beweismittel zu be-
zeichnen. Ferner sind anzugeben:  

1. die entgeltlichen Veräußerungen des 
Schuldners an eine nahestehende Per-
son (§ 138 der Insolvenzordnung), die 
dieser in den letzten zwei Jahren vor 
dem Termin nach § 802f Abs. 1 und 
bis zur Abgabe der Vermögensaus-
kunft vorgenommen hat; 

1. die entgeltlichen Veräußerungen des 
Schuldners an eine nahestehende Per-
son (§ 138 der Insolvenzordnung), die 
dieser in den letzten zwei Jahren vor 
dem Termin nach § 802f Absatz 2 und 
bis zur Abgabe der Vermögensaus-
kunft vorgenommen hat; 

2. die unentgeltlichen Leistungen des 
Schuldners, die dieser in den letzten 
vier Jahren vor dem Termin nach § 
802f Abs. 1 und bis zur Abgabe der 
Vermögensauskunft vorgenommen 
hat, sofern sie sich nicht auf gebräuch-
liche Gelegenheitsgeschenke geringen 
Wertes richteten. 

2. die unentgeltlichen Leistungen des 
Schuldners, die dieser in den letzten 
vier Jahren vor dem Termin nach § 
802f Absatz 2 und bis zur Abgabe der 
Vermögensauskunft vorgenommen 
hat, sofern sie sich nicht auf gebräuch-
liche Gelegenheitsgeschenke geringen 
Wertes richteten. 

Sachen, die nach § 811 Absatz 1 Nummer 
1 Buchstabe a und Nummer 2 der Pfän-
dung offensichtlich nicht unterworfen sind, 
brauchen nicht angegeben zu werden, es 
sei denn, dass eine Austauschpfändung in 
Betracht kommt. 

Sachen, die nach § 811 Absatz 1 Nummer 
1 Buchstabe a und Nummer 2 der Pfän-
dung offensichtlich nicht unterworfen sind, 
brauchen nicht angegeben zu werden, es 
sei denn, dass eine Austauschpfändung in 
Betracht kommt. 

(3) Der Schuldner hat zu Protokoll an 
Eides statt zu versichern, dass er die Anga-
ben nach den Absätzen 1 und 2 nach bes-
tem Wissen und Gewissen richtig und voll-
ständig gemacht habe. Die Vorschriften der 
§§ 478 bis 480, 483 gelten entsprechend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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§ 802f § 802f 

Verfahren zur Abnahme der Vermö-
gensauskunft 

Abnahme der Vermögensauskunft 

(1) Zur Abnahme der Vermögensaus-
kunft setzt der Gerichtsvollzieher dem 
Schuldner für die Begleichung der Forde-
rung eine Frist von zwei Wochen. Zugleich 
bestimmt er für den Fall, dass die Forde-
rung nach Fristablauf nicht vollständig be-
glichen ist, einen Termin zur Abgabe der 
Vermögensauskunft alsbald nach Fristab-
lauf und lädt den Schuldner zu diesem Ter-
min in seine Geschäftsräume. Der Schuld-
ner hat die zur Abgabe der Vermögensaus-
kunft erforderlichen Unterlagen im Termin 
beizubringen. Der Fristsetzung nach Satz 1 
bedarf es nicht, wenn der Gerichtsvollzie-
her den Schuldner bereits zuvor zur Zah-
lung aufgefordert hat und seit dieser Auffor-
derung zwei Wochen verstrichen sind, 
ohne dass die Aufforderung Erfolg hatte. 

(1) Die Abnahme der Vermögensaus-
kunft ist nur zulässig, wenn 

 1. der Gerichtsvollzieher zuvor den 
Schuldner zur Zahlung aufgefordert 
hat, 

 2. seit der Zahlungsaufforderung nach 
Nummer 1 mindestens zwei Wochen 
vergangen sind und 

 3. die Forderung nicht vollständig be-
glichen worden ist. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann 
der Gerichtsvollzieher bestimmen, dass die 
Abgabe der Vermögensauskunft in der 
Wohnung des Schuldners stattfindet. Der 
Schuldner kann dieser Bestimmung binnen 
einer Woche gegenüber dem Gerichtsvoll-
zieher widersprechen. Andernfalls gilt der 
Termin als pflichtwidrig versäumt, wenn der 
Schuldner in diesem Termin aus Gründen, 
die er zu vertreten hat, die Vermögensaus-
kunft nicht abgibt. 

(2) Der Gerichtsvollzieher bestimmt 
einen Termin zur Abnahme der Vermö-
gensauskunft und lädt den Schuldner zu 
diesem Termin. Der Termin findet als-
bald nach Ablauf der Frist nach Absatz 1 
Nummer 2 statt. Die Ladung des Schuld-
ners zu dem Termin darf frühestens mit 
der Zahlungsaufforderung nach Absatz 
1 Nummer 1 erfolgen. Der Gerichtsvollzie-
her bestimmt, ob der Termin 

 1. in seinen Geschäftsräumen, 

 2. in der Wohnung des Schuldners, 
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 3. an einem nicht in den Nummern 1 
und 2 genannten geeigneten Ort o-
der 

 4. per Bild- und Tonübertragung 

 stattfindet.  

(3) Mit der Terminsladung ist der 
Schuldner über die nach § 802c Abs. 2 er-
forderlichen Angaben zu belehren. Der 
Schuldner ist über seine Rechte und Pflich-
ten nach den Absätzen 1 und 2, über die 
Folgen einer unentschuldigten Termins-
säumnis oder einer Verletzung seiner Aus-
kunftspflichten sowie über die Möglichkeit 
der Einholung von Auskünften Dritter nach 
§ 802l und der Eintragung in das Schuld-
nerverzeichnis bei Abgabe der Vermö-
gensauskunft nach § 882c zu belehren. 

(3) Bei einem Termin per Bild- und 
Tonübertragung nach Absatz 2 Satz 4 
Nummer 4 wird die Übertragung nicht 
aufgezeichnet. Der Gerichtsvollzieher 
weist zu Beginn des Termins alle Teil-
nehmer auf das Aufzeichnungsverbot 
hin. 

(4) Zahlungsaufforderungen, Ladun-
gen, Bestimmungen und Belehrungen nach 
den Absätzen 1 bis 3 sind dem Schuldner 
zuzustellen, auch wenn dieser einen Pro-
zessbevollmächtigten bestellt hat; einer 
Mitteilung an den Prozessbevollmächtigten 
bedarf es nicht. Dem Gläubiger ist die Ter-
minsbestimmung nach Maßgabe des § 357 
Abs. 2 mitzuteilen. 

(4) Bestimmt der Gerichtsvollzie-
her, dass der Termin nach Absatz 2 Satz 
4 Nummer 2, 3 oder 4 stattfindet, kann 
der Schuldner dieser Bestimmung inner-
halb einer Woche gegenüber dem Ge-
richtsvollzieher widersprechen. Der 
Schuldner hat die zur Abnahme der Ver-
mögensauskunft erforderlichen Unterla-
gen in dem Termin beizubringen. Wird 
die Vermögensauskunft in dem Termin 
nicht abgegeben, so ist dies nur dann 
nicht pflichtwidrig, wenn 

 1. der Schuldner nachweist, dass er 
die Nichtabgabe der Vermögensaus-
kunft in diesem Termin nicht zu ver-
treten hat, 

 2. der Schuldner einer Bestimmung 
des Termins nach Absatz 2 Satz 4 
Nummer 2 bis 4 innerhalb der Frist 
des Satzes 1 widersprochen hat o-
der 

 3. der Schuldner im Fall einer Bestim-
mung des Termins nach Absatz 2 
Satz 4 Nummer 4 darlegt, dass die 
Nichtabgabe der Vermögensaus-
kunft auf technischen Problemen 
beruht hat. 
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(5) Der Gerichtsvollzieher errichtet in 
einem elektronischen Dokument eine Auf-
stellung mit den nach § 802c Absatz 1 und 
2 erforderlichen Angaben (Vermögensver-
zeichnis). Diese Angaben sind dem 
Schuldner vor Abgabe der Versicherung 
nach § 802c Abs. 3 vorzulesen oder zur 
Durchsicht auf einem Bildschirm wiederzu-
geben. Dem Schuldner ist auf Verlangen 
ein Ausdruck zu erteilen. 

(5) Mit der Terminsladung ist der 
Schuldner über Folgendes zu belehren: 

 1. die nach § 802c Absatz 1 und 2 er-
forderlichen Angaben, 

 2. im Fall der Terminsbestimmung 
nach Absatz 2 Satz 4 Nummer 2 bis 
4 sein Recht, der Terminsbestim-
mung nach Absatz 4 Satz 1 zu wi-
dersprechen, 

 3. im Fall der Terminsbestimmung 
nach Absatz 2 Satz 4 Nummer 4 das 
Aufzeichnungsverbot des Absat-
zes 3 Satz 1, 

 4. die Pflicht nach Absatz 4 Satz 2, die 
erforderlichen Unterlagen beizubrin-
gen, 

 5. die Folgen einer pflichtwidrigen 
Nichtabgabe der Vermögensaus-
kunft, 

 6. die Möglichkeit der Einholung von 
Auskünften Dritter nach § 802l und 

 7. die Eintragung in das Schuldnerver-
zeichnis nach § 882c bei Abgabe der 
Vermögensauskunft. 

(6) Der Gerichtsvollzieher hinterlegt 
das Vermögensverzeichnis bei dem zentra-
len Vollstreckungsgericht nach § 802k Abs. 
1 und leitet dem Gläubiger unverzüglich ei-
nen Ausdruck zu. Der Ausdruck muss den 
Vermerk enthalten, dass er mit dem Inhalt 
des Vermögensverzeichnisses überein-
stimmt; § 802d Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 
gilt entsprechend. 

(6) Zahlungsaufforderungen, La-
dungen, Bestimmungen und Belehrun-
gen nach den Absätzen 1 bis 5 sind dem 
Schuldner zuzustellen, auch wenn die-
ser einen Prozessbevollmächtigten be-
stellt hat; einer Mitteilung an den Pro-
zessbevollmächtigten bedarf es nicht. 
Dem Gläubiger ist die Terminsbestim-
mung nach Maßgabe des § 357 Absatz 2 
mitzuteilen sowie im Fall der Terminsbe-
stimmung nach Absatz 2 Satz 4 Nummer 
4 ein Hinweis auf das Aufzeichnungs-
verbot zu geben. 
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 (7) Der Gerichtsvollzieher errichtet 
in einem elektronischen Dokument eine 
Aufstellung mit den nach § 802c Absatz 
1 und 2 erforderlichen Angaben (Vermö-
gensverzeichnis). Diese Angaben sind 
dem Schuldner vor Abgabe der Versi-
cherung nach § 802c Absatz 3 vorzule-
sen oder zur Durchsicht auf einem Bild-
schirm anzuzeigen. Dem Schuldner ist 
auf Verlangen ein Ausdruck zu erteilen; 
§ 802d Absatz 2 gilt entsprechend. 

 (8) Der Gerichtsvollzieher hinterlegt 
das Vermögensverzeichnis bei dem 
zentralen Vollstreckungsgericht nach § 
802k Absatz 1. Er leitet dem Gläubiger 
unverzüglich einen Ausdruck zu; § 802d 
Absatz 2 gilt entsprechend. Der Aus-
druck und das elektronische Dokument 
müssen den Vermerk enthalten, dass 
sie mit dem Inhalt des Vermögensver-
zeichnisses übereinstimmen. § 802d Ab-
satz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 802i § 802i 

Vermögensauskunft des verhafteten 
Schuldners 

Vermögensauskunft des verhafteten 
Schuldners 

(1) Der verhaftete Schuldner kann zu 
jeder Zeit bei dem Gerichtsvollzieher des 
Amtsgerichts des Haftortes verlangen, ihm 
die Vermögensauskunft abzunehmen. Dem 
Verlangen ist unverzüglich stattzugeben; § 
802f Abs. 5 gilt entsprechend. Dem Gläubi-
ger wird die Teilnahme ermöglicht, wenn er 
dies beantragt hat und seine Teilnahme 
nicht zu einer Verzögerung der Abnahme 
führt. 

(1) Der verhaftete Schuldner kann zu 
jeder Zeit bei dem Gerichtsvollzieher des 
Amtsgerichts des Haftortes verlangen, ihm 
die Vermögensauskunft abzunehmen. Dem 
Verlangen ist unverzüglich stattzugeben; § 
802f Absatz 7 gilt entsprechend. Dem 
Gläubiger wird die Teilnahme ermöglicht, 
wenn er dies beantragt hat und seine Teil-
nahme nicht zu einer Verzögerung der Ab-
nahme führt. 

(2) Nach Abgabe der Vermögensaus-
kunft wird der Schuldner aus der Haft ent-
lassen. § 802f Abs. 5 und 6 gilt entspre-
chend. 

(2) Nach Abgabe der Vermögensaus-
kunft wird der Schuldner aus der Haft ent-
lassen. § 802f Absatz 7 und 8 gilt entspre-
chend. 
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(3) Kann der Schuldner vollständige 
Angaben nicht machen, weil er die erfor-
derlichen Unterlagen nicht bei sich hat, so 
kann der Gerichtsvollzieher einen neuen 
Termin bestimmen und die Vollziehung des 
Haftbefehls bis zu diesem Termin ausset-
zen. § 802f gilt entsprechend; der Setzung 
einer Zahlungsfrist bedarf es nicht. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 802k § 802k 

Zentrale Verwaltung der Vermögensver-
zeichnisse 

Zentrale Verwaltung der Vermögensver-
zeichnisse 

(1) Nach § 802f Abs. 6 dieses Geset-
zes oder nach § 284 Abs. 7 Satz 4 der Ab-
gabenordnung zu hinterlegende Vermö-
gensverzeichnisse werden landesweit von 
einem zentralen Vollstreckungsgericht in 
elektronischer Form verwaltet. Die Vermö-
gensverzeichnisse können über eine zent-
rale und länderübergreifende Abfrage im 
Internet eingesehen und abgerufen wer-
den. Gleiches gilt für Vermögensverzeich-
nisse, die auf Grund einer § 284 Abs. 1 bis 
7 der Abgabenordnung gleichwertigen bun-
desgesetzlichen oder landesgesetzlichen 
Regelung errichtet wurden, soweit diese 
Regelung die Hinterlegung anordnet. Ein 
Vermögensverzeichnis nach Satz 1 oder 
Satz 2 ist nach Ablauf von zwei Jahren seit 
Abgabe der Auskunft oder bei Eingang ei-
nes neuen Vermögensverzeichnisses zu 
löschen. 

(1) Nach § 802f Absatz 8 dieses Ge-
setzes oder nach § 284 Abs. 7 Satz 4 der 
Abgabenordnung zu hinterlegende Vermö-
gensverzeichnisse werden landesweit von 
einem zentralen Vollstreckungsgericht in 
elektronischer Form verwaltet. Die Vermö-
gensverzeichnisse können über eine zent-
rale und länderübergreifende Abfrage im 
Internet eingesehen und abgerufen wer-
den. Gleiches gilt für Vermögensverzeich-
nisse, die auf Grund einer § 284 Abs. 1 bis 
7 der Abgabenordnung gleichwertigen bun-
desgesetzlichen oder landesgesetzlichen 
Regelung errichtet wurden, soweit diese 
Regelung die Hinterlegung anordnet. Ein 
Vermögensverzeichnis nach Satz 1 oder 
Satz 2 ist nach Ablauf von zwei Jahren seit 
Abgabe der Auskunft oder bei Eingang ei-
nes neuen Vermögensverzeichnisses zu 
löschen. 

(2) Die Gerichtsvollzieher können die 
von den zentralen Vollstreckungsgerichten 
nach Absatz 1 verwalteten Vermögensver-
zeichnisse zu Vollstreckungszwecken abru-
fen. Den Gerichtsvollziehern stehen Voll-
streckungsbehörden gleich, die  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. Vermögensauskünfte nach § 284 der 
Abgabenordnung verlangen können, 
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2. durch Bundesgesetz oder durch Lan-
desgesetz dazu befugt sind, vom 
Schuldner Auskunft über sein Vermö-
gen zu verlangen, wenn diese Aus-
kunftsbefugnis durch die Errichtung ei-
nes nach Absatz 1 zu hinterlegenden 
Vermögensverzeichnisses ausge-
schlossen wird, oder 

 

3. durch Bundesgesetz oder durch Lan-
desgesetz dazu befugt sind, vom 
Schuldner die Abgabe einer Vermö-
gensauskunft nach § 802c gegenüber 
dem Gerichtsvollzieher zu verlangen. 

 

Zur Einsicht befugt sind ferner Vollstre-
ckungsgerichte, Insolvenzgerichte und Re-
gistergerichte sowie Strafverfolgungsbehör-
den, soweit dies zur Erfüllung der ihnen ob-
liegenden Aufgaben erforderlich ist. 

 

(3) Die Landesregierungen bestim-
men durch Rechtsverordnung, welches Ge-
richt die Aufgaben des zentralen Vollstre-
ckungsgerichts nach Absatz 1 wahrzuneh-
men hat. Sie können diese Befugnis auf die 
Landesjustizverwaltungen übertragen. Das 
zentrale Vollstreckungsgericht nach Absatz 
1 kann andere Stellen mit der Datenverar-
beitung beauftragen; die datenschutzrecht-
lichen Vorschriften über die Verarbeitung 
personenbezogener Daten im Auftrag sind 
zu beachten. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Das Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Einzelheiten des In-
halts, der Form, Aufnahme, Übermittlung, 
Verwaltung und Löschung der Vermögens-
verzeichnisse nach § 802f Abs. 5 dieses 
Gesetzes und nach § 284 Abs. 7 der Abga-
benordnung oder gleichwertigen Regelun-
gen im Sinne von Absatz 1 Satz 2 sowie 
der Einsichtnahme, insbesondere durch ein 
automatisiertes Abrufverfahren, zu regeln. 
Die Rechtsverordnung hat geeignete Rege-
lungen zur Sicherung des Datenschutzes 
und der Datensicherheit vorzusehen. Ins-
besondere ist sicherzustellen, dass die 
Vermögensverzeichnisse  

(4) Das Bundesministerium der Justiz 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates die Ein-
zelheiten des Inhalts, der Form, Aufnahme, 
Übermittlung, Verwaltung und Löschung 
der Vermögensverzeichnisse nach § 802f 
Absatz 7 dieses Gesetzes und nach § 284 
Abs. 7 der Abgabenordnung oder gleich-
wertigen Regelungen im Sinne von Absatz 
1 Satz 2 sowie der Einsichtnahme, insbe-
sondere durch ein automatisiertes Abruf-
verfahren, zu regeln. Die Rechtsverord-
nung hat geeignete Regelungen zur Siche-
rung des Datenschutzes und der Datensi-
cherheit vorzusehen. Insbesondere ist si-
cherzustellen, dass die Vermögensver-
zeichnisse  
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1. bei der Übermittlung an das zentrale 
Vollstreckungsgericht nach Absatz 1 
sowie bei der Weitergabe an die ande-
ren Stellen nach Absatz 3 Satz 3 ge-
gen unbefugte Kenntnisnahme ge-
schützt sind, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. unversehrt und vollständig wiederge-
geben werden, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. jederzeit ihrem Ursprung nach zuge-
ordnet werden können und 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. nur von registrierten Nutzern abgeru-
fen werden können und jeder Abrufvor-
gang protokolliert wird. 

4. u n v e r ä n d e r t  

(5) Macht eine betroffene Person das 
Auskunftsrecht nach Artikel 15 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2016/679 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 
27. April 2016 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, zum freien Datenverkehr und 
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Da-
tenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 
vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, 
S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in Bezug 
auf personenbezogene Daten geltend, die 
in den von den zentralen Vollstreckungsge-
richten nach Absatz 1 verwalteten Vermö-
gensverzeichnissen enthalten sind, so sind 
der betroffenen Person im Hinblick auf die 
Empfänger, denen die personenbezogenen 
Daten offengelegt worden sind oder noch 
offengelegt werden, nur die Kategorien be-
rechtigter Empfänger mitzuteilen. Das Wi-
derspruchsrecht gemäß Artikel 21 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 findet in Bezug auf 
die personenbezogenen Daten, die in den 
von den zentralen Vollstreckungsgerichten 
nach Absatz 1 verwalteten Vermögensver-
zeichnissen enthalten sind, keine Anwen-
dung. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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§ 807 § 807 

Abnahme der Vermögensauskunft nach 
Pfändungsversuch 

Abnahme der Vermögensauskunft nach 
Pfändungsversuch 

(1) Hat der Gläubiger die Vornahme 
der Pfändung beim Schuldner beantragt 
und  

(1) Hat der Gläubiger die Vornahme 
der Pfändung beim Schuldner beantragt 
und  

1. hat der Schuldner die Durchsuchung (§ 
758) verweigert oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. ergibt der Pfändungsversuch, dass 
eine Pfändung voraussichtlich nicht zu 
einer vollständigen Befriedigung des 
Gläubigers führen wird, 

2. u n v e r ä n d e r t  

so kann der Gerichtsvollzieher dem 
Schuldner die Vermögensauskunft auf An-
trag des Gläubigers abweichend von § 802f 
sofort abnehmen. § 802f Abs. 5 und 6 fin-
det Anwendung. 

so kann der Gerichtsvollzieher dem 
Schuldner die Vermögensauskunft auf An-
trag des Gläubigers abweichend von § 802f 
sofort abnehmen. § 802f Absatz 7 und 8 
findet Anwendung. 

(2) Der Schuldner kann einer soforti-
gen Abnahme widersprechen. In diesem 
Fall verfährt der Gerichtsvollzieher nach § 
802f; der Setzung einer Zahlungsfrist be-
darf es nicht. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 836 § 836 

Wirkung der Überweisung Wirkung der Überweisung 

(1) Die Überweisung ersetzt die förm-
lichen Erklärungen des Schuldners, von 
denen nach den Vorschriften des bürgerli-
chen Rechts die Berechtigung zur Einzie-
hung der Forderung abhängig ist. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der Überweisungsbeschluss gilt, 
auch wenn er mit Unrecht erlassen ist, zu-
gunsten des Drittschuldners dem Schuld-
ner gegenüber so lange als rechtsbestän-
dig, bis er aufgehoben wird und die Aufhe-
bung zur Kenntnis des Drittschuldners ge-
langt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Der Schuldner ist verpflichtet, dem 
Gläubiger die zur Geltendmachung der 
Forderung nötige Auskunft zu erteilen und 
ihm die über die Forderung vorhandenen 
Urkunden herauszugeben. Erteilt der 
Schuldner die Auskunft nicht, so ist er auf 
Antrag des Gläubigers verpflichtet, sie zu 
Protokoll zu geben und seine Angaben an 
Eides statt zu versichern. Der gemäß § 
802e zuständige Gerichtsvollzieher lädt 
den Schuldner zur Abgabe der Auskunft 
und eidesstattlichen Versicherung. Die Vor-
schriften des § 802f Abs. 4 und der §§ 
802g bis 802i, 802j Abs. 1 und 2 gelten ent-
sprechend. Die Herausgabe der Urkunden 
kann von dem Gläubiger im Wege der 
Zwangsvollstreckung erwirkt werden. 

(3) Der Schuldner ist verpflichtet, dem 
Gläubiger die zur Geltendmachung der 
Forderung nötige Auskunft zu erteilen und 
ihm die über die Forderung vorhandenen 
Urkunden herauszugeben. Erteilt der 
Schuldner die Auskunft nicht, so ist er auf 
Antrag des Gläubigers verpflichtet, sie zu 
Protokoll zu geben und seine Angaben an 
Eides statt zu versichern. Der gemäß § 
802e zuständige Gerichtsvollzieher lädt 
den Schuldner zur Abgabe der Auskunft 
und eidesstattlichen Versicherung. Die Vor-
schriften des § 802f Absatz 6 und der §§ 
802g bis 802i, 802j Abs. 1 und 2 gelten ent-
sprechend. Die Herausgabe der Urkunden 
kann von dem Gläubiger im Wege der 
Zwangsvollstreckung erwirkt werden. 

§ 883 § 883 

Herausgabe bestimmter beweglicher Sa-
chen 

Herausgabe bestimmter beweglicher Sa-
chen 

(1) Hat der Schuldner eine bewegli-
che Sache oder eine Menge bestimmter 
beweglicher Sachen herauszugeben, so 
sind sie von dem Gerichtsvollzieher ihm 
wegzunehmen und dem Gläubiger zu über-
geben. 

 

(1) u n v e r ä n d e r t  

2) Wird die herauszugebende Sache 
nicht vorgefunden, so ist der Schuldner 
verpflichtet, auf Antrag des Gläubigers zu 
Protokoll an Eides statt zu versichern, dass 
er die Sache nicht besitze, auch nicht 
wisse, wo die Sache sich befinde. Der ge-
mäß § 802e zuständige Gerichtsvollzieher 
lädt den Schuldner zur Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung. Die Vorschriften 
der §§ 478 bis 480, 483, 802f Abs. 4, §§ 
802g bis 802i und 802j Abs. 1 und 2 gelten 
entsprechend. 

(2) Wird die herauszugebende Sache 
nicht vorgefunden, so ist der Schuldner 
verpflichtet, auf Antrag des Gläubigers zu 
Protokoll an Eides statt zu versichern, dass 
er die Sache nicht besitze, auch nicht 
wisse, wo die Sache sich befinde. Der ge-
mäß § 802e zuständige Gerichtsvollzieher 
lädt den Schuldner zur Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung. Die Vorschriften 
der §§ 478 bis 480, 483, 802f Absatz 6, §§ 
802g bis 802i und 802j Abs. 1 und 2 gelten 
entsprechend. 

(3) Das Gericht kann eine der Sach-
lage entsprechende Änderung der eides-
stattlichen Versicherung beschließen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) (weggefallen) (4) u n v e r ä n d e r t  
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§ 1100 § 1100 

Mündliche Verhandlung Mündliche Verhandlung 

(1) Das Gericht kann den Parteien so-
wie ihren Bevollmächtigten und Beiständen 
gestatten, sich während einer Verhandlung 
an einem anderen Ort aufzuhalten und dort 
Verfahrenshandlungen vorzunehmen. § 
128a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1 bleibt 
unberührt. 

(1) Im Fall einer Videoverhandlung 
nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 
861/2007 ist nur § 128a Absatz 4 an-
wendbar. 

(2) Die Bestimmung eines frühen ers-
ten Termins zur mündlichen Verhandlung 
(§ 275) ist ausgeschlossen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 1101 § 1101 

Beweisaufnahme Beweisaufnahme 

(1) Das Gericht kann die Beweise in 
der ihm geeignet erscheinenden Art auf-
nehmen, soweit Artikel 9 Abs. 2 bis 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 861/2007 nichts an-
deres bestimmt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Gericht kann einem Zeugen, 
Sachverständigen oder einer Partei gestat-
ten, sich während einer Vernehmung an ei-
nem anderen Ort aufzuhalten. § 128a Abs. 
2 Satz 2, 3 und Abs. 3 Satz 1 bleibt unbe-
rührt. 

(2) Im Fall einer Beweisaufnahme 
per Bild- und Tonübertragung nach Arti-
kel 9 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 861/2007 ist nur § 128a Absatz 4 
in Verbindung mit § 284 Absatz 2 und 3 
anwendbar. 
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Verordnung über das Vermö-
gensverzeichnis 

Verordnung über das Vermö-
gensverzeichnis 

(Vermögensverzeichnisverord-
nung - VermVV) 
vom: 26.07.2012 

(Vermögensverzeichnisverord-
nung - VermVV) 
vom: 26.07.2012 

§ 1 § 1 

Anwendungsbereich Anwendungsbereich 

Diese Verordnung gilt für Vermögens-
verzeichnisse, die nach § 802f Absatz 6 
der Zivilprozessordnung oder nach § 284 
Absatz 7 Satz 4 der Abgabenordnung zu 
hinterlegen sind. Sie gilt ferner für Vermö-
gensverzeichnisse, die aufgrund einer bun-
des- oder landesgesetzlichen Regelung er-
richtet worden sind, die § 284 Absatz 1 bis 
7 der Abgabenordnung gleichwertig ist, so-
weit diese die Hinterlegung anordnet. 

Diese Verordnung gilt für Vermögens-
verzeichnisse, die nach § 802f Absatz 8 
der Zivilprozessordnung oder nach § 284 
Absatz 7 Satz 4 der Abgabenordnung zu 
hinterlegen sind. Sie gilt ferner für Vermö-
gensverzeichnisse, die aufgrund einer bun-
des- oder landesgesetzlichen Regelung er-
richtet worden sind, die § 284 Absatz 1 bis 
7 der Abgabenordnung gleichwertig ist, so-
weit diese die Hinterlegung anordnet. 

§ 3 § 3 

Errichtung und Form der Vermögens-
verzeichnisse 

Errichtung und Form der Vermögens-
verzeichnisse 

(1) Der Gerichtsvollzieher oder die 
Behörde, die zur Errichtung eines Vermö-
gensverzeichnisses befugt ist, errichtet das 
Vermögensverzeichnis als elektronisches 
Dokument mit den nach § 802c der Zivil-
prozessordnung oder den nach § 284 Ab-
satz 7 Satz 1 und Absatz 2 der Abgaben-
ordnung erforderlichen Angaben. Anlagen, 
die vom Schuldner zur Ergänzung der Ver-
mögensauskunft übergeben werden, sind 
dem Vermögensverzeichnis elektronisch 
nach § 4 Absatz 1 Satz 3 beizufügen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Im Vermögensverzeichnis wird 
auch dokumentiert, 

(2) Im Vermögensverzeichnis wird 
auch dokumentiert, 
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1. dass die Anforderungen des § 802f Ab-
satz 5 Satz 2 und 3 der Zivilprozess-
ordnung oder des § 284 Absatz 7 Satz 
2 und 3 der Abgabenordnung oder der 
bundes- oder landesgesetzlichen Re-
gelung, die § 284 Absatz 7 Satz 2 und 
3 der Abgabenordnung gleichwertig ist, 
erfüllt sind, 

1. dass die Anforderungen des § 802f Ab-
satz 7 Satz 2 und 3 der Zivilprozess-
ordnung oder des § 284 Absatz 7 Satz 
2 und 3 der Abgabenordnung oder der 
bundes- oder landesgesetzlichen Re-
gelung, die § 284 Absatz 7 Satz 2 und 
3 der Abgabenordnung gleichwertig ist, 
erfüllt sind, 

2. wann die Versicherung an Eides statt 
nach § 802c Absatz 3 der Zivilprozess-
ordnung oder nach § 284 Absatz 3 der 
Abgabenordnung oder nach der bun-
des- oder landesgesetzlichen Rege-
lung, die § 284 Absatz 3 der Abgaben-
ordnung gleichwertig ist, erfolgt ist so-
wie 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. an welchem Tag die Versicherung an 
Eides statt für das Vermögensver-
zeichnis erstmals erfolgt ist, wenn die 
Vermögensauskunft ergänzt oder 
nachgebessert worden ist. 

3. u n v e r ä n d e r t  

§ 5 § 5 

Hinterlegung der Vermögensverzeich-
nisse 

Hinterlegung der Vermögensverzeich-
nisse 

(1) Das zentrale Vollstreckungsgericht 
prüft, ob die elektronische Übermittlung der 
Vermögensverzeichnisse die Anforderun-
gen des § 4 erfüllt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Erfüllt die elektronische Übermitt-
lung die Anforderungen des § 4, ist das 
Vermögensverzeichnis in das Vermögens-
verzeichnisregister einzutragen. Mit der 
Eintragung in das Vermögensverzeichnis-
register ist das Vermögensverzeichnis hin-
terlegt im Sinne des § 802f Absatz 6 der Zi-
vilprozessordnung oder des § 284 Absatz 7 
Satz 4 der Abgabenordnung oder der bun-
des- oder landesgesetzlichen Regelung, 
die § 284 Absatz 7 Satz 4 der Abgabenord-
nung gleichwertig ist. Das zentrale Vollstre-
ckungsgericht informiert den Einsender 
nach § 4 Absatz 1 Satz 1 unverzüglich über 
die Eintragung. Das vom Einsender errich-
tete elektronische Dokument nach § 3 ist 
drei Monate nach dem Eingang der Eintra-
gungsinformation zu löschen. 

(2) Erfüllt die elektronische Übermitt-
lung die Anforderungen des § 4, ist das 
Vermögensverzeichnis in das Vermögens-
verzeichnisregister einzutragen. Mit der 
Eintragung in das Vermögensverzeichnis-
register ist das Vermögensverzeichnis hin-
terlegt im Sinne des § 802f Absatz 8 der Zi-
vilprozessordnung oder des § 284 Absatz 7 
Satz 4 der Abgabenordnung oder der bun-
des- oder landesgesetzlichen Regelung, 
die § 284 Absatz 7 Satz 4 der Abgabenord-
nung gleichwertig ist. Das zentrale Vollstre-
ckungsgericht informiert den Einsender 
nach § 4 Absatz 1 Satz 1 unverzüglich über 
die Eintragung. Das vom Einsender errich-
tete elektronische Dokument nach § 3 ist 
drei Monate nach dem Eingang der Eintra-
gungsinformation zu löschen. 
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(3) Erfüllt die elektronische Übermitt-
lung die Anforderungen des § 4 nicht, teilt 
das zentrale Vollstreckungsgericht dem 
Einsender dies unter Angabe der Gründe 
mit. Der Einsender veranlasst eine erneute 
elektronische Übermittlung des Vermö-
gensverzeichnisses, die eine Eintragung 
der Daten nach Absatz 2 erlaubt. Mit Ein-
gang der Information über die Eintragung 
des erneut elektronisch übermittelten Ver-
mögensverzeichnisses ist das zuerst über-
mittelte elektronische Dokument beim Ein-
sender zu löschen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Der Einsender leitet dem Gläubi-
ger nach der Hinterlegung unverzüglich ei-
nen Ausdruck des Vermögensverzeichnis-
ses zu. Der Ausdruck muss den Vermerk, 
dass er mit dem Inhalt des Vermögensver-
zeichnisses übereinstimmt, und den Hin-
weis nach § 802d Absatz 1 Satz 3 der Zivil-
prozessordnung enthalten. Anstelle der Zu-
leitung eines Ausdrucks kann dem Gläubi-
ger auf Antrag das Vermögensverzeichnis 
als elektronisches Dokument übermittelt 
werden, wenn dieses mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur versehen ist. § 
4 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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Gesetz über das Verfahren in 
Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit 

Gesetz über das Verfahren in 
Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit 

( - FamFG) 
vom: 17.12.2008 - Zuletzt geän-

dert durch Art. 22 G v. 
22.2.2023 I Nr. 51 

( - FamFG) 
vom: 17.12.2008 - Zuletzt geän-

dert durch Art. 22 G v. 
22.2.2023 I Nr. 51 

§ 13 § 13 

Akteneinsicht Akteneinsicht 

(1) Die Beteiligten können die Ge-
richtsakten auf der Geschäftsstelle einse-
hen, soweit nicht schwerwiegende Interes-
sen eines Beteiligten oder eines Dritten 
entgegenstehen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Personen, die an dem Verfahren 
nicht beteiligt sind, kann Einsicht nur ge-
stattet werden, soweit sie ein berechtigtes 
Interesse glaubhaft machen und schutz-
würdige Interessen eines Beteiligten oder 
eines Dritten nicht entgegenstehen. Die 
Einsicht ist zu versagen, wenn ein Fall des 
§ 1758 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vor-
liegt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Soweit Akteneinsicht gewährt wird, 
können die Berechtigten sich auf ihre Kos-
ten durch die Geschäftsstelle Ausfertigun-
gen, Auszüge und Abschriften erteilen las-
sen. Die Abschrift ist auf Verlangen zu be-
glaubigen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Einem Rechtsanwalt, einem Notar 
oder einer beteiligten Behörde kann das 
Gericht die Akten in die Amts- oder Ge-
schäftsräume überlassen. Ein Recht auf 
Überlassung von Beweisstücken in die 
Amts- oder Geschäftsräume besteht nicht. 
Die Entscheidung nach Satz 1 ist nicht an-
fechtbar. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Werden die Gerichtsakten elektro-
nisch geführt, gilt § 299 Abs. 3 der Zivilpro-
zessordnung entsprechend. 

(5) Werden die Gerichtsakten elektro-
nisch geführt, gilt § 299 Absatz 3 und 4 
der Zivilprozessordnung entsprechend. 

(6) Die Entwürfe zu Beschlüssen und 
Verfügungen, die zu ihrer Vorbereitung ge-
lieferten Arbeiten sowie die Dokumente, die 
Abstimmungen betreffen, werden weder 
vorgelegt noch abschriftlich mitgeteilt. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Über die Akteneinsicht entscheidet 
das Gericht, bei Kollegialgerichten der Vor-
sitzende. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

§ 25 § 25 

Anträge und Erklärungen zur Nieder-
schrift der Geschäftsstelle 

Anträge und Erklärungen zur Nieder-
schrift der Geschäftsstelle 

(1) Die Beteiligten können Anträge 
und Erklärungen gegenüber dem zuständi-
gen Gericht schriftlich oder zur Nieder-
schrift der Geschäftsstelle abgeben, soweit 
eine Vertretung durch einen Rechtsanwalt 
nicht notwendig ist. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Anträge und Erklärungen, deren 
Abgabe vor dem Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle zulässig ist, können vor der 
Geschäftsstelle eines jeden Amtsgerichts 
zur Niederschrift abgegeben werden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

 (3) Der Urkundsbeamte der Ge-
schäftsstelle kann Anträge und Erklä-
rungen nach Absatz 2 auch per Bild- 
und Tonübertragung aufnehmen. In die-
sem Fall kann sich der Urkundsbeamte 
der Geschäftsstelle bei der Aufnahme 
der Anträge und Erklärungen an einem 
anderen Ort als der Geschäftsstelle auf-
halten. Die Bild- und Tonübertragung 
wird nicht aufgezeichnet. 

(3) Die Geschäftsstelle hat die Nieder-
schrift unverzüglich an das Gericht zu über-
mitteln, an das der Antrag oder die Erklä-
rung gerichtet ist. Die Wirkung einer Ver-
fahrenshandlung tritt nicht ein, bevor die 
Niederschrift dort eingeht. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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§ 30 § 30 

Förmliche Beweisaufnahme Förmliche Beweisaufnahme 

(1) Das Gericht entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen, ob es die ent-
scheidungserheblichen Tatsachen durch 
eine förmliche Beweisaufnahme entspre-
chend der Zivilprozessordnung feststellt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Eine förmliche Beweisaufnahme 
hat stattzufinden, wenn es in diesem Ge-
setz vorgesehen ist. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Eine förmliche Beweisaufnahme 
über die Richtigkeit einer Tatsachenbe-
hauptung soll stattfinden, wenn das Gericht 
seine Entscheidung maßgeblich auf die 
Feststellung dieser Tatsache stützen will 
und die Richtigkeit von einem Beteiligten 
ausdrücklich bestritten wird. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Den Beteiligten ist Gelegenheit zu 
geben, zum Ergebnis einer förmlichen Be-
weisaufnahme Stellung zu nehmen, soweit 
dies zur Aufklärung des Sachverhalts oder 
zur Gewährung rechtlichen Gehörs erfor-
derlich ist. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

 (5) In geeigneten Fällen kann das 
Gericht die Beweisaufnahme per Bild- 
und Tonübertragung in entsprechender 
Anwendung des § 284 Absatz 2 und 3 
der Zivilprozessordnung gestatten oder 
anordnen. § 128a Absatz 4 Satz 3 der Zi-
vilprozessordnung findet keine Anwen-
dung. 

§ 32 § 32 

Termin Termin 

(1) Das Gericht kann die Sache mit 
den Beteiligten in einem Termin erörtern. 
Die §§ 219, 227 Abs. 1, 2 und 4 der Zivil-
prozessordnung gelten entsprechend. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Zwischen der Ladung und dem 
Termin soll eine angemessene Frist liegen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) In geeigneten Fällen soll das Ge-
richt die Sache mit den Beteiligten im 
Wege der Bild- und Tonübertragung in ent-
sprechender Anwendung des § 128a der 
Zivilprozessordnung erörtern. 

(3) In geeigneten Fällen soll das Ge-
richt die Sache mit den Beteiligten per Bild- 
und Tonübertragung in entsprechender An-
wendung des § 128a der Zivilprozessord-
nung erörtern. § 128a Absatz 4 Satz 3 der 
Zivilprozessordnung findet keine An-
wendung. 

§ 33 § 33 

Persönliches Erscheinen der Beteiligten Persönliches Erscheinen der Beteiligten 

(1) Das Gericht kann das persönliche 
Erscheinen eines Beteiligten zu einem Ter-
min anordnen und ihn anhören, wenn dies 
zur Aufklärung des Sachverhalts sachdien-
lich erscheint. Sind in einem Verfahren 
mehrere Beteiligte persönlich anzuhören, 
hat die Anhörung eines Beteiligten in Ab-
wesenheit der anderen Beteiligten stattzu-
finden, falls dies zum Schutz des anzuhö-
renden Beteiligten oder aus anderen Grün-
den erforderlich ist. 

(1) Das Gericht kann das persönliche 
Erscheinen eines Beteiligten zu einem Ter-
min anordnen und ihn anhören, wenn dies 
zur Aufklärung des Sachverhalts sachdien-
lich erscheint. Sind in einem Verfahren 
mehrere Beteiligte persönlich anzuhören, 
hat die Anhörung eines Beteiligten in Ab-
wesenheit der anderen Beteiligten stattzu-
finden, falls dies zum Schutz des anzuhö-
renden Beteiligten oder aus anderen Grün-
den erforderlich ist. In geeigneten Fällen 
kann das Gericht das persönliche Er-
scheinen eines Beteiligten auch als Teil-
nahme an einem Termin per Bild- und 
Tonübertragung in entsprechender An-
wendung des § 128a der Zivilprozess-
ordnung gestatten oder anordnen. 

(2) Der verfahrensfähige Beteiligte ist 
selbst zu laden, auch wenn er einen Bevoll-
mächtigten hat; dieser ist von der Ladung 
zu benachrichtigen. Das Gericht soll die 
Zustellung der Ladung anordnen, wenn das 
Erscheinen eines Beteiligten ungewiss ist. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Bleibt der ordnungsgemäß gela-
dene Beteiligte unentschuldigt im Termin 
aus, kann gegen ihn durch Beschluss ein 
Ordnungsgeld verhängt werden. Die Fest-
setzung des Ordnungsgeldes kann wieder-
holt werden. Im Fall des wiederholten, un-
entschuldigten Ausbleibens kann die Vor-
führung des Beteiligten angeordnet wer-
den. Erfolgt eine genügende Entschuldi-
gung nachträglich und macht der Beteiligte 
glaubhaft, dass ihn an der Verspätung der 
Entschuldigung kein Verschulden trifft, wer-
den die nach den Sätzen 1 bis 3 getroffe-
nen Anordnungen aufgehoben. Der Be-
schluss, durch den ein Ordnungsmittel ver-
hängt wird, ist mit der sofortigen Be-
schwerde in entsprechender Anwendung 
der §§ 567 bis 572 der Zivilprozessordnung 
anfechtbar. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Der Beteiligte ist auf die Folgen 
seines Ausbleibens in der Ladung hinzu-
weisen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 34 § 34 

Persönliche Anhörung Persönliche Anhörung 

(1) Das Gericht hat einen Beteiligten 
persönlich anzuhören,  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. wenn dies zur Gewährleistung des 
rechtlichen Gehörs des Beteiligten er-
forderlich ist oder 

 

2. wenn dies in diesem oder in einem an-
deren Gesetz vorgeschrieben ist. 

 

(2) Die persönliche Anhörung eines 
Beteiligten kann unterbleiben, wenn hier-
von erhebliche Nachteile für seine Gesund-
heit zu besorgen sind oder der Beteiligte 
offensichtlich nicht in der Lage ist, seinen 
Willen kundzutun. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Bleibt der Beteiligte im anberaum-
ten Anhörungstermin unentschuldigt aus, 
kann das Verfahren ohne seine persönliche 
Anhörung beendet werden. Der Beteiligte 
ist auf die Folgen seines Ausbleibens hin-
zuweisen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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 (4) Im Anwendungsbereich des Ab-
satzes 1 Nummer 1 kann das Gericht in 
geeigneten Fällen die persönliche Anhö-
rung eines Beteiligten per Bild- und Ton-
übertragung in entsprechender Anwen-
dung des § 128a der Zivilprozessord-
nung gestatten oder anordnen. § 128a 
Absatz 4 Satz 3 der Zivilprozessordnung 
findet keine Anwendung. 
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Arbeitsgerichtsgesetz Arbeitsgerichtsgesetz 

( - ArbGG) 
vom: 02.07.1979 - zuletzt geän-

dert durch Art. 3 Abs. 1 G v. 
4.1.2023 I Nr. 10 

( - ArbGG) 
vom: 02.07.1979 - zuletzt geän-

dert durch Art. 3 Abs. 1 G v. 
4.1.2023 I Nr. 10 

§ 9 § 9 

Allgemeine Verfahrensvorschriften und 
Rechtsschutz bei überlangen Gerichts-

verfahren 

Allgemeine Verfahrensvorschriften und 
Rechtsschutz bei überlangen Gerichts-

verfahren 

(1) Das Verfahren ist in allen Rechts-
zügen zu beschleunigen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Vorschriften des Gerichtsver-
fassungsgesetzes über Zustellungs- und 
Vollstreckungsbeamte, über die Aufrechter-
haltung der Ordnung in der Sitzung, über 
die Gerichtssprache, über die Wahrneh-
mung richterlicher Geschäfte durch Refe-
rendare und über Beratung und Abstim-
mung gelten in allen Rechtszügen entspre-
chend. Die Vorschriften des Siebzehnten 
Titels des Gerichtsverfassungsgesetzes 
sind mit der Maßgabe entsprechend anzu-
wenden, dass an die Stelle des Oberlan-
desgerichts das Landesarbeitsgericht, an 
die Stelle des Bundesgerichtshofs das 
Bundesarbeitsgericht und an die Stelle der 
Zivilprozessordnung das Arbeitsgerichtsge-
setz tritt. 

(2) Die Vorschriften des Gerichtsver-
fassungsgesetzes über Zustellungs- und 
Vollstreckungsbeamte, über die Aufrechter-
haltung der Ordnung in der Sitzung, über 
die Gerichtssprache, über die Wahrneh-
mung richterlicher Geschäfte durch Refe-
rendare und über Beratung und Abstim-
mung gelten in allen Rechtszügen entspre-
chend. Abweichend von Satz 1 findet 

 1. § 185 Absatz 1a des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes mit der Maßgabe An-
wendung, dass das Gericht dem 
Dolmetscher die Teilnahme an der 
Verhandlung, Anhörung oder Ver-
nehmung per Bild- und Tonübertra-
gung gestatten kann; 

 2. § 193 Absatz 1 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes keine Anwendung 
für die erstmalige gemeinsame Be-
ratung und Abstimmung mit den eh-
renamtlichen Richterinnen und 
Richtern bei einer Entscheidung 
aufgrund mündlicher Verhandlung. 
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 Die Vorschriften des Siebzehnten Titels 
des Gerichtsverfassungsgesetzes sind 
mit der Maßgabe entsprechend anzu-
wenden, dass an die Stelle des Oberlan-
desgerichts das Landesarbeitsgericht, 
an die Stelle des Bundesgerichtshofs 
das Bundesarbeitsgericht und an die 
Stelle der Zivilprozessordnung das Ar-
beitsgerichtsgesetz tritt. 

(3) Die Vorschriften über die Wahr-
nehmung der Geschäfte bei den ordentli-
chen Gerichten durch Rechtspfleger gelten 
in allen Rechtszügen entsprechend. Als 
Rechtspfleger können nur Beamte bestellt 
werden, die die Rechtspflegerprüfung oder 
die Prüfung für den gehobenen Dienst bei 
der Arbeitsgerichtsbarkeit bestanden ha-
ben. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Zeugen und Sachverständige er-
halten eine Entschädigung oder Vergütung 
nach dem Justizvergütungs- und -entschä-
digungsgesetz. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Alle mit einem befristeten Rechts-
mittel anfechtbaren Entscheidungen enthal-
ten die Belehrung über das Rechtsmittel. 
Soweit ein Rechtsmittel nicht gegeben ist, 
ist eine entsprechende Belehrung zu ertei-
len. Die Frist für ein Rechtsmittel beginnt 
nur, wenn die Partei oder der Beteiligte 
über das Rechtsmittel und das Gericht, bei 
dem das Rechtsmittel einzulegen ist, die 
Anschrift des Gerichts und die einzuhal-
tende Frist und Form schriftlich belehrt wor-
den ist. Ist die Belehrung unterblieben oder 
unrichtig erteilt, so ist die Einlegung des 
Rechtsmittels nur innerhalb eines Jahres 
seit Zustellung der Entscheidung zulässig, 
außer wenn die Einlegung vor Ablauf der 
Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmög-
lich war oder eine Belehrung dahin erfolgt 
ist, daß ein Rechtsmittel nicht gegeben sei; 
§ 234 Abs. 1, 2 und § 236 Abs. 2 der Zivil-
prozeßordnung gelten für den Fall höherer 
Gewalt entsprechend. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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§ 11a § 11a 

Beiordnung eines Rechtsanwalts, Pro-
zeßkostenhilfe 

Beiordnung eines Rechtsanwalts, Pro-
zeßkostenhilfe 

(1) Die Vorschriften der Zivilprozess-
ordnung über die Prozesskostenhilfe und 
über die grenzüberschreitende Prozess-
kostenhilfe innerhalb der Europäischen 
Union nach der Richtlinie 2003/8/EG gelten 
in Verfahren vor den Gerichten für Arbeits-
sachen entsprechend. 

(1) Die Vorschriften der Zivilprozess-
ordnung über die Prozesskostenhilfe und 
über die grenzüberschreitende Prozess-
kostenhilfe innerhalb der Europäischen 
Union nach der Richtlinie 2003/8/EG mit 
Ausnahme des § 118 Absatz 1 Satz 6 der 
Zivilprozessordnung gelten in Verfahren 
vor den Gerichten für Arbeitssachen ent-
sprechend. Im Bewilligungsverfahren gilt 
für den Erörterungstermin nach § 118 
Absatz 1 Satz 3 der Zivilprozessordnung 
§ 50a dieses Gesetzes entsprechend. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales wird ermächtigt, zur Vereinfa-
chung und Vereinheitlichung des Verfah-
rens durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates Formulare für die 
Erklärung der Partei über ihre persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse (§ 117 
Abs. 2 der Zivilprozeßordnung) einzufüh-
ren. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 13a § 13a 

Internationale Verfahren Internationale Verfahren 

Die Vorschriften des Buches 11 der Zi-
vilprozessordnung über die justizielle Zu-
sammenarbeit in der Europäischen Union 
finden in Verfahren vor den Gerichten für 
Arbeitssachen Anwendung, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt. 

Die Vorschriften des Buches 11 der Zi-
vilprozessordnung über die justizielle Zu-
sammenarbeit in der Europäischen Union 
finden in Verfahren vor den Gerichten für 
Arbeitssachen Anwendung, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt. § 1100 
Absatz 1 der Zivilprozessordnung ist mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle 
von § 128a Absatz 4 der Zivilprozess-
ordnung § 50a Absatz 3 dieses Gesetzes 
anwendbar ist. § 1101 Absatz 2 findet 
mit der Maßgabe Anwendung, dass an-
stelle von § 128a Absatz 4 der Zivilpro-
zessordnung in Verbindung mit § 284 
Absatz 2 und 3 der Zivilprozessordnung 
§ 50a Absatz 3 in Verbindung mit § 58 
Absatz 4 dieses Gesetzes anwendbar 
ist. 
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§ 46 § 46 

Grundsatz Grundsatz 

(1) Das Urteilsverfahren findet in den 
in § 2 Abs. 1 bis 4 bezeichneten bürgerli-
chen Rechtsstreitigkeiten Anwendung. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Für das Urteilsverfahren des ers-
ten Rechtszugs gelten die Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über das Verfahren vor 
den Amtsgerichten entsprechend, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 
Die Vorschriften über den frühen ersten 
Termin zur mündlichen Verhandlung und 
das schriftliche Vorverfahren (§§ 275 bis 
277 der Zivilprozeßordnung), über das ver-
einfachte Verfahren (§ 495a der Zivilpro-
zeßordnung), über den Urkunden- und 
Wechselprozeß (§§ 592 bis 605a der Zivil-
prozeßordnung), über die Musterfeststel-
lungsklage (§§ 606 bis 613 der Zivilpro-
zessordnung), über die Entscheidung ohne 
mündliche Verhandlung (§ 128 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung) und über die Verle-
gung von Terminen in der Zeit vom 1. Juli 
bis 31. August (§ 227 Abs. 3 Satz 1 der Zi-
vilprozeßordnung) finden keine Anwen-
dung. § 127 Abs. 2 der Zivilprozessord-
nung findet mit der Maßgabe Anwendung, 
dass die sofortige Beschwerde bei Be-
standsschutzstreitigkeiten unabhängig von 
dem Streitwert zulässig ist. 

(2) Für das Urteilsverfahren des ers-
ten Rechtszugs gelten die Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über das Verfahren vor 
den Amtsgerichten entsprechend, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 
Die Vorschriften über den frühen ersten 
Termin zur mündlichen Verhandlung und 
das schriftliche Vorverfahren (§§ 275 bis 
277 der Zivilprozessordnung), über das 
vereinfachte Verfahren (§ 495a der Zivil-
prozessordnung), über den Urkunden- 
und Wechselprozess (§§ 592 bis 605a der 
Zivilprozessordnung), über die Muster-
feststellungsklage (§§ 606 bis 613 der Zivil-
prozessordnung), über die Entscheidung 
ohne mündliche Verhandlung (§ 128 Ab-
satz 2 der Zivilprozessordnung), über 
die Förderung von Videoverhandlungen 
bei Terminänderungsanträgen (§ 227 
Absatz 1 Satz 3 und Absatz 4 der Zivil-
prozessordnung), über die Verlegung von 
Terminen in der Zeit vom 1. Juli bis 31. Au-
gust (§ 227 Absatz 3 Satz 1 der Zivilpro-
zessordnung) und die Äußerung über 
Bedenken gegen eine Videoverhandlung 
in der Klageschrift und der Klageerwide-
rung (§ 253 Absatz 3 Nummer 4 und § 
277 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 der Zivil-
prozessordnung) finden keine Anwen-
dung.§ 127 Abs. 2 der Zivilprozessordnung 
findet mit der Maßgabe Anwendung, dass 
die sofortige Beschwerde bei Bestands-
schutzstreitigkeiten unabhängig von dem 
Streitwert zulässig ist. Abweichend von § 
160 Absatz 1 Nummer 4 der Zivilpro-
zessordnung enthält das Protokoll die 
Namen der erschienenen Parteien, Ne-
benintervenienten, Vertreter, Bevoll-
mächtigten, Beistände, Zeugen und 
Sachverständigen sowie im Fall der §§ 
50a und 58 Absatz 4 die Angabe, wer an 
der Verhandlung oder der Beweis-auf-
nahme per Bild- und Tonübertragung 
teilnimmt. 
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 § 50a 

 Videoverhandlung 

 (1) Die mündliche Verhandlung 
kann als Videoverhandlung stattfinden. 
Eine mündliche Verhandlung findet als 
Videoverhandlung statt, wenn an ihr 
mindestens ein Verfahrensbeteiligter 
per Bild- und Tonübertragung teilnimmt. 
Verfahrensbeteiligte nach dieser Vor-
schrift sind die Parteien und Nebeninter-
venienten sowie ihre Bevollmächtigten, 
Vertreter und Beistände 

 (2) Der Vorsitzende kann auf An-
trag eines Verfahrensbeteiligten oder 
von Amts wegen die Teilnahme per Bild- 
und Tonübertragung für einen Verfah-
rensbeteiligten, mehrere oder alle Ver-
fahrensbeteiligte gestatten. Die Ableh-
nung eines Antrags auf Teilnahme per 
Bild- und Tonübertragung ist zu begrün-
den. 

 (3) Den Verfahrensbeteiligten und 
Dritten ist es untersagt, die Videover-
handlung aufzuzeichnen. Hierauf sind 
sie zu Beginn der Verhandlung hinzu-
weisen. Die Videoverhandlung kann für 
die Zwecke des § 160a der Zivilprozess-
ordnung ganz oder teilweise aufgezeich-
net werden. Über Beginn und Ende der 
Aufzeichnung sind die Verfahrensbetei-
ligten zu informieren. 

 (4) Entscheidungen nach dieser 
Vorschrift sind unanfechtbar. 
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§ 51 § 51 

Persönliches Erscheinen der Parteien Persönliches Erscheinen der Parteien 

(1) Der Vorsitzende kann das persön-
liche Erscheinen der Parteien in jeder Lage 
des Rechtsstreits anordnen. Im übrigen fin-
den die Vorschriften des § 141 Abs. 2 und 
3 der Zivilprozeßordnung entsprechende 
Anwendung. 

(1) Der Vorsitzende kann das persön-
liche Erscheinen der Parteien in jeder Lage 
des Rechtsstreits anordnen. Als persönli-
ches Erscheinen gilt auch die nach § 
50a Absatz 2 Satz 1 gestattete Teil-
nahme per Bild- und Tonübertragung. Im 
übrigen finden die Vorschriften des § 141 
Absatz 1 Satz 2 sowie Absatz 2 und 3 der 
Zivilprozeßordnung entsprechende Anwen-
dung. 

(2) Der Vorsitzende kann die Zulas-
sung eines Prozeßbevollmächtigten ableh-
nen, wenn die Partei trotz Anordnung ihres 
persönlichen Erscheinens unbegründet 
ausgeblieben ist und hierdurch der Zweck 
der Anordnung vereitelt wird. § 141 Abs. 3 
Satz 2 und 3 der Zivilprozeßordnung findet 
entsprechende Anwendung. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 54 § 54 

Güteverfahren Güteverfahren 

(1) Die mündliche Verhandlung be-
ginnt mit einer Verhandlung vor dem Vorsit-
zenden zum Zwecke der gütlichen Eini-
gung der Parteien (Güteverhandlung). Der 
Vorsitzende hat zu diesem Zweck das ge-
samte Streitverhältnis mit den Parteien un-
ter freier Würdigung aller Umstände zu er-
örtern. Zur Aufklärung des Sachverhalts 
kann er alle Handlungen vornehmen, die 
sofort erfolgen können. Eidliche Verneh-
mungen sind jedoch ausgeschlossen. Der 
Vorsitzende kann die Güteverhandlung mit 
Zustimmung der Parteien in einem weite-
ren Termin, der alsbald stattzufinden hat, 
fortsetzen. 

(1) Die mündliche Verhandlung be-
ginnt mit einer Verhandlung vor dem Vorsit-
zenden zum Zwecke der gütlichen Eini-
gung der Parteien (Güteverhandlung). Der 
Vorsitzende hat zu diesem Zweck das ge-
samte Streitverhältnis mit den Parteien un-
ter freier Würdigung aller Umstände zu er-
örtern. Zur Aufklärung des Sachverhalts 
kann er alle Handlungen vornehmen, die 
sofort erfolgen können. Eidliche Verneh-
mungen sind jedoch ausgeschlossen. Der 
Vorsitzende kann die Güteverhandlung mit 
Zustimmung der Parteien in einem weite-
ren Termin, der alsbald stattzufinden hat, 
fortsetzen. § 50a ist anzuwenden. 
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(2) Die Klage kann bis zum Stellen 
der Anträge ohne Einwilligung des Beklag-
ten zurückgenommen werden. In der Güte-
verhandlung erklärte gerichtliche Geständ-
nisse nach § 288 der Zivilprozeßordnung 
haben nur dann bindende Wirkung, wenn 
sie zu Protokoll erklärt worden sind. § 39 
Satz 1 und § 282 Abs. 3 Satz 1 der Zivil-
prozeßordnung sind nicht anzuwenden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Das Ergebnis der Güteverhand-
lung, insbesondere der Abschluß eines 
Vergleichs, ist in das Protokoll aufzuneh-
men. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Erscheint eine Partei in der Güte-
verhandlung nicht oder ist die Gütever-
handlung erfolglos, schließt sich die wei-
tere Verhandlung unmittelbar an oder es 
ist, falls der weiteren Verhandlung Hinde-
rungsgründe entgegenstehen, Termin zur 
streitigen Verhandlung zu bestimmen; 
diese hat alsbald stattzufinden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Erscheinen oder verhandeln beide 
Parteien in der Güteverhandlung nicht, ist 
das Ruhen des Verfahrens anzuordnen. 
Auf Antrag einer Partei ist Termin zur strei-
tigen Verhandlung zu bestimmen. Dieser 
Antrag kann nur innerhalb von sechs Mo-
naten nach der Güteverhandlung gestellt 
werden. Nach Ablauf der Frist ist § 269 
Abs. 3 bis 5 der Zivilprozeßordnung ent-
sprechend anzuwenden. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Der Vorsitzende kann die Parteien 
für die Güteverhandlung sowie deren Fort-
setzung vor einen hierfür bestimmten und 
nicht entscheidungsbefugten Richter (Güte-
richter) verweisen. Der Güterichter kann 
alle Methoden der Konfliktbeilegung ein-
schließlich der Mediation einsetzen. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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§ 58 § 58 

Beweisaufnahme Beweisaufnahme 

(1) Soweit die Beweisaufnahme an 
der Gerichtsstelle möglich ist, erfolgt sie 
vor der Kammer. In den übrigen Fällen 
kann die Beweisaufnahme, unbeschadet 
des § 13, dem Vorsitzenden übertragen 
werden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Zeugen und Sachverständige wer-
den nur beeidigt, wenn die Kammer dies im 
Hinblick auf die Bedeutung des Zeugnisses 
für die Entscheidung des Rechtsstreits für 
notwendig erachtet. Im Falle des § 377 
Abs. 3 der Zivilprozeßordnung ist die eides-
stattliche Versicherung nur erforderlich, 
wenn die Kammer sie aus dem gleichen 
Grund für notwendig hält. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Insbesondere über die Zahl der in 
einem Arbeitsverhältnis stehenden Mitglie-
der oder das Vertretensein einer Gewerk-
schaft in einem Betrieb kann Beweis auch 
durch die Vorlegung öffentlicher Urkunden 
angetreten werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

 (4) Das Gericht kann die Beweis-
aufnahme entsprechend § 50a per Bild- 
und Tonübertragung gestatten. Das An-
tragsrecht nach § 50a Absatz 2 Satz 1 
steht auch Zeugen und Sachverständi-
gen zu. Satz 1 gilt nicht für den Beweis 
durch Urkunden. 
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 (5) § 375 Absatz 1 Nummer 2 und 3 
der Zivilprozessordnung ist entspre-
chend anzuwenden für den Fall, dass 
eine Zeugenvernehmung nach § 58 Ab-
satz 4 nicht stattfindet. § 479 Absatz 1 
der Zivilprozessordnung ist entspre-
chend anzuwenden für den Fall, dass 
die Leistung des Eides nach § 58 Absatz 
4 nicht stattfindet. § 411 Absatz 3 der Zi-
vilprozessordnung ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass das Erscheinen des 
Sachverständigen auch als Teilnahme 
per Bild- und Tonübertragung nach § 
50a gestattet werden kann. § 492 Absatz 
3 der Zivilprozessordnung ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass für den Er-
örterungstermin § 50a entsprechend 
gilt. 

§ 64 § 64 

Grundsatz Grundsatz 

(1) Gegen die Urteile der Arbeitsge-
richte findet, soweit nicht nach § 78 das 
Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde 
gegeben ist, die Berufung an die Landesar-
beitsgerichte statt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Berufung kann nur eingelegt 
werden,  

(2) u n v e r ä n d e r t  

a) wenn sie in dem Urteil des Arbeitsge-
richts zugelassen worden ist, 

 

b) wenn der Wert des Beschwerdegegen-
standes 600 Euro übersteigt, 

 

c) in Rechtsstreitigkeiten über das Beste-
hen, das Nichtbestehen oder die Kün-
digung eines Arbeitsverhältnisses oder 

 

d) wenn es sich um ein Versäumnisurteil 
handelt, gegen das der Einspruch an 
sich nicht statthaft ist, wenn die Beru-
fung oder Anschlussberufung darauf 
gestützt wird, dass der Fall der schuld-
haften Versäumung nicht vorgelegen 
habe. 

 

(3) Das Arbeitsgericht hat die Beru-
fung zuzulassen, wenn  

(3) u n v e r ä n d e r t  
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1. die Rechtssache grundsätzliche Be-
deutung hat, 

 

2. die Rechtssache Rechtsstreitigkeiten 
betrifft 

 

a) zwischen Tarifvertragsparteien 
aus Tarifverträgen oder über das 
Bestehen oder Nichtbestehen von 
Tarifverträgen, 

 

b) über die Auslegung eines Tarifver-
trags, dessen Geltungsbereich 
sich über den Bezirk eines Arbeits-
gerichts hinaus erstreckt, oder 

 

c) zwischen tariffähigen Parteien o-
der zwischen diesen und Dritten 
aus unerlaubten Handlungen, so-
weit es sich um Maßnahmen zum 
Zwecke des Arbeitskampfs oder 
um Fragen der Vereinigungsfrei-
heit einschließlich des hiermit im 
Zusammenhang stehenden Betäti-
gungsrechts der Vereinigungen 
handelt, oder 

 

3. das Arbeitsgericht in der Auslegung ei-
ner Rechtsvorschrift von einem ihm im 
Verfahren vorgelegten Urteil, das für o-
der gegen eine Partei des Rechts-
streits ergangen ist, oder von einem 
Urteil des im Rechtszug übergeordne-
ten Landesarbeitsgerichts abweicht 
und die Entscheidung auf dieser Ab-
weichung beruht. 

 

(3a) Die Entscheidung des Ar-
beitsgerichts, ob die Berufung zugelassen 
oder nicht zugelassen wird, ist in den Ur-
teilstenor aufzunehmen. Ist dies unterblie-
ben, kann binnen zwei Wochen ab Verkün-
dung des Urteils eine entsprechende Er-
gänzung beantragt werden. Über den An-
trag kann die Kammer ohne mündliche 
Verhandlung entscheiden. 

(3a) u n v e r ä n d e r t  

(4) Das Landesarbeitsgericht ist an 
die Zulassung gebunden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Ist die Berufung nicht zugelassen 
worden, hat der Berufungskläger den Wert 
des Beschwerdegegenstands glaubhaft zu 
machen; zur Versicherung an Eides Statt 
darf er nicht zugelassen werden. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Für das Verfahren vor den Lan-
desarbeitsgerichten gelten, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt, die Vor-
schriften der Zivilprozeßordnung über die 
Berufung entsprechend. Die Vorschriften 
über das Verfahren vor dem Einzelrichter 
finden keine Anwendung. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Die Vorschriften der §§ 46c bis 
46g, 49 Abs. 1 und 3, des § 50, des § 51 
Abs. 1, der §§ 52, 53, 55 Abs. 1 Nr. 1 bis 9, 
Abs. 2 und 4, des § 54 Absatz 6, des § 
54a, der §§ 56 bis 59, 61 Abs. 2 und 3 und 
der §§ 62 und 63 über den elektronischen 
Rechtsverkehr, Ablehnung von Gerichts-
personen, Zustellungen, persönliches Er-
scheinen der Parteien, Öffentlichkeit, Be-
fugnisse des Vorsitzenden und der ehren-
amtlichen Richter, Güterichter, Mediation 
und außergerichtliche Konfliktbeilegung, 
Vorbereitung der streitigen Verhandlung, 
Verhandlung vor der Kammer, Beweisauf-
nahme, Versäumnisverfahren, Inhalt des 
Urteils, Zwangsvollstreckung und Übersen-
dung von Urteilen in Tarifvertragssachen 
gelten entsprechend. 

(7) Die Vorschriften der §§ 46c bis 
46g, 49 Abs. 1 und 3, der §§ 50 bis 51 Ab-
satz 1, der §§ 52, 53, 55 Abs. 1 Nr. 1 bis 9, 
Abs. 2 und 4, des § 54 Absatz 6, des § 
54a, der §§ 56 bis 59, 61 Abs. 2 und 3 und 
der §§ 62 und 63 über den elektronischen 
Rechtsverkehr, Ablehnung von Gerichts-
personen, Zustellungen, Videoverhand-
lungen, persönliches Erscheinen der Par-
teien, Öffentlichkeit, Befugnisse des Vorsit-
zenden und der ehrenamtlichen Richter, 
Güterichter, Mediation und außergerichtli-
che Konfliktbeilegung, Vorbereitung der 
streitigen Verhandlung, Verhandlung vor 
der Kammer, Beweisaufnahme, Versäum-
nisverfahren, Inhalt des Urteils, Zwangs-
vollstreckung und Übersendung von Urtei-
len in Tarifvertragssachen gelten entspre-
chend. 

(8) Berufungen in Rechtsstreitigkeiten 
über das Bestehen, das Nichtbestehen o-
der die Kündigung eines Arbeitsverhältnis-
ses sind vorrangig zu erledigen. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

§ 72 § 72 

Grundsatz Grundsatz 

(1) Gegen das Endurteil eines Lan-
desarbeitsgerichts findet die Revision an 
das Bundesarbeitsgericht statt, wenn sie in 
dem Urteil des Landesarbeitsgerichts oder 
in dem Beschluß des Bundesarbeitsge-
richts nach § 72a Abs. 5 Satz 2 zugelassen 
worden ist. § 64 Abs. 3a ist entsprechend 
anzuwenden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Die Revision ist zuzulassen, wenn  (2) u n v e r ä n d e r t  

1. eine entscheidungserhebliche Rechts-
frage grundsätzliche Bedeutung hat, 

 

2. das Urteil von einer Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts, von einer 
Entscheidung des Gemeinsamen Se-
nats der obersten Gerichtshöfe des 
Bundes, von einer Entscheidung des 
Bundesarbeitsgerichts oder, solange 
eine Entscheidung des Bundesarbeits-
gerichts in der Rechtsfrage nicht er-
gangen ist, von einer Entscheidung ei-
ner anderen Kammer desselben Lan-
desarbeitsgerichts oder eines anderen 
Landesarbeitsgerichts abweicht und 
die Entscheidung auf dieser Abwei-
chung beruht oder 

 

3. ein absoluter Revisionsgrund gemäß § 
547 Nr. 1 bis 5 der Zivilprozessord-
nung oder eine entscheidungserhebli-
che Verletzung des Anspruchs auf 
rechtliches Gehör geltend gemacht 
wird und vorliegt. 

 

(3) Das Bundesarbeitsgericht ist an 
die Zulassung der Revision durch das Lan-
desarbeitsgericht gebunden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Gegen Urteile, durch die über die 
Anordnung, Abänderung oder Aufhebung 
eines Arrests oder einer einstweiligen Ver-
fügung entschieden wird, ist die Revision 
nicht zulässig. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Für das Verfahren vor dem Bun-
desarbeitsgericht gelten, soweit dieses Ge-
setz nichts anderes bestimmt, die Vor-
schriften der Zivilprozeßordnung über die 
Revision mit Ausnahme des § 566 entspre-
chend. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Die Vorschriften der §§ 46c bis 
46g, 49 Abs. 1, der §§ 50, 52 und 53, des § 
57 Abs. 2, des § 61 Abs. 2 und des § 63 
dieses Gesetzes über den elektronischen 
Rechtsverkehr, Ablehnung von Gerichts-
personen, Zustellung, Öffentlichkeit, Befug-
nisse des Vorsitzenden und der ehrenamtli-
chen Richter, gütliche Erledigung des 
Rechtsstreits sowie Inhalt des Urteils und 
Übersendung von Urteilen in Tarifvertrags-
sachen und des § 169 Absatz 3 und 4 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes über die 
Ton- und Fernseh-Rundfunkaufnahmen so-
wie Ton- und Filmaufnahmen bei der Ent-
scheidungsverkündung gelten entspre-
chend. 

(6) Die Vorschriften der §§ 46c bis 
46g, 49 Abs. 1, der §§ 50, 50a, 52 und 53, 
des § 57 Abs. 2, des § 61 Abs. 2 und des § 
63 dieses Gesetzes über den elektroni-
schen Rechtsverkehr, Ablehnung von Ge-
richtspersonen, Zustellung, Videoverhand-
lung, Öffentlichkeit, Befugnisse des Vorsit-
zenden und der ehrenamtlichen Richter, 
gütliche Erledigung des Rechtsstreits sowie 
Inhalt des Urteils und Übersendung von Ur-
teilen in Tarifvertragssachen und des § 169 
Absatz 3 und 4 des Gerichtsverfassungs-
gesetzes über die Ton- und Fernseh-Rund-
funkaufnahmen sowie Ton- und Filmauf-
nahmen bei der Entscheidungsverkündung 
gelten entsprechend. 
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Sozialgerichtsgesetz Sozialgerichtsgesetz 

( - SGG) 
vom: 23.09.1975 - zuletzt geän-
dert durch Art. 13 Abs. 1 G v. 

10.3.2023 I Nr. 64 

( - SGG) 
vom: 23.09.1975 - zuletzt geän-
dert durch Art. 13 Abs. 1 G v. 

10.3.2023 I Nr. 64 

§ 61 § 61 

(1) Für die Öffentlichkeit, Sitzungspoli-
zei und Gerichtssprache gelten die §§ 169, 
171b bis 191a des Gerichtsverfassungsge-
setzes entsprechend. 

(1) Für die Öffentlichkeit, Sitzungspoli-
zei und Gerichtssprache gelten die §§ 169, 
171b bis 191a des Gerichtsverfassungsge-
setzes entsprechend. Abweichend von 
Satz 1 ist § 185 Absatz 1a des Gerichts-
verfassungsgesetzes mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass das Gericht dem Dol-
metscher die Teilnahme an der Verhand-
lung, Anhörung oder Vernehmung per 
Bild- und Tonübertragung gestatten 
kann. 

(2) Für die Beratung und Abstimmung 
gelten die §§ 192 bis 197 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes entsprechend. 

(2) Für die Beratung und Abstimmung 
gelten die §§ 192 bis 197 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes entsprechend. Abwei-
chend von Satz 1 findet § 193 Absatz 1 
des Gerichtsverfassungsgesetzes keine 
Anwendung für die erstmalige gemein-
same Beratung und Abstimmung mit 
den ehrenamtlichen Richterinnen und 
Richtern bei einer Entscheidung auf-
grund mündlicher Verhandlung. 
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§ 73a § 73a 

(1) Die Vorschriften der Zivilprozeß-
ordnung über die Prozeßkostenhilfe mit 
Ausnahme des § 127 Absatz 2 Satz 2 der 
Zivilprozeßordnung gelten entsprechend. 
Macht der Beteiligte, dem Prozeßkosten-
hilfe bewilligt ist, von seinem Recht, einen 
Rechtsanwalt zu wählen, nicht Gebrauch, 
wird auf Antrag des Beteiligten der beizu-
ordnende Rechtsanwalt vom Gericht aus-
gewählt. Einem Beteiligten, dem Prozess-
kostenhilfe bewilligt worden ist, kann auch 
ein Steuerberater, Steuerbevollmächtigter, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigter Buchprüfer o-
der Rentenberater beigeordnet werden. Die 
Vergütung richtet sich nach den für den 
beigeordneten Rechtsanwalt geltenden 
Vorschriften des Rechtsanwaltsvergütungs-
gesetzes. 

(1) Die Vorschriften der Zivilprozeß-
ordnung über die Prozeßkostenhilfe mit 
Ausnahme des § 118 Absatz 1 Satz 6 und 
des § 127 Absatz 2 Satz 2 der Zivilpro-
zessordnung gelten entsprechend. Macht 
der Beteiligte, dem Prozeßkostenhilfe be-
willigt ist, von seinem Recht, einen Rechts-
anwalt zu wählen, nicht Gebrauch, wird auf 
Antrag des Beteiligten der beizuordnende 
Rechtsanwalt vom Gericht ausgewählt. Ei-
nem Beteiligten, dem Prozesskostenhilfe 
bewilligt worden ist, kann auch ein Steuer-
berater, Steuerbevollmächtigter, Wirt-
schaftsprüfer, vereidigter Buchprüfer oder 
Rentenberater beigeordnet werden. Die 
Vergütung richtet sich nach den für den 
beigeordneten Rechtsanwalt geltenden 
Vorschriften des Rechtsanwaltsvergütungs-
gesetzes. 

(2) Prozeßkostenhilfe wird nicht bewil-
ligt, wenn der Beteiligte durch einen Bevoll-
mächtigten im Sinne des § 73 Abs. 2 Satz 
2 Nr. 5 bis 9 vertreten ist. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) § 109 Abs. 1 Satz 2 bleibt unbe-
rührt. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Die Prüfung der persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse nach den §§ 
114 bis 116 der Zivilprozessordnung ein-
schließlich der in § 118 Absatz 2 der Zivil-
prozessordnung bezeichneten Maßnah-
men, der Beurkundung von Vergleichen 
nach § 118 Absatz 1 Satz 3 der Zivilpro-
zessordnung und der Entscheidungen nach 
§ 118 Absatz 2 Satz 4 der Zivilprozessord-
nung obliegt dem Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle des jeweiligen Rechtszugs, 
wenn der Vorsitzende ihm das Verfahren 
insoweit überträgt. Liegen die Vorausset-
zungen für die Bewilligung der Prozesskos-
tenhilfe hiernach nicht vor, erlässt der Ur-
kundsbeamte die den Antrag ablehnende 
Entscheidung; anderenfalls vermerkt der 
Urkundsbeamte in den Prozessakten, dass 
dem Antragsteller nach seinen persönli-
chen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
Prozesskostenhilfe gewährt werden kann 
und in welcher Höhe gegebenenfalls Mo-
natsraten oder Beträge aus dem Vermögen 
zu zahlen sind. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Dem Urkundsbeamten obliegen im 
Verfahren über die Prozesskostenhilfe fer-
ner die Bestimmung des Zeitpunkts für die 
Einstellung und eine Wiederaufnahme der 
Zahlungen nach § 120 Absatz 3 der Zivil-
prozessordnung sowie die Änderung und 
die Aufhebung der Bewilligung der Pro-
zesskostenhilfe nach den §§ 120a und 124 
Absatz 1 Nummer 2 bis 5 der Zivilprozess-
ordnung. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Der Vorsitzende kann Aufgaben 
nach den Absätzen 4 und 5 zu jedem Zeit-
punkt an sich ziehen. § 5 Absatz 1 Num-
mer 1, die §§ 6, 7, 8 Absatz 1 bis 4 und § 9 
des Rechtspflegergesetzes gelten entspre-
chend mit der Maßgabe, dass an die Stelle 
des Rechtspflegers der Urkundsbeamte 
der Geschäftsstelle tritt. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) § 155 Absatz 4 gilt entsprechend. (7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Gegen Entscheidungen des Ur-
kundsbeamten nach den Absätzen 4 und 5 
kann binnen eines Monats nach Bekannt-
gabe das Gericht angerufen werden, das 
endgültig entscheidet. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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(9) Durch Landesgesetz kann be-
stimmt werden, dass die Absätze 4 bis 8 
für die Gerichte des jeweiligen Landes 
nicht anzuwenden sind. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

§ 110 § 110 

(1) Der Vorsitzende bestimmt Ort und 
Zeit der mündlichen Verhandlung und teilt 
sie den Beteiligten in der Regel zwei Wo-
chen vorher mit. Die Beteiligten sind darauf 
hinzuweisen, daß im Falle ihres Ausblei-
bens nach Lage der Akten entschieden 
werden kann. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Das Gericht kann Sitzungen auch 
außerhalb des Gerichtssitzes abhalten, 
wenn dies zur sachdienlichen Erledigung 
notwendig ist. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) § 227 Abs. 3 Satz 1 der Zivilpro-
zeßordnung ist nicht anzuwenden. 

(3) § 227 Absatz 1 Satz 2 und Ab-
satz 3 Satz 1 der Zivilprozessordnung ist 
nicht anzuwenden. 

§ 110a § 110a 

(1) Das Gericht kann den Beteiligten, 
ihren Bevollmächtigten und Beiständen auf 
Antrag oder von Amts wegen gestatten, 
sich während einer mündlichen Verhand-
lung an einem anderen Ort aufzuhalten und 
dort Verfahrenshandlungen vorzunehmen. 
Die Verhandlung wird zeitgleich in Bild und 
Ton an diesen Ort und in das Sitzungszim-
mer übertragen. 

(1) Die mündliche Verhandlung 
kann als Videoverhandlung stattfinden. 
Eine mündliche Verhandlung findet als 
Videoverhandlung statt, wenn an ihr 
mindestens ein Verfahrensbeteiligter 
per Bild- und Tonübertragung teilnimmt. 
Verfahrensbeteiligte nach dieser Vor-
schrift sind die Beteiligten, ihre Bevoll-
mächtigten und Beistände. 

(2) Das Gericht kann auf Antrag ge-
statten, dass sich ein Zeuge oder ein Sach-
verständiger während einer Vernehmung 
an einem anderen Ort aufhält. Die Verneh-
mung wird zeitgleich in Bild und Ton an 
diesen Ort und in das Sitzungszimmer 
übertragen. Ist Beteiligten, Bevollmächtig-
ten und Beiständen nach Absatz 1 Satz 1 
gestattet worden, sich an einem anderen 
Ort aufzuhalten, so wird die Vernehmung 
auch an diesen Ort übertragen. 

(2) Das Gericht kann auf Antrag eines 
Verfahrensbeteiligten oder von Amts 
wegen die Teilnahme per Bild- und Ton-
übertragung für einen Verfahrensbetei-
ligten, mehrere oder alle Verfahrensbe-
teiligte gestatten. Die Ablehnung eines 
Antrags auf Teilnahme per Bild- und 
Tonübertragung ist zu begründen. 
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(3) Die Übertragung wird nicht aufge-
zeichnet. Entscheidungen nach Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 sind unanfecht-
bar. 

(3) Das Gericht kann auf Antrag o-
der von Amts wegen die Teilnahme per 
Bild- und Tonübertragung für einen Zeu-
gen oder einen Sachverständigen ge-
statten. Das Antragsrecht steht auch 
Zeugen oder Sachverständigen zu. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten ent-
sprechend für Erörterungstermine (§ 106 
Absatz 3 Nummer 7). 

(4) Den Verfahrensbeteiligten und 
Dritten ist es untersagt, die Übertragung 
aufzuzeichnen. Hierauf sind sie zu Be-
ginn der Verhandlung hinzuweisen. Das 
Gericht kann die Videoverhandlung oder 
die Bild- und Tonübertragung nach Ab-
satz 3 für die Zwecke des § 160a der Zi-
vilprozessordnung ganz oder teilweise 
aufzeichnen. Über Beginn und Ende der 
Aufzeichnung hat das Gericht die Ver-
fahrensbeteiligten zu in-formieren. 

 (5) Entscheidungen nach dieser 
Vorschrift sind unanfechtbar. 

 (6) Die Absätze 1 bis 5 gelten ent-
sprechend für § 106 Absatz 3 Nummer 7 
und § 73a Absatz 1 Satz 1 dieses Geset-
zes in Verbindung mit § 118 Absatz 1 
Satz 3 der Zivilprozessordnung. 

§ 111 § 111 

(1) Der Vorsitzende kann das persön-
liche Erscheinen eines Beteiligten zur 
mündlichen Verhandlung anordnen sowie 
Zeugen und Sachverständige laden. Auf 
die Folgen des Ausbleibens ist dabei hinzu-
weisen. 

(1) Der Vorsitzende kann das persön-
liche Erscheinen eines Beteiligten zur 
mündlichen Verhandlung anordnen sowie 
Zeugen und Sachverständige laden. Als 
persönliches Erscheinen gilt auch die 
nach § 110a Absatz 2 Satz 1 gestattete 
Teilnahme per Bild- und Tonübertra-
gung. Auf die Folgen des Ausbleibens ist 
dabei hinzuweisen. 

(2) Die Ladung von Zeugen und 
Sachverständigen ist den Beteiligten bei 
der Mitteilung des Termins zur mündlichen 
Verhandlung bekanntzugeben. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Das Gericht kann einem Beteilig-
ten, der keine natürliche Person ist, aufge-
ben, zur mündlichen Verhandlung oder zu 
einem Termin nach § 106 Absatz 3 Num-
mer 7 einen Beamten oder Angestellten zu 
entsenden, der mit einem schriftlichen 
Nachweis über die Vertretungsbefugnis 
versehen und über die Sach- und Rechts-
lage ausreichend unterrichtet ist. 

(3) Der Vorsitzende kann einem Be-
teiligten, der keine natürliche Person ist, 
aufgeben, zur mündlichen Verhandlung o-
der zu einem Termin nach § 106 Absatz 3 
Nummer 7 einen Beamten oder Angestell-
ten zu entsenden, der mit einem schriftli-
chen Nachweis über die Vertretungsbefug-
nis versehen und über die Sach- und 
Rechtslage ausreichend unterrichtet ist. 

§ 122 § 122 

Für das Protokoll gelten die §§ 159 bis 
165 der Zivilprozeßordnung entsprechend. 

Für das Protokoll gelten die §§ 159 bis 
165 der Zivilprozessordnung entspre-
chend, soweit dieses Gesetz nichts an-
deres bestimmt. 

§ 202 § 202 

Soweit dieses Gesetz keine Bestim-
mungen über das Verfahren enthält, sind 
das Gerichtsverfassungsgesetz und die Zi-
vilprozeßordnung einschließlich § 278 Ab-
satz 5 und § 278a entsprechend anzuwen-
den, wenn die grundsätzlichen Unter-
schiede der beiden Verfahrensarten dies 
nicht ausschließen; Buch 6 der Zivilpro-
zessordnung ist nicht anzuwenden. Die 
Vorschriften des Siebzehnten Titels des 
Gerichtsverfassungsgesetzes sind mit der 
Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass 
an die Stelle des Oberlandesgerichts das 
Landessozialgericht, an die Stelle des Bun-
desgerichtshofs das Bundessozialgericht 
und an die Stelle der Zivilprozessordnung 
das Sozialgerichtsgesetz tritt. In Streitigkei-
ten über Entscheidungen des Bundeskar-
tellamts, die die freiwillige Vereinigung von 
Krankenkassen nach § 172a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch betreffen, sind 
die §§ 63 bis 80 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen mit der Maßgabe 
entsprechend anzuwenden, dass an die 
Stelle des Oberlandesgerichts das Landes-
sozialgericht, an die Stelle des Bundesge-
richtshofs das Bundessozialgericht und an 
die Stelle der Zivilprozessordnung das So-
zialgerichtsgesetz tritt. 

Soweit dieses Gesetz keine Bestim-
mungen über das Verfahren enthält, sind 
das Gerichtsverfassungsgesetz und die Zi-
vilprozeßordnung einschließlich § 129a, § 
278 Absatz 5 und § 278a entsprechend an-
zuwenden, wenn die grundsätzlichen Un-
terschiede der beiden Verfahrensarten dies 
nicht ausschließen; Buch 6 der Zivilpro-
zessordnung ist nicht anzuwenden. Die 
Vorschriften des Siebzehnten Titels des 
Gerichtsverfassungsgesetzes sind mit der 
Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass 
an die Stelle des Oberlandesgerichts das 
Landessozialgericht, an die Stelle des Bun-
desgerichtshofs das Bundessozialgericht 
und an die Stelle der Zivilprozessordnung 
das Sozialgerichtsgesetz tritt. In Streitigkei-
ten über Entscheidungen des Bundeskar-
tellamts, die die freiwillige Vereinigung von 
Krankenkassen nach § 172a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch betreffen, sind 
die §§ 63 bis 80 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen mit der Maßgabe 
entsprechend anzuwenden, dass an die 
Stelle des Oberlandesgerichts das Landes-
sozialgericht, an die Stelle des Bundesge-
richtshofs das Bundessozialgericht und an 
die Stelle der Zivilprozessordnung das So-
zialgerichtsgesetz tritt. 
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Verwaltungsgerichtsordnung Verwaltungsgerichtsordnung 

( - VwGO) 
vom: 19.03.1991 - zuletzt geän-
dert durch Art. 1 G v. 14.3.2023 

I Nr. 71 

( - VwGO) 
vom: 19.03.1991 - zuletzt geän-
dert durch Art. 1 G v. 14.3.2023 

I Nr. 71 

§ 81 § 81 

(1) Die Klage ist bei dem Gericht 
schriftlich zu erheben. Bei dem Verwal-
tungsgericht kann sie auch zu Protokoll des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erho-
ben werden. 

(1) Die Klage ist bei dem Gericht 
schriftlich zu erheben. Bei dem Verwal-
tungsgericht kann sie auch zu Protokoll des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erho-
ben werden. § 129a Absatz 2 der Zivilpro-
zessordnung gilt entsprechend. 

(2) Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen vorbehaltlich des § 55a Absatz 5 
Satz 3 Abschriften für die übrigen Beteilig-
ten beigefügt werden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 82 § 82 

(1) Die Klage muß den Kläger, den 
Beklagten und den Gegenstand des Klage-
begehrens bezeichnen. Sie soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben, die angefochtene 
Verfügung und der Widerspruchsbescheid 
sollen in Abschrift beigefügt werden. 

(1) Die Klage muß den Kläger, den 
Beklagten und den Gegenstand des Klage-
begehrens bezeichnen. Sie soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben, die angefochtene 
Verfügung und der Widerspruchsbescheid 
sollen in Abschrift beigefügt werden. § 253 
Absatz 3 Nummer 4 der Zivilprozessord-
nung gilt entsprechend. 

(2) Entspricht die Klage diesen Anfor-
derungen nicht, hat der Vorsitzende oder 
der nach § 21g des Gerichtsverfassungs-
gesetzes zuständige Berufsrichter (Bericht-
erstatter) den Kläger zu der erforderlichen 
Ergänzung innerhalb einer bestimmten 
Frist aufzufordern. Er kann dem Kläger für 
die Ergänzung eine Frist mit ausschließen-
der Wirkung setzen, wenn es an einem der 
in Absatz 1 Satz 1 genannten Erfordernisse 
fehlt. Für die Wiedereinsetzung in den vori-
gen Stand gilt § 60 entsprechend. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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§ 87 § 87 

(1) Der Vorsitzende oder der Bericht-
erstatter hat schon vor der mündlichen Ver-
handlung alle Anordnungen zu treffen, die 
notwendig sind, um den Rechtsstreit mög-
lichst in einer mündlichen Verhandlung zu 
erledigen. Er kann insbesondere  

(1) Der Vorsitzende oder der Bericht-
erstatter hat schon vor der mündlichen Ver-
handlung alle Anordnungen zu treffen, die 
notwendig sind, um den Rechtsstreit mög-
lichst in einer mündlichen Verhandlung zu 
erledigen. Er kann insbesondere  

1. die Beteiligten zur Erörterung des 
Sach- und Streitstandes und zur gütli-
chen Beilegung des Rechtsstreits la-
den und einen Vergleich entgegenneh-
men; 

1. die Beteiligten zur Erörterung des 
Sach- und Streitstandes und zur gütli-
chen Beilegung des Rechtsstreits la-
den und einen Vergleich entgegenneh-
men; § 128a der Zivilprozessord-
nung gilt entsprechend; 

2. den Beteiligten die Ergänzung oder Er-
läuterung ihrer vorbereitenden Schrifts-
ätze, die Vorlegung von Urkunden, die 
Übermittlung von elektronischen Doku-
menten und die Vorlegung von ande-
ren zur Niederlegung bei Gericht ge-
eigneten Gegenständen aufgeben, ins-
besondere eine Frist zur Erklärung 
über bestimmte klärungsbedürftige 
Punkte setzen; 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. Auskünfte einholen; 3. u n v e r ä n d e r t  

4. die Vorlage von Urkunden oder die 
Übermittlung von elektronischen Doku-
menten anordnen; 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. das persönliche Erscheinen der Betei-
ligten anordnen; § 95 gilt entspre-
chend; 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. Zeugen und Sachverständige zur 
mündlichen Verhandlung laden. 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. (weggefallen) 7. u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Beteiligten sind von jeder An-
ordnung zu benachrichtigen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Der Vorsitzende oder der Bericht-
erstatter kann einzelne Beweise erheben. 
Dies darf nur insoweit geschehen, als es 
zur Vereinfachung der Verhandlung vor 
dem Gericht sachdienlich und von vornhe-
rein anzunehmen ist, daß das Gericht das 
Beweisergebnis auch ohne unmittelbaren 
Eindruck von dem Verlauf der Beweisauf-
nahme sachgemäß zu würdigen vermag. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 87c § 87c 

(1) Verfahren nach § 48 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 bis 15 und § 50 Absatz 1 
Nummer 6 sollen vorrangig und beschleu-
nigt durchgeführt werden. Dies gilt auch  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. für Verfahren nach § 47 Absatz 1 Num-
mer 1, wenn sie Bauleitpläne mit Dar-
stellungen oder Festsetzungen von 
Flächen für die in § 48 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3, 3a, 3b oder 5 genannten 
Vorhaben zum Gegenstand haben und 

 

2. für Verfahren nach § 47 Absatz 1 Num-
mer 2, wenn sie Raumordnungspläne 
mit Festlegungen von Gebieten zur 
Nutzung von Windenergie zum Gegen-
stand haben. 

 

Besonders zu priorisieren sind Verfahren 
über Vorhaben, wenn ein Bundesgesetz 
feststellt, dass diese im überragenden öf-
fentlichen Interesse liegen. Von Satz 1 aus-
genommen sind in § 48 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 6 das Anlegen von Verkehrsflug-
häfen und von Verkehrslandeplätzen mit 
beschränktem Bauschutzbereich sowie in § 
48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 13 Planfest-
stellungsverfahren für Braunkohletage-
baue. 
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(2) In den in Absatz 1 genannten Ver-
fahren soll der Vorsitzende oder der Be-
richterstatter in geeigneten Fällen die Be-
teiligten zu einem frühen ersten Termin zur 
Erörterung des Sach- und Streitstandes 
und zur gütlichen Beilegung des Rechts-
streits laden. Kommt es in diesem Termin 
nicht zu einer gütlichen Beilegung des 
Rechtsstreits, erörtert der Vorsitzende oder 
der Berichterstatter mit den Beteiligten den 
weiteren Ablauf des Verfahrens und die 
mögliche Terminierung der mündlichen 
Verhandlung. 

(2) In den in Absatz 1 genannten Ver-
fahren soll der Vorsitzende oder der Be-
richterstatter in geeigneten Fällen die Be-
teiligten zu einem frühen ersten Termin zur 
Erörterung des Sach- und Streitstandes 
und zur gütlichen Beilegung des Rechts-
streits laden. Kommt es in diesem Termin 
nicht zu einer gütlichen Beilegung des 
Rechtsstreits, erörtert der Vorsitzende oder 
der Berichterstatter mit den Beteiligten den 
weiteren Ablauf des Verfahrens und die 
mögliche Terminierung der mündlichen 
Verhandlung. § 128a der Zivilprozessord-
nung gilt entsprechend. 

§ 95 § 95 

(1) Das Gericht kann das persönliche 
Erscheinen eines Beteiligten anordnen. Für 
den Fall des Ausbleibens kann es Ord-
nungsgeld wie gegen einen im Verneh-
mungstermin nicht erschienenen Zeugen 
androhen. Bei schuldhaftem Ausbleiben 
setzt das Gericht durch Beschluß das an-
gedrohte Ordnungsgeld fest. Androhung 
und Festsetzung des Ordnungsgelds kön-
nen wiederholt werden. 

(1) Das Gericht kann das persönliche 
Erscheinen eines Beteiligten anordnen. § 
141 Absatz 1 Satz 2 der Zivilprozessord-
nung gilt entsprechend. Für den Fall des 
Ausbleibens kann es Ordnungsgeld wie ge-
gen einen im Vernehmungstermin nicht er-
schienenen Zeugen androhen. Bei schuld-
haftem Ausbleiben setzt das Gericht durch 
Beschluß das angedrohte Ordnungsgeld 
fest. Androhung und Festsetzung des Ord-
nungsgelds können wiederholt werden. 

(2) Ist Beteiligter eine juristische Per-
son oder eine Vereinigung, so ist das Ord-
nungsgeld dem nach Gesetz oder Satzung 
Vertretungsberechtigten anzudrohen und 
gegen ihn festzusetzen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Das Gericht kann einer beteiligten 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft oder Be-
hörde aufgeben, zur mündlichen Verhand-
lung einen Beamten oder Angestellten zu 
entsenden, der mit einem schriftlichen 
Nachweis über die Vertretungsbefugnis 
versehen und über die Sach- und Rechts-
lage ausreichend unterrichtet ist. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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§ 98 § 98 

Soweit dieses Gesetz nicht abwei-
chende Vorschriften enthält, sind auf die 
Beweisaufnahme §§ 358 bis 444 und 450 
bis 494 der Zivilprozeßordnung entspre-
chend anzuwenden. 

Soweit dieses Gesetz nicht abwei-
chende Vorschriften enthält, sind auf die 
Beweisaufnahme § 284 Absatz 2 und 3 
sowie die § 284 Absatz 2 und 3 sowie 
die §§ 358 bis 444 und 450 bis 494 der Zi-
vilprozeßordnung entsprechend anzuwen-
den. 

§ 102a § 102a 

(1) Das Gericht kann den Beteiligten, 
ihren Bevollmächtigten und Beiständen auf 
Antrag oder von Amts wegen gestatten, 
sich während einer mündlichen Verhand-
lung an einem anderen Ort aufzuhalten und 
dort Verfahrenshandlungen vorzunehmen. 
Die Verhandlung wird zeitgleich in Bild und 
Ton an diesen Ort und in das Sitzungszim-
mer übertragen. 

entfällt 

(2) Das Gericht kann auf Antrag ge-
statten, dass sich ein Zeuge, ein Sachver-
ständiger oder ein Beteiligter während ei-
ner Vernehmung an einem anderen Ort 
aufhält. Die Vernehmung wird zeitgleich in 
Bild und Ton an diesen Ort und in das Sit-
zungszimmer übertragen. Ist Beteiligten, 
Bevollmächtigten und Beiständen nach Ab-
satz 1 Satz 1 gestattet worden, sich an ei-
nem anderen Ort aufzuhalten, so wird die 
Vernehmung auch an diesen Ort übertra-
gen. 

entfällt 

(3) Die Übertragung wird nicht aufge-
zeichnet. Entscheidungen nach Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 sind unanfecht-
bar. 

entfällt 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten ent-
sprechend für Erörterungstermine (§ 87 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und § 87c Ab-
satz 2 Satz 1). 

entfällt 



 - 80 -  

Geltendes Recht Regierungsentwurf 

Finanzgerichtsordnung Finanzgerichtsordnung 

( - FGO) 
vom: 28.03.2001 - zuletzt geän-
dert durch Art. 13 Abs. 3 G v. 

10.3.2023 I Nr. 64 

( - FGO) 
vom: 28.03.2001 - zuletzt geän-
dert durch Art. 13 Abs. 3 G v. 

10.3.2023 I Nr. 64 

§ 64 § 64 

(1) Die Klage ist bei dem Gericht 
schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle zu erheben. 

(1) Die Klage ist bei dem Gericht 
schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle zu erheben. § 
129a Absatz 2 der Zivilprozessordnung 
gilt entsprechend. 

(2) Der Klage sollen Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden; § 
77 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 65 § 65 

(1) Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten, den Gegenstand des Klagebe-
gehrens, bei Anfechtungsklagen auch den 
Verwaltungsakt und die Entscheidung über 
den außergerichtlichen Rechtsbehelf be-
zeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben werden. Der Klage soll eine Ab-
schrift des angefochtenen Verwaltungsakts 
und der Einspruchsentscheidung beigefügt 
werden. 

(1) Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten, den Gegenstand des Klagebe-
gehrens, bei Anfechtungsklagen auch den 
Verwaltungsakt und die Entscheidung über 
den außergerichtlichen Rechtsbehelf be-
zeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben werden. Der Klage soll eine Ab-
schrift des angefochtenen Verwaltungsakts 
und der Einspruchsentscheidung beigefügt 
werden. § 253 Absatz 3 Nummer 4 der Zi-
vilprozessordnung gilt entsprechend. 
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(2) Entspricht die Klage diesen Anfor-
derungen nicht, hat der Vorsitzende oder 
der nach § 21g des Gerichtsverfassungs-
gesetzes zuständige Berufsrichter (Bericht-
erstatter) den Kläger zu der erforderlichen 
Ergänzung innerhalb einer bestimmten 
Frist aufzufordern. Er kann dem Kläger für 
die Ergänzung eine Frist mit ausschließen-
der Wirkung setzen, wenn es an einem der 
in Absatz 1 Satz 1 genannten Erfordernisse 
fehlt. Für die Wiedereinsetzung in den vori-
gen Stand wegen Versäumung der Frist gilt 
§ 56 entsprechend. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 79 § 79 

(1) Der Vorsitzende oder der Bericht-
erstatter hat schon vor der mündlichen Ver-
handlung alle Anordnungen zu treffen, die 
notwendig sind, um den Rechtsstreit mög-
lichst in einer mündlichen Verhandlung zu 
erledigen. Er kann insbesondere  

(1) Der Vorsitzende oder der Bericht-
erstatter hat schon vor der mündlichen Ver-
handlung alle Anordnungen zu treffen, die 
notwendig sind, um den Rechtsstreit mög-
lichst in einer mündlichen Verhandlung zu 
erledigen. Er kann insbesondere  

1. die Beteiligten zur Erörterung des 
Sach- und Streitstandes und zur gütli-
chen Beilegung des Rechtsstreits la-
den; 

1. die Beteiligten zur Erörterung des 
Sach- und Streitstandes und zur gütli-
chen Beilegung des Rechtsstreits la-
den; § 128a der Zivilprozessordnung 
gilt entsprechend; 

2. den Beteiligten die Ergänzung oder Er-
läuterung ihrer vorbereitenden Schrifts-
ätze, die Vorlegung von Urkunden, die 
Übermittlung von elektronischen Doku-
menten und die Vorlegung von ande-
ren zur Niederlegung bei Gericht ge-
eigneten Gegenständen aufgeben, ins-
besondere eine Frist zur Erklärung 
über bestimmte klärungsbedürftige 
Punkte setzen; 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. Auskünfte einholen; 3. u n v e r ä n d e r t  

4. die Vorlage von Urkunden oder die 
Übermittlung von elektronischen Doku-
menten anordnen; 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. das persönliche Erscheinen der Betei-
ligten anordnen; § 80 gilt entspre-
chend; 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. Zeugen und Sachverständige zur 
mündlichen Verhandlung laden. 

6. u n v e r ä n d e r t  
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(2) Die Beteiligten sind von jeder An-
ordnung zu benachrichtigen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Der Vorsitzende oder der Bericht-
erstatter kann einzelne Beweise erheben. 
Dies darf nur insoweit geschehen, als es 
zur Vereinfachung der Verhandlung vor 
dem Gericht sachdienlich und von vornhe-
rein anzunehmen ist, dass das Gericht das 
Beweisergebnis auch ohne unmittelbaren 
Eindruck von dem Verlauf der Beweisauf-
nahme sachgemäß zu würdigen vermag. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 80 § 80 

(1) Das Gericht kann das persönliche 
Erscheinen eines Beteiligten anordnen. Für 
den Fall des Ausbleibens kann es Ord-
nungsgeld wie gegen einen im Verneh-
mungstermin nicht erschienenen Zeugen 
androhen. Bei schuldhaftem Ausbleiben 
setzt das Gericht durch Beschluss das an-
gedrohte Ordnungsgeld fest. Androhung 
und Festsetzung des Ordnungsgelds kön-
nen wiederholt werden. 

(1) Das Gericht kann das persönliche 
Erscheinen eines Beteiligten anordnen. § 
141 Absatz 1 Satz 2 der Zivilprozessord-
nung gilt entsprechend. Für den Fall des 
Ausbleibens kann es Ordnungsgeld wie ge-
gen einen im Vernehmungstermin nicht er-
schienenen Zeugen androhen. Bei schuld-
haftem Ausbleiben setzt das Gericht durch 
Beschluss das angedrohte Ordnungsgeld 
fest. Androhung und Festsetzung des Ord-
nungsgelds können wiederholt werden. 

(2) Ist Beteiligter eine juristische Per-
son oder eine Vereinigung, so ist das Ord-
nungsgeld dem nach Gesetz oder Satzung 
Vertretungsberechtigten anzudrohen und 
gegen ihn festzusetzen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Das Gericht kann einer beteiligten 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft oder Be-
hörde aufgeben, zur mündlichen Verhand-
lung einen Beamten oder Angestellten zu 
entsenden, der mit einem schriftlichen 
Nachweis über die Vertretungsbefugnis 
versehen und über die Sach- und Rechts-
lage ausreichend unterrichtet ist. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 82 § 82 

Soweit §§ 83 bis 89 nicht abweichende 
Vorschriften enthalten, sind auf die Beweis-
aufnahme §§ 358 bis 371, 372 bis 377, 380 
bis 382, 386 bis 414 und 450 bis 494 der 
Zivilprozessordnung sinngemäß anzuwen-
den. 

Soweit §§ 83 bis 89 nicht abweichende 
Vorschriften enthalten, sind auf die Beweis-
aufnahme § 284 Absatz 2 und 3 sowie 
die §§ 358 bis 371, 372 bis 377, 380 bis 
382, 386 bis 414 und 450 bis 494 der Zivil-
prozessordnung sinngemäß anzuwenden. 
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§ 91a § 91a 

(1) Das Gericht kann den Beteiligten, 
ihren Bevollmächtigten und Beiständen auf 
Antrag oder von Amts wegen gestatten, 
sich während einer mündlichen Verhand-
lung an einem anderen Ort aufzuhalten und 
dort Verfahrenshandlungen vorzunehmen. 
Die Verhandlung wird zeitgleich in Bild und 
Ton an diesen Ort und in das Sitzungszim-
mer übertragen. 

entfällt 

(2) Das Gericht kann auf Antrag ge-
statten, dass sich ein Zeuge, ein Sachver-
ständiger oder ein Beteiligter während ei-
ner Vernehmung an einem anderen Ort 
aufhält. Die Vernehmung wird zeitgleich in 
Bild und Ton an diesen Ort und in das Sit-
zungszimmer übertragen. Ist Beteiligten, 
Bevollmächtigten und Beiständen nach Ab-
satz 1 Satz 1 gestattet worden, sich an ei-
nem anderen Ort aufzuhalten, so wird die 
Vernehmung auch an diesen Ort übertra-
gen. 

entfällt 

(3) Die Übertragung wird nicht aufge-
zeichnet. Entscheidungen nach Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 sind unanfecht-
bar. 

entfällt 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten ent-
sprechend für Erörterungstermine (§ 79 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1). 

entfällt 

§ 128 § 128 

(1) Gegen die Entscheidungen des Fi-
nanzgerichts, des Vorsitzenden oder des 
Berichterstatters, die nicht Urteile oder Ge-
richtsbescheide sind, steht den Beteiligten 
und den sonst von der Entscheidung Be-
troffenen die Beschwerde an den Bundesfi-
nanzhof zu, soweit nicht in diesem Gesetz 
etwas anderes bestimmt ist. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Prozessleitende Verfügungen, 
Aufklärungsanordnungen, Beschlüsse über 
die Vertagung oder die Bestimmung einer 
Frist, Beweisbeschlüsse, Beschlüsse nach 
§§ 91a und 93a, Beschlüsse über die Ab-
lehnung von Beweisanträgen, über Verbin-
dung und Trennung von Verfahren und An-
sprüchen und über die Ablehnung von Ge-
richtspersonen, Sachverständigen und Dol-
metschern, Einstellungsbeschlüsse nach 
Klagerücknahme sowie Beschlüsse im Ver-
fahren der Prozesskostenhilfe können nicht 
mit der Beschwerde angefochten werden. 

(2) Prozessleitende Verfügungen, 
Aufklärungsanordnungen, Beschlüsse über 
die Vertagung oder die Bestimmung einer 
Frist, Beweisbeschlüsse, Beschlüsse über 
die Ablehnung von Beweisanträgen, über 
Verbindung und Trennung von Verfahren 
und Ansprüchen und über die Ablehnung 
von Gerichtspersonen, Sachverständigen 
und Dolmetschern, Einstellungsbeschlüsse 
nach Klagerücknahme sowie Beschlüsse 
im Verfahren der Prozesskostenhilfe kön-
nen nicht mit der Beschwerde angefochten 
werden. 

(3) Gegen die Entscheidung über die 
Aussetzung der Vollziehung nach § 69 
Abs. 3 und 5 und über einstweilige Anord-
nungen nach § 114 Abs. 1 steht den Betei-
ligten die Beschwerde nur zu, wenn sie in 
der Entscheidung zugelassen worden ist. 
Für die Zulassung gilt § 115 Abs. 2 ent-
sprechend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) In Streitigkeiten über Kosten ist die 
Beschwerde nicht gegeben. Das gilt nicht 
für die Beschwerde gegen die Nichtzulas-
sung der Revision. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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Gerichtskostengesetz Gerichtskostengesetz 

( - GKG 2004) 
vom: 27.02.2014 - zuletzt geän-
dert durch Art. 4 G v. 7.11.2022 

I 1982 

u n v e r ä n d e r t  

Anlage 1 Anlage 1 

(zu § 3 Abs. 2) 
Kostenverzeichnis 

(zu § 3 Abs. 2) 
Kostenverzeichnis 

(Fundstelle: BGBl. I 2014, 172 - 216; bzgl. 
der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote) 

(Fundstelle: BGBl. I 2014, 172 - 216; bzgl. 
der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote) 

Geltendes Recht Regierungsentwurf 

Teil 9 Auslagen Teil 9 Auslagen 

Geltendes Recht 

Nr. Auslagentatbestand Höhe 

Vorbemerkung 9: 
  (1) Auslagen, die durch eine für begründet befundene Beschwerde entstanden sind, werden nicht erho-
ben, soweit das Beschwerdeverfahren gebührenfrei ist; dies gilt jedoch nicht, soweit das Beschwerdege-
richt die Kosten dem Gegner des Beschwerdeführers auferlegt hat. 
  (2) Sind Auslagen durch verschiedene Rechtssachen veranlasst, werden sie auf die mehreren Rechtssa-
chen angemessen verteilt. 

…   

9019 Pauschale für die Inanspruchnahme von Videokonferenzverbindungen: 
 je Verfahren für jede angefangene halbe Stunde .......... 

15,00 € 

9020 Umsatzsteuer auf die Kosten 
  Dies gilt nicht, wenn die Umsatzsteuer nach § 19 Abs. 1 UStG unerhoben 
bleibt. 

in voller Höhe 

Regierungsentwurf 

Nr. Auslagentatbestand Höhe 

Vorbemerkung 9: 
  (1) Auslagen, die durch eine für begründet befundene Beschwerde entstanden sind, werden nicht erho-
ben, soweit das Beschwerdeverfahren gebührenfrei ist; dies gilt jedoch nicht, soweit das Beschwerdege-
richt die Kosten dem Gegner des Beschwerdeführers auferlegt hat. 
  (2) Sind Auslagen durch verschiedene Rechtssachen veranlasst, werden sie auf die mehreren Rechtssa-
chen angemessen verteilt. 

…   

   

9019 Umsatzsteuer auf die Kosten 
  Dies gilt nicht, wenn die Umsatzsteuer nach § 19 Abs. 1 UStG unerho-
ben bleibt. 

in voller Höhe 
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Gesetz über Gerichtskosten in 
Familiensachen 

Gesetz über Gerichtskosten in 
Familiensachen 

( - FamGKG) 
vom: 17.12.2008 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 6 G v. 10.8.2021 

I 3424 

( - FamGKG) 
vom: 17.12.2008 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 6 G v. 10.8.2021 

I 3424 

Anlage 1 Anlage 1 

(zu § 3 Abs. 2) 
Kostenverzeichnis 

(zu § 3 Abs. 2) 
Kostenverzeichnis 

(Fundstelle: BGBl. I 2008, 2677 - 2690; 
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fuß-
note) 

(Fundstelle: BGBl. I 2008, 2677 - 2690; 
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fuß-
note) 

Geltendes Recht Regierungsentwurf 

Teil 2 Teil 2 

Auslagen Auslagen 

Geltendes Recht 

Nr. Auslagentatbestand Höhe 

Vorbemerkung 2: 
  (1) Auslagen, die durch eine für begründet befundene Beschwerde entstanden sind, werden nicht erho-
ben, soweit das Beschwerdeverfahren gebührenfrei ist; dies gilt jedoch nicht, soweit das Beschwerdege-
richt die Kosten dem Gegner des Beschwerdeführers auferlegt hat. 
  (2) Sind Auslagen durch verschiedene Rechtssachen veranlasst, werden sie auf die mehreren Rechtssa-
chen angemessen verteilt. 
  (3) In Kindschaftssachen werden von dem Minderjährigen Auslagen nur unter den in Vorbemerkung 1.3.1 
Abs. 2 genannten Voraussetzungen erhoben. In den in Vorbemerkung 1.3.1 Abs. 1 genannten Verfahren 
werden keine Auslagen erhoben; für Kindschaftssachen nach § 151 Nr. 6 und 7 FamFG gilt dies auch im 
Verfahren über den Erlass einer einstweiligen Anordnung. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die Auslagen 
2013. 
  (4) Bei Handlungen durch das Vollstreckungs- oder Arrestgericht werden Auslagen nach dem GKG erho-
ben. 

…   

2015 Pauschale für die Inanspruchnahme von Videokonferenzverbindung: 
je Verfahren für jede angefangene halbe Stunde .......... 

15,00 € 

2016 Umsatzsteuer auf die Kosten 
Dies gilt nicht, wenn die Umsatzsteuer nach § 19 Abs. 1 UStG unerhoben 
bleibt. 

in voller Höhe 

Regierungsentwurf 

Nr. Auslagentatbestand Höhe 

Vorbemerkung 2: 
  (1) Auslagen, die durch eine für begründet befundene Beschwerde entstanden sind, werden nicht erho-
ben, soweit das Beschwerdeverfahren gebührenfrei ist; dies gilt jedoch nicht, soweit das Beschwerdege-
richt die Kosten dem Gegner des Beschwerdeführers auferlegt hat. 
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  (2) Sind Auslagen durch verschiedene Rechtssachen veranlasst, werden sie auf die mehreren Rechtssa-
chen angemessen verteilt. 
  (3) In Kindschaftssachen werden von dem Minderjährigen Auslagen nur unter den in Vorbemerkung 1.3.1 
Abs. 2 genannten Voraussetzungen erhoben. In den in Vorbemerkung 1.3.1 Abs. 1 genannten Verfahren 
werden keine Auslagen erhoben; für Kindschaftssachen nach § 151 Nr. 6 und 7 FamFG gilt dies auch im 
Verfahren über den Erlass einer einstweiligen Anordnung. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die Auslagen 
2013. 
  (4) Bei Handlungen durch das Vollstreckungs- oder Arrestgericht werden Auslagen nach dem GKG erho-
ben. 

…   

   

2015 Umsatzsteuer auf die Kosten 
Dies gilt nicht, wenn die Umsatzsteuer nach § 19 Abs. 1 UStG uner-
hoben bleibt. 

in voller Höhe 
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Geltendes Recht Regierungsentwurf 

Gesetz über Kosten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit für Ge-

richte und Notare 

Gesetz über Kosten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit für Ge-

richte und Notare 

(Gerichts- und Notarkostenge-
setz - GNotKG) 

vom: 23.07.2013 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 7 Abs. 5 G v. 

31.10.2022 I 1966 

(Gerichts- und Notarkostenge-
setz - GNotKG) 

vom: 23.07.2013 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 7 Abs. 5 G v. 

31.10.2022 I 1966 

Anlage 1 Anlage 1 

(zu § 3 Absatz 2) 
Kostenverzeichnis 

(zu § 3 Absatz 2) 
Kostenverzeichnis 

(Fundstelle: BGBl. I 2013, 2613 – 2653; 
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fuß-
note) 

(Fundstelle: BGBl. I 2013, 2613 – 2653; 
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fuß-
note) 

Geltendes Recht Regierungsentwurf 

Teil 3 Auslagen Teil 3 Auslagen 

Geltendes Recht 

Nr. Auslagentatbestand Höhe 

Vorbemerkung 3: 
  Sind Auslagen durch verschiedene Rechtssachen veranlasst, werden sie auf die Rechtssachen angemes-
sen verteilt. Dies gilt auch, wenn die Auslagen durch Notar- und Rechtsanwaltsgeschäfte veranlasst sind. 

Hauptabschnitt 1 Auslagen der Gerichte 

Vorbemerkung 3.1: 
  (1) Auslagen, die durch eine für begründet befundene Beschwerde entstanden sind, werden nicht erho-
ben, soweit das Beschwerdeverfahren gebührenfrei ist; dies gilt jedoch nicht, soweit das Beschwerdege-
richt die Kosten dem Gegner des Beschwerdeführers auferlegt hat. 
  (2) In Betreuungssachen werden von dem Betroffenen Auslagen nur unter den in Vorbemerkung 1.1 Abs. 
1 genannten Voraussetzungen erhoben. Satz 1 gilt nicht für die Auslagen 31015. 

…   

31016 Pauschale für die Inanspruchnahme von Videokonferenzverbindungen: 
 je Verfahren für jede angefangene halbe Stunde .......... 

15,00 € 

31017 Umsatzsteuer auf die Kosten 
Dies gilt nicht, wenn die Umsatzsteuer nach § 19 Abs. 1 UStG unerhoben 
bleibt. 

in voller Höhe 

Regierungsentwurf 

Nr. Auslagentatbestand Höhe 

Vorbemerkung 3: 
  Sind Auslagen durch verschiedene Rechtssachen veranlasst, werden sie auf die Rechtssachen angemes-
sen verteilt. Dies gilt auch, wenn die Auslagen durch Notar- und Rechtsanwaltsgeschäfte veranlasst sind. 

Hauptabschnitt 1 Auslagen der Gerichte 
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Vorbemerkung 3.1: 
  (1) Auslagen, die durch eine für begründet befundene Beschwerde entstanden sind, werden nicht erho-
ben, soweit das Beschwerdeverfahren gebührenfrei ist; dies gilt jedoch nicht, soweit das Beschwerdege-
richt die Kosten dem Gegner des Beschwerdeführers auferlegt hat. 
  (2) In Betreuungssachen werden von dem Betroffenen Auslagen nur unter den in Vorbemerkung 1.1 Abs. 
1 genannten Voraussetzungen erhoben. Satz 1 gilt nicht für die Auslagen 31015. 

…   

   

31016 Umsatzsteuer auf die Kosten 
Dies gilt nicht, wenn die Umsatzsteuer nach § 19 Abs. 1 UStG uner-
hoben bleibt. 

in voller Höhe 
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Patentgesetz Patentgesetz 

( - PatG) 
vom: 16.12.1980 - zuletzt geän-
dert durch Art. 1 G v. 30.8.2021 

I 4074 

( - PatG) 
vom: 16.12.1980 - zuletzt geän-
dert durch Art. 1 G v. 30.8.2021 

I 4074 

§ 46 § 46 

(1) Die Prüfungsstelle kann jederzeit 
die Beteiligten laden und anhören, Zeugen, 
Sachverständige und Beteiligte eidlich oder 
uneidlich vernehmen sowie andere zur Auf-
klärung der Sache erforderliche Ermittlun-
gen anstellen. § 128a der Zivilprozessord-
nung ist entsprechend anzuwenden. Bis 
zum Beschluß über die Erteilung ist der An-
melder auf Antrag zu hören. Der Antrag ist 
schriftlich einzureichen. Wird der Antrag 
nicht in der vorgeschriebenen Form einge-
reicht, so weist sie den Antrag zurück. Der 
Beschluß, durch den der Antrag zurückge-
wiesen wird, ist selbständig nicht anfecht-
bar. 

(1) Die Prüfungsstelle kann jederzeit 
die Beteiligten laden und anhören, Zeugen, 
Sachverständige und Beteiligte eidlich oder 
uneidlich vernehmen sowie andere zur Auf-
klärung der Sache erforderliche Ermittlun-
gen anstellen. Die §§ 128a und 284 Ab-
satz 2 und 3 der Zivilprozessordnung sind 
entsprechend anzuwenden. Bis zum Be-
schluß über die Erteilung ist der Anmelder 
auf Antrag zu hören. Der Antrag ist schrift-
lich einzureichen. Wird der Antrag nicht in 
der vorgeschriebenen Form eingereicht, so 
weist sie den Antrag zurück. Der Beschluß, 
durch den der Antrag zurückgewiesen wird, 
ist selbständig nicht anfechtbar. 

(2) Über die Anhörungen und Verneh-
mungen ist eine Niederschrift zu fertigen, 
die den wesentlichen Gang der Verhand-
lung wiedergeben und die rechtserhebli-
chen Erklärungen der Beteiligten enthalten 
soll. Die §§ 160a, 162 und 163 der Zivilpro-
zeßordnung sind entsprechend anzuwen-
den. Die Beteiligten erhalten eine Abschrift 
der Niederschrift. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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§ 136 § 136 

Die Vorschriften des § 117 Abs. 2 bis 
4, des § 118 Abs. 2 und 3, der §§ 119 und 
120 Absatz 1 und 3, des § 120a Absatz 1, 
2 und 4 sowie der §§ 124 und 127 Abs. 1 
und 2 der Zivilprozeßordnung sind entspre-
chend anzuwenden, § 127 Abs. 2 der Zivil-
prozessordnung mit der Maßgabe, dass die 
Beschwerde unabhängig von dem Verfah-
renswert stattfindet. Im Einspruchsverfah-
ren sowie in den Verfahren wegen Erklä-
rung der Nichtigkeit des Patents oder in 
Zwangslizenzverfahren (§§ 81, 85 und 85a) 
gilt dies auch für § 117 Abs. 1 Satz 2, § 
118 Abs. 1, § 122 Abs. 2 sowie die §§ 123, 
125 und 126 der Zivilprozeßordnung. 

Die Vorschriften des „§ 117 Absatz 2 
bis 4 Satz 1, des § 118 Abs. 2 und 3, der 
§§ 119 und 120 Absatz 1 und 3, des § 
120a Absatz 1, 2 und 4 sowie der §§ 124 
und 127 Abs. 1 und 2 der Zivilprozeßord-
nung sind entsprechend anzuwenden, § 
127 Abs. 2 der Zivilprozessordnung mit der 
Maßgabe, dass die Beschwerde unabhän-
gig von dem Verfahrenswert stattfindet. Im 
Einspruchsverfahren sowie in den Verfah-
ren wegen Erklärung der Nichtigkeit des 
Patents oder in Zwangslizenzverfahren (§§ 
81, 85 und 85a) gilt dies auch für § 117 
Abs. 1 Satz 2, § 118 Abs. 1, § 122 Abs. 2 
sowie die §§ 123, 125 und 126 der Zivilpro-
zeßordnung. 
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Gebrauchsmustergesetz Gebrauchsmustergesetz 

( - GebrMG) 
vom: 28.08.1986 - zuletzt geän-
dert durch Art. 3 G v. 10.8.2021 

I 3490 

( - GebrMG) 
vom: 28.08.1986 - zuletzt geän-
dert durch Art. 3 G v. 10.8.2021 

I 3490 

§ 17 § 17 

(1) Das Deutsche Patent- und Mar-
kenamt teilt dem Inhaber des Gebrauchs-
musters den Antrag mit und fordert ihn auf, 
sich dazu innerhalb eines Monats zu erklä-
ren. Widerspricht er nicht rechtzeitig, so er-
folgt die Löschung. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Andernfalls teilt das Deutsche Pa-
tent- und Markenamt den Widerspruch dem 
Antragsteller mit und trifft die zur Aufklä-
rung der Sache erforderlichen Verfügun-
gen. Es kann die Vernehmung von Zeugen 
und Sachverständigen anordnen. Für sie 
gelten die Vorschriften der Zivilprozeßord-
nung (§§ 373 bis 401 sowie 402 bis 414) 
entsprechend. Die Beweisverhandlungen 
sind unter Zuziehung eines beeidigten Pro-
tokollführers aufzunehmen. Eine mündliche 
Verhandlung findet nur statt, wenn ein Be-
teiligter dies beantragt oder das Deutsche 
Patent- und Markenamt dies für sachdien-
lich erachtet. § 128a der Zivilprozessord-
nung ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Andernfalls teilt das Deutsche Pa-
tent- und Markenamt den Widerspruch dem 
Antragsteller mit und trifft die zur Aufklä-
rung der Sache erforderlichen Verfügun-
gen. Es kann die Vernehmung von Zeugen 
und Sachverständigen anordnen. Für sie 
gelten die Vorschriften der Zivilprozeßord-
nung (§§ 373 bis 401 sowie 402 bis 414) 
entsprechend. Die Beweisverhandlungen 
sind unter Zuziehung eines beeidigten Pro-
tokollführers aufzunehmen. Eine mündliche 
Verhandlung findet nur statt, wenn ein Be-
teiligter dies beantragt oder das Deutsche 
Patent- und Markenamt dies für sachdien-
lich erachtet. § 128a und § 284 Absatz 2 
und 3 der Zivilprozessordnung sind ent-
sprechend anzuwenden. 

(3) Die Gebrauchsmusterabteilung 
entscheidet durch Beschluss über den An-
trag. Der Beschluss ist zu begründen. Er ist 
den Beteiligten von Amts wegen in Ab-
schrift zuzustellen. Eine Beglaubigung der 
Abschrift ist nicht erforderlich. Ausfertigun-
gen werden nur auf Antrag eines Beteilig-
ten und nur in Papierform erteilt. Wird über 
den Antrag auf Grund mündlicher Verhand-
lung entschieden, kann der Beschluss in 
dem Termin, in dem die mündliche Ver-
handlung geschlossen wird, verkündet wer-
den; die Sätze 2 bis 5 bleiben unberührt. § 
47 Absatz 2 des Patentgesetzes ist ent-
sprechend anzuwenden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Das Deutsche Patent- und Mar-
kenamt hat in dem Beschluss nach Absatz 
3 Satz 1 zu bestimmen, zu welchem Anteil 
die Kosten des Verfahrens den Beteiligten 
zur Last fallen. Ergeht keine Entscheidung 
in der Hauptsache, wird über die Kosten 
des Verfahrens nur auf Antrag entschie-
den. Der Kostenantrag kann bis zum Ab-
lauf eines Monats nach Zustellung der Mit-
teilung des Deutschen Patent- und Marken-
amts über die Beendigung des Verfahrens 
in der Hauptsache gestellt werden. Im Übri-
gen sind § 62 Absatz 2 und § 84 Absatz 2 
Satz 2 und 3 des Patentgesetzes entspre-
chend anzuwenden. Sofern über die Kos-
ten nicht entschieden wird, trägt jeder Be-
teiligte seine Kosten selbst. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Der Gegenstandswert wird auf An-
trag durch Beschluss festgesetzt. Wird eine 
Entscheidung über die Kosten getroffen, so 
kann der Gegenstandswert von Amts we-
gen festgesetzt werden. Der Beschluss 
über den Gegenstandswert kann mit der 
Entscheidung nach Absatz 4 Satz 1 und 2 
verbunden werden. Für die Festsetzung 
des Gegenstandswerts gelten § 23 Absatz 
3 Satz 2 und § 33 Absatz 1 des Rechtsan-
waltsvergütungsgesetzes entsprechend. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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Abgabenordnung Abgabenordnung 

( - AO 1977) 
vom: 01.10.2002 - zuletzt geän-

dert durch Art. 4 G v. 
20.12.2022 I 2730 

( - AO 1977) 
vom: 01.10.2002 - zuletzt geän-

dert durch Art. 4 G v. 
20.12.2022 I 2730 

§ 30 § 30 

Steuergeheimnis Steuergeheimnis 

(1) Amtsträger haben das Steuerge-
heimnis zu wahren. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Ein Amtsträger verletzt das Steu-
ergeheimnis, wenn er  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. personenbezogene Daten eines ande-
ren, die ihm  

 

a) in einem Verwaltungsverfahren, ei-
nem Rechnungsprüfungsverfahren 
oder einem gerichtlichen Verfah-
ren in Steuersachen, 

 

b) in einem Strafverfahren wegen ei-
ner Steuerstraftat oder einem Buß-
geldverfahren wegen einer Steuer-
ordnungswidrigkeit, 

 

c) im Rahmen einer Weiterverarbei-
tung nach § 29c Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4, 5 oder 6 oder aus an-
derem dienstlichen Anlass, insbe-
sondere durch Mitteilung einer Fi-
nanzbehörde oder durch die ge-
setzlich vorgeschriebene Vorlage 
eines Steuerbescheids oder einer 
Bescheinigung über die bei der 
Besteuerung getroffenen Feststel-
lungen, 

 

bekannt geworden sind, oder  

2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnis, das ihm in einem der in 
Nummer 1 genannten Verfahren be-
kannt geworden ist, 
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(geschützte Daten) unbefugt offenbart oder 
verwertet oder 

 

3. geschützte Daten im automatisierten 
Verfahren unbefugt abruft, wenn sie für 
eines der in Nummer 1 genannten Ver-
fahren in einem automationsgestützten 
Dateisystem gespeichert sind. 

 

(3) Den Amtsträgern stehen gleich  (3) Den Amtsträgern stehen gleich  

1. die für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichteten (§ 11 Abs. 1 Nr. 4 
des Strafgesetzbuchs), 

1. u n v e r ä n d e r t  

1a. die in § 193 Abs. 2 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes genannten Personen, 

1a. die in § 193 Absatz 3 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes genannten Perso-
nen, 

2. amtlich zugezogene Sachverständige, 2. u n v e r ä n d e r t  

3. die Träger von Ämtern der Kirchen und 
anderen Religionsgemeinschaften, die 
Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sind. 

3. u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Offenbarung oder Verwertung 
geschützter Daten ist zulässig, soweit  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. sie der Durchführung eines Verfahrens 
im Sinne des Absatzes 2 Nr. 1 Buch-
staben a und b dient, 

 

1a. sie einer Verarbeitung durch Finanzbe-
hörden nach Maßgabe des § 29c Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 oder 6 dient, 

 

1b. sie der Durchführung eines Bußgeld-
verfahrens nach Artikel 83 der Verord-
nung (EU) 2016/679 im Anwendungs-
bereich dieses Gesetzes dient, 

 

2. sie durch Bundesgesetz ausdrücklich 
zugelassen ist, 

 

2a. sie durch Recht der Europäischen 
Union vorgeschrieben oder zugelassen 
ist, 

 

2b. sie der Erfüllung der gesetzlichen Auf-
gaben des Statistischen Bundesamtes 
oder für die Erfüllung von Bundesge-
setzen durch die Statistischen Landes-
ämter dient, 
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2c. sie der Gesetzesfolgenabschätzung 
dient und die Voraussetzungen für eine 
Weiterverarbeitung nach § 29c Absatz 
1 Satz 1 Nummer 5 vorliegen, 

 

2d. sie der Sicherung, Nutzung und wis-
senschaftlichen Verwertung von Ar-
chivgut der Finanzbehörden durch das 
Bundesarchiv nach Maßgabe des Bun-
desarchivgesetzes oder durch das zu-
ständige Landes- oder Kommunalar-
chiv nach Maßgabe des einschlägigen 
Landesgesetzes oder der einschlägi-
gen kommunalen Satzung dient, sofern 
die Beachtung der Vorgaben der §§ 6 
und 10 bis 14 des Bundesarchivgeset-
zes im Landesrecht oder in der kom-
munalen Satzung sichergestellt ist, 

 

3. die betroffene Person zustimmt,  

4. sie der Durchführung eines Strafver-
fahrens wegen einer Tat dient, die 
keine Steuerstraftat ist, und die Kennt-
nisse 

 

a) in einem Verfahren wegen einer 
Steuerstraftat oder Steuerord-
nungswidrigkeit erlangt worden 
sind; dies gilt jedoch nicht für sol-
che Tatsachen, die der Steuer-
pflichtige in Unkenntnis der Einlei-
tung des Strafverfahrens oder des 
Bußgeldverfahrens offenbart hat 
oder die bereits vor Einleitung des 
Strafverfahrens oder des Bußgeld-
verfahrens im Besteuerungsver-
fahren bekannt geworden sind, o-
der 

 

b) ohne Bestehen einer steuerlichen 
Verpflichtung oder unter Verzicht 
auf ein Auskunftsverweigerungs-
recht erlangt worden sind, 

 

5. für sie ein zwingendes öffentliches In-
teresse besteht; ein zwingendes öffent-
liches Interesse ist namentlich gege-
ben, wenn 

 



 - 97 -  

Geltendes Recht F:\ ab t_d \g2 52 3\
re fer at\ Vid eo ver ha nd lun g\ GE\ Re gE \Sy no pse \te stk op ie2 _20 23 04 28_ Syn op se _ar bd ok  - K op ie.d oc x Regierungsentwurf 

a) die Offenbarung erforderlich ist zur 
Abwehr erheblicher Nachteile für 
das Gemeinwohl oder einer Ge-
fahr für die öffentliche Sicherheit, 
die Verteidigung oder die nationale 
Sicherheit oder zur Verhütung o-
der Verfolgung von Verbrechen 
und vorsätzlichen schweren Ver-
gehen gegen Leib und Leben oder 
gegen den Staat und seine Ein-
richtungen, 

 

b) Wirtschaftsstraftaten verfolgt wer-
den oder verfolgt werden sollen, 
die nach ihrer Begehungsweise o-
der wegen des Umfangs des 
durch sie verursachten Schadens 
geeignet sind, die wirtschaftliche 
Ordnung erheblich zu stören oder 
das Vertrauen der Allgemeinheit 
auf die Redlichkeit des geschäftli-
chen Verkehrs oder auf die ord-
nungsgemäße Arbeit der Behör-
den und der öffentlichen Einrich-
tungen erheblich zu erschüttern, o-
der 

 

c) die Offenbarung erforderlich ist zur 
Richtigstellung in der Öffentlichkeit 
verbreiteter unwahrer Tatsachen, 
die geeignet sind, das Vertrauen in 
die Verwaltung erheblich zu er-
schüttern; die Entscheidung trifft 
die zuständige oberste Finanzbe-
hörde im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen; 
vor der Richtigstellung soll der 
Steuerpflichtige gehört werden. 

 

(5) Vorsätzlich falsche Angaben der 
betroffenen Person dürfen den Strafverfol-
gungsbehörden gegenüber offenbart wer-
den. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Der Abruf geschützter Daten, die 
für eines der in Absatz 2 Nummer 1 ge-
nannten Verfahren in einem automations-
gestützten Dateisystem gespeichert sind, 
ist nur zulässig, soweit er der Durchführung 
eines Verfahrens im Sinne des Absatzes 2 
Nummer 1 Buchstabe a und b oder der zu-
lässigen Übermittlung geschützter Daten 
durch eine Finanzbehörde an die be-
troffene Person oder Dritte dient. Zur Wah-
rung des Steuergeheimnisses kann das 
Bundesministerium der Finanzen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, welche techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen 
gegen den unbefugten Abruf von Daten zu 
treffen sind. Insbesondere kann es nähere 
Regelungen treffen über die Art der Daten, 
deren Abruf zulässig ist, sowie über den 
Kreis der Amtsträger, die zum Abruf sol-
cher Daten berechtigt sind. Die Rechtsver-
ordnung bedarf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates, soweit sie die Kraftfahrzeug-
steuer, die Luftverkehrsteuer, die Versiche-
rungsteuer sowie Einfuhr- und Ausfuhrab-
gaben und Verbrauchsteuern, mit Aus-
nahme der Biersteuer, betrifft. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Werden dem Steuergeheimnis un-
terliegende Daten durch einen Amtsträger 
oder diesem nach Absatz 3 gleichgestellte 
Personen nach Maßgabe des § 87a Absatz 
4 oder 7 über De-Mail-Dienste im Sinne 
des § 1 des De-Mail-Gesetzes versendet, 
liegt keine unbefugte Offenbarung, Verwer-
tung und kein unbefugter Abruf von dem 
Steuergeheimnis unterliegenden Daten vor, 
wenn beim Versenden eine kurzzeitige au-
tomatisierte Entschlüsselung durch den ak-
kreditierten Diensteanbieter zum Zweck der 
Überprüfung auf Schadsoftware und zum 
Zweck der Weiterleitung an den Adressa-
ten der De-Mail-Nachricht stattfindet. 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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(8) Die Einrichtung eines automati-
sierten Verfahrens, das den Abgleich ge-
schützter Daten innerhalb einer Finanzbe-
hörde oder zwischen verschiedenen Fi-
nanzbehörden ermöglicht, ist zulässig, so-
weit die Weiterverarbeitung oder Offenba-
rung dieser Daten zulässig und dieses Ver-
fahren unter Berücksichtigung der schutz-
würdigen Interessen der betroffenen Per-
son und der Aufgaben der beteiligten Fi-
nanzbehörden angemessen ist. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(9) Die Finanzbehörden dürfen sich 
bei der Verarbeitung geschützter Daten nur 
dann eines Auftragsverarbeiters im Sinne 
von Artikel 4 Nummer 8 der Verordnung 
(EU) 2016/679 bedienen, wenn diese Da-
ten ausschließlich durch Personen verar-
beitet werden, die zur Wahrung des Steu-
ergeheimnisses verpflichtet sind. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

(10) Die Offenbarung besonderer Kate-
gorien personenbezogener Daten im Sinne 
des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2016/679 durch Finanzbehörden an 
öffentliche oder nicht-öffentliche Stellen ist 
zulässig, wenn die Voraussetzungen der 
Absätze 4 oder 5 und ein Ausnahmetatbe-
stand nach Artikel 9 Absatz 2 der Verord-
nung (EU) 2016/679 oder nach § 31c vor-
liegen. 

(10) u n v e r ä n d e r t  

(11) Wurden geschützte Daten  (11) u n v e r ä n d e r t  

1. einer Person, die nicht zur Wahrung 
des Steuergeheimnisses verpflichtet 
ist, 

 

2. einer öffentlichen Stelle, die keine Fi-
nanzbehörde ist, oder 

 

3. einer nicht-öffentlichen Stelle  

nach den Absätzen 4 oder 5 offenbart, darf 
der Empfänger diese Daten nur zu dem 
Zweck speichern, verändern, nutzen oder 
übermitteln, zu dem sie ihm offenbart wor-
den sind. Die Pflicht eines Amtsträgers o-
der einer ihm nach Absatz 3 gleichgestell-
ten Person, dem oder der die geschützten 
Daten durch die Offenbarung bekannt ge-
worden sind, zur Wahrung des Steuerge-
heimnisses bleibt unberührt. 
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